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Wie ht ist die trafvollzugsreform ? 
vonWalter Rieg r 

In d n v rgongenen Jahren sind vielerorts In der Publizistik Veröffentlichun­
gen erschienen, die den Jugendstrafvollzug und seine Veründenmg zum 
Thema haben, Ein Teil der darin enthaltenen Aussagen erhebt Forderungen 
von unterschiedlicher Tragweite, die im Rahmen des Vollzugs verw'irklicht 
wcrden sollen, andere Stellungnalunen fordern die Abschaffung d Jugend­
strafvollzug überhaupt. AlJgemein steht heut der Strafvollzug im MItiel­
punkt von B tm hlung n und Bestrebungen, die au/grund der herrschen­
den politischen, gescll hoftlidlen und gelstesgeschichtlidlen Gegebenheit n 
eine gute Chance haben, reale Wirkungen zu rziel n, bzw, diese Wirkun­
gen schon erzielt haben. Eben w gen der zitierten Gegebenheit n besteht 
hl rzulande cine gcwi s Sd)cu, diesen Wirkungen und Uuen Ur adlen 
ß hli h lind kriti eh analy lercnd zu b gegn n. Sie treffen vielmehr auf 

nllhezu keinen Widerstand. eher auf eine scheinbare oder edlte Nachgiebig­
keit und auf Tedllliken der Anpassung und Unterw rfung. Gerade aus die­
'em Grund i t aber eine nUd1terne Betrachtung unerläßlich. 

Viele Krlliker erheben gegen den jetzigen Strafvollzug eine Reihe von Vor­
würfen, die man vi lIeicht unter zwei Rubriken zusllInmenfass"n kllnn. In 
die erste Rubrik könnte man aJJes das einordnen. was der Pad,weh seit 
liingerer Zeit unter dem Stid1wort der • Hospltalisierung • bekannt ist, In die 
zweite alles das, was die Kritiker unter Maßnahmcn und Einridllllngen aUlo p 

rilii p r, repressiv r An verstehen mög n. 

Mit Höspltali ierung be7. idmct man die Summe aller EinflOss . die auf­
grund der besonderen Eigenart der Stra{nn tolt auf den Charakter des G 
fong n n im Sinne ein r habituellen Defonnlerung einwirken. Nun I t hier­
h ' wesentli h. duß Tendenzen der Hospitalisierung unter d n vers lie<Ln­
sten Vorzeid1cn auftretcn können, und es können diese Vorzeid1en durch 
die offiziell herrschende Gewalt. also durch die Miid,te d r Verwaltung und 
der Erziehung ges tzt sein, ie können aber ebenfalls aus dem Zusammen­
I ben der Gelang nen und aus deren igener in den Vollzug elngebradlt n 
Problematik resultieren. Die Erfahrung lehrt. daß hospitalisierende T ndt>n­
? nimm r dann auftreten, wenn der Mell eh sdlllizlos Mt) ht n ausgeliefert 
i;1:, deren Ziel ni ht dl Lösung VOn Prob! ' m 'n ein r ethi 'eh n Restruktion. 
sondern die Bestätigung und Ausübung der eigenen Herrschaft ist. 

G 'rade das ab r i t drall, wenn der Celang ne dem Gefangenen, vor 
allem. wenn der d,wö h re G fangen dem stä rkeren Gefong nen unter· 
worfen ist, und die Tendenz wird verstiir'kt, wenn der störkere, d. h. cl r wen­
dig re, skrupellos re, rlahrenereCefang ne 5 incn Machtanspruch mit einem 
anerkannt n, mi'iglidlst tabul rt n Tenninus aus dmn Bereich der .snli.{luto­
rilJr n · Ieleologie ob i 'm und tarnen kann. 
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Der Gefangenen-Boß gibt sich • fort chrlUlich · 

wd 'he olge di Herrsdloft des Ge(angenen uber d n G fon ellen hul . kann 
man uns(.:hwer In Zeugnis co des alten tTtlfvolizugs nadlles n. die Literatur 
ist voll dovon. Mon muß nun hin~.ufijgen . daß dies üb rkomm oen Mod\(-
trukluren nidlt nur 'ehr leben lork. sond m auch üuß rs! lustlsch und 

jeden it bereit sind. die olt n Ponnen mit neu n Inhalten ~u füllen . Wenn 
z. B. ein thempeutisdles Arbeitsmittel von denen, die onw IIden. unkri ­
lisdl Im Stile der Id oloSi i rung betrieben wird, ignct e sid l h rvormgcnd 
da2u. S hlagworte, Parolen und An prüche IIls WIISS r auf die alte Mühle 
der Gefangenen- ubkultur und damit der Hospitalislerung zu leiten und 
vorhandene Struktur n zu anktionieren. ind n sie unter in id ologi­
!lches Tabu teilt . Der gelegentlidl in der Literatur ou(tau hcnd '. hodl nnge­
paßte und mit Madll und Einfluß ousg tatt te G (angenen·Boß I t keines· 
wegs nur als Kammer- oder Küchenhousarb iter. ~ondem ebensogut als Star 
einer ounseling-group od r als Dlsc-lockey in in r Anstalt von entspre­
chender . Pons \TiUlichkeit" cl nkbar. 

Es ist nicht zU best reiten, d8ß der offhielle Stra(vollzug im traditionellen 
inne Voraussetzungen der Ho pltolisierung dlUf und nodl o.fft. Aber 

nirgends gibt innerhalb des Vollzugs ernsthafte Theoretiker. denen dieses 
Problem neu wäre oder die sich cl n nötigen Einsidlt n verweigerten. Es 
best ht aber die ungeheure Ce(ohr. döß dring nd notwendig Itefonncil un­
tergeh n in der Betri b amkeit lind durdl die Wirkli lkeitsfeindlichk it 
sadl! remder Ideologien. 

Macht der ubkuJtur hUmmer a} - mißratenste Verwllllung 

Wo die Autoritiit der Verantwortlichen im Strafvollzug zurücktritt. tritt an 
ihre Stelle die Madll der ubkultur, und die hospitalisiert gl'Ündlid1er nodl 
als die mißratenste Verwaltung. Man kann und muß an die V ront wort­
lichen im Vollzug hohe Forderung n teilen und muß lml cli Verwirklidlung 
die er Forderungen kämpfen, aber Illall kann die Ablöstmg crlleherisdler 
Autorität nur wollen. wenn man ntweder die Existenz und Möchtigkeit 
der ubkuItur leugnet od r idl mit ihr solidarisiert, indem mall ihre Axiome 
bejaht. Di eine Haltung disqualifiziert sid, gei t1g - ob der Weigerun . 
massivste Gegebenheiten zu erkenn n - , die andere sd1cidet ethisdl aus, 
sie bed ' utet ein B kenntnis zur Unmen d, lichkeit. 

Wenn also die hospitolisiercnd Wirkung des Anstoltsau( .nthalts beklagt 
wird . kann ein ra II nid1t obgel itet w rden, die Gefangenen müßten von 
vornherein mehr piel raum zur )]nt(llltung der Uigell dlaften bekommen, cli 
Rie in di ' Anstalt mitbringen. und ihre sozial n BezUge dürften In der An­
stalt nidlt besduiinkt werden. Gerade in diesen ozialen BezUg n liest die 
Problematik des Gefangenen. Hier hat er ver 081, und hier wird r weiter 
versagen, w nn man ihn überfordert. Kein rnst zu nehmender Püdllgog 
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im Vollzug wird heute mit den in der Refonlliiteratur gelegentlich angegrif­
fenen Begriffen _ Besinnung' und . WandJung· 8rb iten mögen. Der Wider­
wiUe richtet sich aber vor allem gegen die überkommene Mythologi dies r 
Begriffe, nicht gegen deren sachlichen Inhalt. 

Daß im Denken und Püh len eine Emüd1terung wld ine I\nderung ein ­
treten mUssen, wenn dem Cefangenen geholfen werden soll, ist wohl unb -
streitbar. Die Ernüdltenmg aber ist unm öglich, wenn der Gefangene in den 
glcidl n sozialen Bezügen b fangen bleibt, die ihn draußen zu Pali bm hten. 
D r Bf'g riff cl r Roll nerwartung hot hier z· nlTole Bedeutung. Es ist aJso 
unerlößlkh, die sozialen Bindungen und Kon takte des Gefangenen zu beob­
achten und zu dosieren, ihre Polgen und ihre Wirkungen auf den Gefan­
genen pöclog gisd l und theropeuti dl zu w rtan. Es ist unmögli ~1, cli 'e 
Kontakte ohne Konzeption wudlcrn zu lassen. es sei denn , mon lehnt jede 
wirklidle Eintlußnahme auf den Gefangenen ab. Unter dIesem Aspekt müs­
sen all Maßnahmen geseh n werd n, die cl r Kriliker vi lIej ht als Tedmi­
ken der Ilntper. ünlichung empfindet. 

ErnsIe und streng • Arbcilskonzcption • 

Wer b jaht. daß cl m Gcfll ng n n in ptidagogisdler An pruch zu b gegn n 
hat. der Wirkungen erzielcn floll . deT muß DU ch b jahen, daß der Gefangene 
in der Al) talt in eine Atm o phäre inttilt. cli durd \ eine klare, ern te und 
str " ge . Arb itskonzeption · geprägt ist. Die Rolle, die der G fangen in der 
Freiheit spielte. darf er in den allermeisten Pällen nid,1 mehr weiter spielen, 
wenn Schaden von ihm lerngehalten werden soll. Die von Außenstehenden 
oft ols 1'0 negativempfund n Zer 'manie cl · r Aufnahm , das Trogen von 
Anstalt. kleidung uno ähnliche Maßnahmen dienen die'em Zweck. Je nüd i ­
lerner, klarer und 'trenger die Atmosphäre der Anstalt ist. um so besser wird 
die Anstalt ihr 'n Zweck erfüllen. Je mehr cl m Gefangen n Gelegenheit gege­
ben wird, du r :h Tedmiken, Reql.lisiten und Stilmittel seiner frilheren Rolle. 
die er sich im Vollzug bewahrt oder zurückerobert hat, einen Schutzwall 
geg n die Ansprüche der Erziehung auf7.ubau n, um so eher wird mlln sa­
g n rniLs n, daß hier St uergelcler sinnlos 6U. g geben werden. 

Es ist nun ein Irrtum zu glaubcn, die Maßnllhmen ues VoUzu~s, die dem 
ob~n genannten Ziel dienten, seien immer und in jedem Foll ihrer Nllfur 
nach destruktiv, also unmenschlich. Es ist in sich I'Idllimm (md ein Pali 
äußerster menschlicher Not. daß der Mensd\ g gen den Mensd\en mit Ge­
walt lind Zwang einsdueit n, daß er ihn gefangenhalten. sein Briefe lesen 
und st'in rnnenlt'ben ZUOl Thema seiner beruflichen Bemühungen mad)en 
muß. Aber elle Katastrophe der men 'chlidlen ße'.liehunBcn, die hier sich tbar 
wird, nalltn ihr n Anfang außerhalb der trafansta lt. und diese hat die Auf­
gab . mit ihren Mitteln . die dem Ernst der Gegebenheiten zu entsprechen 
hab n, den Mens h " so zu bceinflus en, daß er künftig im Rahmen der 
Spielregeln 1 ben kann , auf deren Einhaltung wir alle ang wiesen sind. 
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KeiJle Schädigung der men chlichen Substanz 

Die Maßnahmen der Anstalt mUs en som..!t ihrem Wesen nach streng for­
dernd und einSTeHend in, um zugleidl helfen und aufbauen zu könn n. 
Si dünen nicht zerstörerisd" w rHcindlich und geeignet ; ein, die m nsd,­
Iidl Substanz de Gefangenen zu sdÜidiS >no Selbstverständlich mü cn sie 
zu gegebener Zeit, bezogen auf die Entwicklung des Gefangenen, Maßnah­
men weichen, di g isnet sind, im Rahmen des Strofvollzt,lgs ein Ubungs­
{eid für cli Preiheit zu sdla!fen . Diese Maßnohm n werd 'n MuRS im Ge­
gensatz zu konventionellen Auffassung n stehen mü sen, ie müssen ela-
ti dl, an d r Erfahrung orientiert und souverän konzipiert werden, sie dür­

f n auf k inen Pnll im G gen atz stehen zu d nEin idltcn , die ein nüch­
terne reali tisdle Betrachtung der Probleme des Gelang ' nen mit sid, bringt. 

ie werden wahrsdl(:~inlidl bei aller notwcndigen Elastizität mit weniger in­
stitutionellem Spi Iraum ouskomm n als radikole Kritiker. denen die Ver­
änd · rung Ibst7.w c:k bod ut t. ansebrodlt er dlelJlt. 

Der moderne StrofvollzlIg muß ein -. vomrtcil$frei konzipierte Synthese von 
run tizitiit lind RealisLnu da rstellen, Die ntsd)eidencle Fmg , ob es dem 
Vollzug gelingt. einen harakter In diesem Sinne zu form n, wird beant­
wortet durdl die persönliche und berufUd,c QuaHfikation derj nlg!!n. die 
in der Arbeit sIeh n, E liegt ni ht on d , n .Institutionen, undern an der 
geistigen und thischen V rfassung d rer, die sie bedi~cn. lind g 'rade in 
d! m Punkt rknten unsIld1I iche. aber miidltlge Kritik n großen S ~)a ­

den an. 

Vollzugsmllßnahmen nüchtern empfinden 

Man muß und kann davon ausgehen, daß die meisten der jungen Gefan­
genen sidl in einem Zustand befinden, der der Gei teswclt, in der die Kriti­
ker unserer Ce ellscllaft und ihrer Einridltungen leben. nUT wenig entspricht. 
Sie hab n nidlt Soziologie studiert. und :t.ur Geistesgesdllchte un erer Zeit 
tch n ie nur Insoweit in bezug. ols 'i ihr Opfer geworden sind. Sie sind 

daher durchuus imstond , die Maßnahm n des Vollzugs nild)tem und un­
id ologisdl zu empfinden. Ohne Zweifel rit:htet ein OggT siver oder sonst 
persönlidl überbeIn tet r ßeamt r des Vollzug großt>s nhell an. ober es 
tcht benso fest. daß den meisten Gefangenen die I3insidlt in die Notwen­

digkeit eines pädagogischen Eingriffs und die Einsicht. daß die Katastrophe 
nicht primör in der Einweisung in die Anstnlt. sondern in der unftat und 
in der Entwicklung dazu liegt. abverlangt WClden kann und muß. Wieweit 
dies Einsicht ins Bewußtsein artikuliert wird. bt dabei zweitrllngig. daß 
cl r Weg dahin lang und verschlungen ist und an all rlei Gelohren vorilber­
führt. sagt nicllt geg n das Prinzip. 
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Di hier angeführten Argumente zeigen. da{~ nicht in ein m Abbau der 
Autoritiit der rechte Weg liegt. sondern in einer allgemeinen Anhebung des 
geistigen und ethischen Bewußtseins im Vollzug und im gTÜndlichen Durdl­
denken aller Arbeitsmittel. 

Am Eindeutigsten lriH die soc.:hfremde Denkweise mallch r Kriliker in cl m 
Vorschlag hervor. den Strafvollzug für Jugendliche überhaupt abzuschaffen 
und die nötige Behandlung außerhaJb der Zuständigkeit der Justiz in offe­
nen An ' ta lten dutchzuführen. 13s genügen wenige lind recht simpl Gedan­
ken. um die Unmöglichkeit solchen Verfahrens zu erkennen. In einer offe­
nen Anstall - und eine Anstalt ohne Gitter, d. h. ohne Anwesenheits­
zwang. wöre doch wohl _offen- - wören nur die Rechtsbrecher vorhanden. 
die von sldl aus glauben. der Therapie zu bedürfen. Wenn sie da glauben. 
werden sie damit wohl recht haben . e kann Jedo h auf die anderen. die 
sich der Behand'ung zu entziehen wüns hen. nicht v rzichtet werd n. wenn 
man sie nicht ihren ungetilSltln Problemen überlussen und der Offen1lidlkeit 
ni ht dirckl cl n Krieg erklö ren mö :hte. 

Verantwortung im Umgang mit GeLang nen 

In cl In Moment aber. da man cli 'sen Ccdonk n okz pli rt und die Anwe­
senheit des RedH. brechers 111 eine für seine Erziehung unerliißlicl'e Voraus­
setzung an ieht. die man auch mit Mitteln des Zwanges zu sid1crn hat. steht 
mon vor der . ingo llgs sk izzierten Problematik llOd muß ihr sochli h begeg­
nen. Es ist vom Drziehungsgedanken her wohl nldlt ~ehr wesentlich. in wes­
sen Zuständigkeit die BehandJung des Jugendlichen Red1t brechers oUzog n 
wird. Der Glaube. andere R sorts als die J\I rtiz stünd n nicht vor deren 
Problemen und seien von vornherein besser geeignet. i t jedodl ein Aber­
glaube. 
Die wirklidlen Probleme des Strafvollzugs liegen im sozialpsydlOlogisd1-
mentalitöten Bereich. Es gUt. verontwo.rtungs(öhige Mens hen zu find n. die 
mit verliehener Mad1t umgehen können. ohne sie Z\I. mlßbruudlen. und ich 
g'oube. e1nß die it\lation im Strafvollzug .In cll er Beziehung günstiger ist 
nls etwl~ in der H Imerziehung oder in uncleren Bereichen der Sozialllrbeit. 
Die V rantwortl ich n des Strofvol17.ugs hoben di größte Erfahnmg Im Um­
gang mit Muttl t. die abgewogen und dosiert werden muß. ihr Gefühl für die 
eigenen Grenzen ist entwickelt im Umgang mit M>llsdlcn und Din n. di 
sie stiinclig an die eigenen Grenzen heranführen. und die. wenn ::lie Scha­
den erleiden. das Versog n des Veranlwortlidlcn sehr eindrucksvoll demon­
strieren. 
Daß ni ht 011 Bedi nst t n des Vollzugs die e Vornus etzung erfüllen und 
daß audl Institutionell Neues geschaffen werden muß. daß gOHZ g wlß der 
neue Strafvollzug sich vom alten nicht graduell. sondern durch einen weit­
gehenden Wechsel der Ziele und der Voraussetzwlgcn zu unters h iden hnt. 
ist eine in weiten Kreisen verbreitete Einsidlt. Daß die dllr6u resultierenden 
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Forderungen noch längst nicht erfüllt sind. ist der Grund für entspredl nde 
Bemühungen verantwortlich r Denker und Praktiker. Nichts aber sdlad t 
dem Streben der Reform er m hr al eine KriHk am Ganzen, die Grenzen 
und Maße Ignori rt" sachlid, oft auf dnvii 1 ler Grundlage sI ·hl, lind die 
den Verdadll erweckt. es ginge lhr primär gor nicll! um die I3rr idlUng der 
vorg g ' nen Ziel , sondern um lie N gierung cl r A iorne, die bislung in 
unserer Gesell chan gellen. Der lrafvol lzug i I 01 tJbung plol1; für Kultur­
kritik weniger geeign tals den,'1l Bannertriiger wohl glauben, sIcht dort 
zuviel auf dem Spiel. 

SouveriiniWt im Umgong mit Gef/lngenen 

Man könnt e bei der bisher skizzierten Argumentol"ion bewenden lassen, 
wiir n nid ,t Faktor n im pie!. deren Wirkung über die theoretisdle rörte­
nmg hinausgehen. Di Sitl! tion im Vollzug wird bestimmt durdl den Ver­
such v rantwonung bewußter Reform r, einen Wand I im Denken und lIon ­
dein herbelzllführen , der si h vor oll In auf die Ein t llunS d s B amten zum 
Amt lind zum Gelang nen aus1;lIwlrkcn hält . Ocr Umgang l1Iil Gelang . 
nen v rlangt eine Souv 'rönitii l, die BUS sozial· lind g ist 'gescllidlllich n 
Grünt! n in 0 utsdlland nicht im g wü n dltcn Umfang onzutr ffen ist. und 
dies r Mangel i t wahrli 1 ni ht nur dlls Problem der Justiz. W nn di e 
Souverii nittit vielerorts fehlt , so i t dos datlluf :wrückzu{ühren, daß die Trä­
ger vun Allit m Lei uns longe Zeit ge\ ohm waren, inem Druck ausgeselzl 
zu sein , der ben 0 mos iv wie in ein n M tiven I tzllidl SOd1fr md war. 
Bond r in den oziologisd1en :hi hten, In deren Händen heute In ist 
die Verantwortung liegt, hOl die5 Tradition eine Haltung v ru rsadll. die 
mit einer Püll · opportuni ,tischer Techniken der Anpu sung und d r Unter­
werfung durchaus den TatbP$tllnd ei n r Subkultur erfüllt. GelHlu hier liegt 
der Kern unserer Problematik. lind genau hier ridllen die im h utigen 
Sdlrifttum lind in der Publizistik anzu treffenden end nZen sdlweren Scha­
den on . 

Notfall!! Bekenntnis zm Anpa sung 

Wenll der heutige tro{voJlzugsbeam l rIebt, wi in der Publizl tlk Forde­
rungen erhoben werden, der<>n sadllidlc Unrid1tigk It für ihn nicht zweifel­
haft sein kann. von denen er aber weiß. daß sie poliUsdl mächtig genug 
sind. um lhn zur (gewohnt n) Anpas 'ung zu zwingen, dann wird er diese 
Anpa sung lei ten. Er wird nicht mehr versuchen , d n vi I unbequemeren 
Weg einer 1genen Neuorientierung zu gehen. der 'tändig zur Konfrontation 
mit der R alität führte, ondern er wird korrumpiert durd1 das B wußtsein , 
Tendenzen nadlgeben zu mus en, denen r zwar sa hlidl überlegen ist. 
machtmäßjg aber hilflos g g nübersteht. 

Es bereitet gerad dem Beamten alten Schlages keinerlei Schwierigkeiten , 
wenn angeordnet wird , In seiner An talt oder auf einer Station in mun-
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ter .antiautoritäres· Treiben zu entwickeln. Es werden sidl unter den G 
fangenen genügend hospitalisierung fähige T hniker sol hen Prohsinns fin ­
den. Es gibt dem Vemehmen nadl bereits Anstnlten. die inen perfekten 
päda ogi dl-therop lIti dl n Lunapark im Programm haben und mit vIel 
Eif r betreiben. (1m Film .Der Hauptmann von Köpenick" müßte eine Szen 
heute mit ganz neuen Inhalten versehen werden.) 

Das alle hat mit wirklidler Reform nichts zu tun, es ist vielmehr die Ant­
wort des Apparats auf ein korrumpierende. weil sad,fremde und maßlose 
Neuerungsideologie. die aufgrund hislorisd1er Gegebenheiten mlt erhebli· 
d, In Madltonspruch aufzutreten ill'lstand ist. Wirklidl sachdienlidle Re­
fonnen. wie die genügende Aus tattung der Anstalt n mit geelgn tern Erzle­
hungspersonaJ. die Errichtung von g nüg nd bergang heimen. in denen 
die Gefangenen auf die Wiedereingliedetung vorbereHet werden - ine 
Forderung. deren Erfü llung wohl die größte und wes ntH hste Leistung des 
Vollzugs wäre - werd n durch dl Entwicklungen nidlt gefördert. Der 
v rantwortungsbewußte Reformer wird in eine Auseinandersetzung mit min­
d . t ns zwei Pronten gedrängt. er muß erleben. wie seine Anliegen kompro­
mittiert und ihre Sinn · beraubt w rclen und schließlid1 im Strudel d r 
Ideologien lind Reaktionen untergehen. 
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I t die R sozialisierung von Gefangenen 
ZUln Scheitern verurteilt? 

Warum traUlillige nicht In die Gesc:llschaft zurückkehren 

Von Rainet S ehe p per 

Die Frage verbietet, soll sie sadlger d1l beantwortet werden, die theor tische 
Erörterung1 ' ie verlangt das Aufzeigen von I{ a1ität n , und le erfordert die 
Darstellung des Problems, von dem hier die Red ist, aus geseUsdlaftspoliU-
eher icht. 

Lass n I mi , p lend ch und provozi rend eins vorweg sag n: Der Begriff 
der R ozio lisi rung ist ebenso hybride wie nebulos. Er setzt eine intakte 
Gesellsdlaft voraus, in die sich einzugliedern ethism wertvoll wäre, die wir 
llb r in der ßundesrepublik nicht oufzuw i!; n hob n (im erinnere nur IIn die 
hohen Dunkelziff m im Bereich der Wirtschaftskriminalität, also im Dcreidl 
der wirt.sdloftlid, führenden Schidlten uns rcr ellsdlsft). Im übrigen dient 
das Sdllagwort vOn der Resoziali lerung d r bequem ten aller Praktiken, 
nlim l! h cli Lösung cl Problems von Ich selber auf ander abzu d,ieben, 
zum ßeispi I auf den tmfvollwg oder ouf oritotive Einridllungen. 

R~()\7. l a li ierung ist ein Chimäre, ein Phllntom, nid.lI mehr und nid ll weni­
ger 61 ein bloß dllagwort , da. überall do , wo dos mit diesem Schlagwon 
G meint mißlingt. den Stro1fälligen ern ut LInd nadlhalt iger ols bisher krimi­
nalisiert . - Nidlt Resozia lisi rung straffii llig g wordener M nschen ist da 
Problem, on dem hier die Rede sein muß. ndem di Entkriminalisierung 
cl r G 11 10ft. 

Dies Problem ist in elr i großen Problem komplexen zu sel1cn, 1. die Verhü-
tung der Ktimlnalisi ' rung junger Men n, 2. cli Ses itigung des Strafrecht 
und d ' Strafvollzugs zugunsten eines Mußnuhm 'n- und Kon cqu nzredltes 
mit en tspr cl1 nd m Vollzug, 3. die H habilill'rullg dc traftölers durch die 
Gesellsd1aft. 

Id1 wlll versu hen, cli sc drei Problemkreise 0 kur/; und einleu htend wie 
mögti h dnrz.ustellen. 

Wer wird überhaupt slraUöUig? 

Von wenigen Au~nahm'n ohg ehen. läßt sidl dl von A1exonder Suther­
land N -lU g troffene Feststellung unterstreichen: . Kein glücklicher Mensdl 
wird kriminell. ' Es käme also darauf an , die Mensd1en glücklid,er oufwodl· 
sen zu lassen. Die tmEtat i t in cl r Reg J da rg bnis ein r Isolation. Diese 
[solation ist immer ozialbedingt. Der junge M n eh, der zum ersten Mal 
strafföllig wird, sei Il US Aggressivität. sei es IIU IJbemlUt und Leidltiertig­
keit. sci. es aus kaltblütigem Aneignullgsb g hpn, aus magisd1em Zwang 
od'r auf Grund explosiver Sexualität. bew U clurd1 in Tot eine Schwäd1e, 
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eine nf rtigk it, nausgeglich nheit und Unr IE . d ren Wurz In In seiner 
Vergangenheit . vermutlich in seiner Kindh iI zu suchen sind. Elr begann das 
Leben mit einer nicht loszuwerdenden Benachteiligung. die ihn zur Verlet· 
zung cl r Redlte anderer verleil tc. ihn Vielfach gegen sie blind und gefühl· 
los madlte. und da b'i hoher Ilmpfindlidlkeil und nslblHttit In eigenen 
Angelegenh ilen. 

Helga 11In eie. die Leilerln des Frauengeföngnisses in Frankfurt-Preung heim. 
lIBte an einer Stelle Ihres Interviews , Dus Verbredlen. Verbrecher einzusper· 

ren ": ,Wir huben in unser n Irafonslallen ja fast nur kleine Leute.' -
Natürlidl werden audl groß Leul kriminell . aber unsere Vollrwg anstalten 
sind vorwieg nd g füllt mit einern Heer 070101 benacht iligter Mensd,en. Die 
meisten von Ihnen hätten nid,t geboren werd n sollen. w iI sie nie von 
ein m Men ·dlen akz pliert worden . ind. weil si nie willkommen waren. 
nicht einmal ihrer igencn Mutter. 

Unwillkommene Kinder w('rden oft kriminell 

Da Problem der Kriminal itöt b ginnt beim § 218 SIGB. der es verhindert , 
daß jedem Kind tI r An~prud\ auf >i n willkommen Geburt und cli au 
der Verantwortung seiner Mutter zu rwartende Lebensbcfiihigung zugebil. 
ligt wird. Unzähligen Kindern wird. olange § 218 StGB in seiner jetzigen 
Form oufrechterhalt n bleJbt. Menschs in und Mensdlenwilrd im Sinne 
unserer V rfas uns VCl'llügt bl iben mü en. Jedenfalls sind rund 80 Prozent 
aller Strofgefangenen durd'l hiiuslidle Verhältnisse. in die sie hineingeboren 
wurden. vorbelastet. Woher sollen sie die Voraus elzungen fUr eine dauer­
hafte . Hesozialisi Tuns" nehmen . w nn niemand I für sie ersdlli ßa Heinz 
Kra~chu l7.ki sagt an einer Stelle seine Dokumcnuuberlchtes ,Die Ul1taten 
d r Geredl tigkeit ·: ,Wenn die Ge eil chaft gegen Gewohnheit verbredleI' 
und den Schaden. den 'i anridlten. geschützt sein will . donn muß um 
j d ~n einzelnen Mensdlen g kämpft werden, der in Gf"lahr steht. ins Ver­
hredlertum abzugleit n. nd zwar Individuell. da die Menschen v r chieden 
slnu. " 

Wir olle wi ., n. daß das nicht geschieht. Wir wis n. doß un ete Leistungs­
s hulen die verhaltensgestürten lemsdlwachen J(jnder weiter in die Isolation 
dröngen. Wir wissen. mit wcldlem 13rgebni Ftirs rgezöglinge Pürsorgehelmc 
verlas cn. Wir wissen. doß sich der Staal. der durdl die Verfassung Freiheit 
und fr i 'ntfoltung der Persönlidlkeit pa siv garantiert. aktiv so gut wie 
nichts für ie lul. on dem allenfalls reglementierend eingreift und da/! übrige 
den n ... :iehung 'an lalt n cl r caritativ. aber nid,! sozialpolitisdl denk 'ndcn 
~,ri tlidl 'n Kirchen überläßt. Wir wls n. daß • Resozialisierung ' . gäbe e' 

sie, Insofern sdl0n unmögli h slattflndtm könnte. weil ihr k ine Sozialisle­
nJllg. d. h. keine Leben befähigung und Gcsellsdlaft fähigkeit im einzelnen 
Pali Vor811tlgegangen i 1. nd wen man nicl't für Bes IJ dlaftsflihlg hält. den 
isoliert mon. indem mon sid, von Ihm cli tanzi rt. 
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Fixtreme I ollltion folgt der Straftat 

Die Straf tal, cl! fa st immer das Ergebn! einer Isolation ist, wird im traf· 
vollzug mit extremer Isolation vergolten. Die einzig Komtn\Jnjkution , die 
im tmfvol1zug stattfindet. I I die Kommunikotion mit lInderen Tiitcl'gruppen. 
d. h . die Kommunikation mit Kriminellen jeglid l r Gattung und Ab tufung. 
Es fchl-n olso im Vollzug alle für ine Lebensbeföhigung des Gefang nen 
erforderlichen Voraussetzungen. und eben Leben ertil Iligung wör doch die 
Erste Hilfe. die demjenigen zutejl weruen müßte. cl r um Leben - spöt t ns 
durch eine traftnl - scheiterte. 

Staude ' nunterliegt cler Gefangene im Strafvollzug der Zwangsarbeit ; denn 
dort muß ~r eine ihm zugewiesene, audl nicht g wün dlte Arb ' It vcrridlten. 
für cli Cl nur ganz geringfO gig en tlohnt wird. Dab i geht Illan im allgemei­
nen noch von der überkommenen Auffassung aus. Arbeit lind Arbeitslei · 
stung all sich seien schon ein t; ittli hes Gu t. und indem man den fan ge­
nen zur Arbeit el"l.ieh oder anhalt . tue mon twa fUr ine Resoziolisie­
nmg. Das GegenteH ist ind ~scn der PIlII. Der Zwang zu iner Arbeit. die 
zudem nid)t angemessen entlohnt wird. kann nur WiderwiIJ n g gen eben 
diese Arbeit bewirken und die Resoziali i runs rsdlweren. Pür Gefung neo 
die sd10n vor der Inhaftierung In beruflichen chwlerigkeiten woren oder 
keinen fest n Beruf hulten. fehlt nodl immer ein breites Angebot planmtißi­
ger Berufs mulung wiihr('nd ihrer Inhaftierun . Es fehlt überhaupt die Mög­
lid1keit. den Gefangenen inn rhalb des Strafvollzugs in in l1l Beruf oder 
in einem Beruf seiner Wahl verantwortlich einzusetzen. Das aber wöre unbe­
dingte VOrtl lls tzung für seille Wioocreinglied('rung in die Gesellsdlllft. 

Rückkehr in dos vertraute Milieu 

Ab r Blldl ine nod, so gut Beru{sou bildung aJlein kann den Gefangenen 
nach sei n r Entlos ung nich t davor bewahr n. wiederum soziolfeindlidle 
Kontakte aufzunehmen. die r vor ollem clesha.lb sud)!' weil er in ein Milieu 
zurückkehren möchte. in dem er nidlt abgelehnt. sondern unerkannt wird. 
In dem er sim gl'i hsam zu J lause und unter seincsglcld)en fühlt. Der traf­
vollzug ist k in Modell. in cl m Prelh jj als Verantwortung ertnöglldlt wird. 
Viele Tiit{'r waren vor Ihrer Inhaftierung vom Milieu oder horoktcr her 
weitllin unfrei. In vielen Ptillen wur ihre Tat cl r ver.lweifelte V TSud1, si h 
eine Freiheit zu ermöglidl n. die sie bisher nidlt h01l n. oder ldl etwas zu 
v rschoHen. das Hu wenig leb n wertes Leben lebenswerter zu 010 hen ver­
sprarn. Sie olle jedenfalls vemlO hlen Freih it. soweit ie tlber sie verfügten . 
nicht zu verantworten. 

Der trll fvollzug macht darnufhin d n von vomhcrein zUm Sd1eitern ver­
urteilten Versuch. Mangel an FreIheit und Verantwortung durdi einen ßOd, 
srößer -n Mangel un Freiheit. in Verbindullg mit Geh<wanlslci tung zu beh 
ben! dem Ge{ang n n wird die Freih it fost ganz entzogen und das met t 
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von d rn. wa das Leben fUr den einfachen Menschen überhaupt lehenswert 
machon kann. vorenthalt'en. 

Summe von Verboten b hindert Resoziali lerung 

Dieser :Entzug wird Iludl durch kein n anderen Wert er etzt: dt'hn es besteht 
nl ht nur das Verbot der Bewegungsfreiheit. des natürlich n Gebwudls der 
S xualitii t, des Alkoholgenusses, des Rau h n wiihrend der Arb itszeit lind 
der Arbeit!lpausen. des ungeh ind rtcn ßesUdlS der Angehörigen und Freunde, 
es besteht audl im reformiert n Strafvollzug das Verbot der Verfügung über 
in eigcnes Rundfunk- oder Pemsehgeriit. besteht das Verbot frei r Kom-

munikation innerhalb der Vollzugsan.talt, bestehcn erhebliche Besdlrän-
kungen in kultureller, in politisdler. in IIlIg mein humaner Hlnsldl!. 

Binc umme von Verboten. die ursprünglich ein MißverhaJten aussdlließen 
und im übrigen die Punktion der Strafe, also der Rache. ausüb n sollten. 
kunn jedoch nidlt für die Resozialisierung I j ten. im eg·nteil . Verbote 
befähigen all nfalls zum Gehorsam. Striktes Gehordlen aber, wie der Straf­
vollzug es lord rt . il t. zwar eine dul tUdle, nidlt aber unbedingt. ein cl mo­
krati d) Tugend, denn es schließt das veranfwortJidle Handeln aU!l eigenem 
Denken. BUS eig nem Wiss n und aus eigener Erkenntnis weithin aus. Eben 
dieses Handeln g hört ober zu den Vorau etzungen ein r dauerhaftcn Re­
sozialisi rung. 

Gefangene lernen nicht fremdes Eigentum rcsp klieren 

Es kommt noch Iws Wichtiger hinzu. Das Zusammenleb n in der G 
mcinschaft freier BUrger hat zur un rlößlidwn Voraus tzung di An rken­
nung und Achtung vor d m Eigcntum lind der Würde des M ·nschen. ßeide 
Voraussetzungen w rd n im Strafvoll:wg zu wenig berück id\tigt. Die An­
erken nung des igentum anderer ist nad, unbecinllußbaren p ych I gil',:l'1cn 

et7;en nur von dem zu erwarten. der selber über Eigentum verfügt. dos er 
von anclem respekti rt zu sehen wün cl)!. Indem man während da Straf­
vollzugs den Gefangenen möglichst der V rfügungsgewalt Ob r Eigentum 
b 'raubt und ihn SI) gering entlohnt, daß der Lohll S lon b im Ei nkauf von 
Raudnvaren und and r " Genußmitteln ullhlnsdlmUzt (wobei cli er Son­
dcrkonswn ohnehin weit Uttter dem Durch dmitt des Normalverbraud1crs 
bleib,," muß>. indem man also auf dies Wei e nennen werte Rücklagen 
oder gar die Wiedcrgutmn hung des dur h den Täter angcrid,t ten cha­
dens verhindert, v rgrößert und stabilisiert man die Unfähigkeit des Gefan­
genen. d , n Wert ue Bigentums zu erk nnen und das Eigentum anderer zu 
respektieren. Br verläßt audl insofern cl n Strafvollzug h&1Ilo r a1 cr ihn 
angetreten hatte. 

Nicht and rs e.rgeht ihm mit der Anerkennung der Men chenwürde. Sie 
verkümmert im t'rafvoJlzug, soweit sie üb rhaupt vorhanden war. Damit 
i~t nidlt in erst r Lini da IInzumutbaIe Zusammenl ben der verschieden-
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tcn Tiitergruppen in einer Gemein chaft , also in der gleidlen Vollzug anstalt 
unter gJekhen Bedingungen gemeint. ond rn vielmehr die Behandlung des 
Gefangenen aus der Tradition des Strafvollzugs, die ihrer eits aus der Ker­
kertradition hervorging. Die Menschenwürde des Cefangenen ist noch im­
mer eine andere als die des frei n Mann ' ; r ist nicht nur irn Strafvollzug 
der meist n seiner Hecllte verlustig gegangen. er wird durd16US als Delin ­
quent behandelt. hat aber den Aufsichtsbeamten mit Höflldlke.it und Zuvor­
kommenheit zu begegnen. erst recht deren Vorgesetzten. Das zwingt ihn -
'ow it er ni ht offen opponi · rt und si. h damit dem Risiko BUBS tzl, mit 
Hausstrllfen belegl zu werden - zum Habitus p rmanenter Heu heleL 

ErzlehUtlg zur Lebensuntüchtigkeil7 

Wieweit anderseits Ungehörigkeiten, die r sich g 8 n Beamte zu chulden 
komm n lößt, beabsid1tigt oder nur Folge ingeschrönkter Al'tikulations­
fiihigkeit. vic1fadl auch psyd1isdler Depressionen oder Represliionen ind. 
wird wohl kaum im Einzelfall g wi,senhaft untersudlt, Damit wird besonders 
derlenige Gefangene noch tiefer ges hödigt . der 8US Mangel an Lieheszuwen­
dung am Leben sd)eiterte. Indem man (lud1 noch seine Mensdlenwürde, 
mog sie noch so verkümm rt ein. auf ein Minimum reduziert, wird ihm 
p ychologisdl jeder Ansatz genomm n. wieder I ben tü htig zu werden; 
denn zur Lebenstüdltlgkeit gehört al1d1 die Li besfiihigkeit im aklivcn 
und passiven Sinn. Nur von Schicksals~chliigen und gan7. ohne Lieb kann 
kein M nsdl leb n. - Aber selbst das S henken, der Liebcscrwei durch 
kleine ,e chenke. wird dem Gefungenen nahezu unmöglich gemacht; denn 
/ludl das Sd1cnken an nahe Angel1örige unterliegt der Besduänkung, der 
Kontmlle. der Registratur. Hi r wird ein positiver R sozial i ierungsan atz 
bereits Im Keim er tickt . 

On der Cefangene im Strafvollzug sid1 im allgemeinen von der Gesellschaft 
veTa htet oder dodl nl hl in seiner Menschenwilrtle geachtet füh lt. kann er 
nkh t Achtung vor der M n dlenwiird anderer aufbl'ingen und wird inso­
fern als gefährdet oder gar als gefährli h enlloss n. _Wie man in den Wald 
hininruft . so sdlallt es herau ·.· Die Gesellsd1aft erhält in der Regel die 
Quiltung dllfÜr. daß sie die Beeintrödüigung der MeJl.d1enwilrde in den 
Vollzugsanstalten dult!et und gutheißt. Der Entlos ene reagiert. sobald seine 
IlmoHonen provoziert werd n, entspre hend, nämlich a ozinl oder g01 ag­
gr siv infolge langer Stauung ein r Aggressionen. 

Persönli tkeUserforschung vor d· m Urteilsspru h 

Vor allem versäumt der Strafvollzug eins: die Persönli hkeitserforschung des 
'l'tit r , elie nur clonn sinnvoll sein kann. wenn sie vor d m Urteilssprud1 
stattflndet und im Urt II beriid<si 'h tigl wird. Ils ist wieler 'innig, zunächst das 
Str1lfmaß zu verfügen uut! erst d1lnn eine Persünlichkeitserforsdlung durdlZU­
führe:), die über die Vollzugsr('fOJnl ntscheidcn oll, in die der Gefangene 
zu überführ n ist. Er t wenn unter ehrli her Mithilfe d Täters die Wurzeln 
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d r Tal freigelegt /l Ind. kann etwas über das Maß der Schuld, der Verstrik­
kung. des üußeren oder inneren Zwanges, des Affekt- oder berz ugungs-
harllktels der Tat ausgesagt werden. 

Die aber Wo hen oder Monat gehende Erforschung der Genesis einet Tat 
wür> 'Zuglei h ein wertvoller ßewußtmod1ung proz ß, der dem Gefangenen 
die bisher nl ht vorhand ne Möglichk it giib . IJistanz zum Ig nen Pehl . 
verhalten zu gewinnen. Man über leht bislang nodl immer zu ehr das Un­
vemlögen der met ten Cefongenen. idl eJb t und ihr Phlverhalten 7.U 

beurteilen. Aus ui em Unvermögen r 'ultiert weithin die immer wi der 
anzutreffende Oppo Won gegen institution n und ihre Vertret r, eine Hal­
tung. die die Konniktsitualioll nad, cl r EntJa ung nodl v rschörft. 

Alles In oll m dient d r jetzige Strafvollzug nicht der Entkriminalisl rung der 
Täter: die Gefangen n v rlassen den Vollzug Ibnsuntüchtiger als zuvor, 
ontisozial und brutalisiert . Die hohe Rückfallquote Ist dafür der be te B wei . 

Entla ene Gcfang(,1l Hnden kein Aufnahme 111 cli CC 'ell 'dlllft 

Die in den Käfigen aus Mauem. Gittern und Stahltüren nach einem Straf· 
gesetz von 187 1 eing perrten Men/ld,Cn In un ren C Hi ngni sen cnttarn­
OIen unser r G · ellschoft, und die meisten von ihnen werden in si zurück­
kehr n, Die Ces IIschaft ab r ädltet ie und richtet sie dadurdl nochmal . 
Ver~uchen Si einmal. einem cnda enen StrnCgefansen n Wohnung und 
Arbeit ~u vermitteln, - Indem man aber den aus cl r HIlCt entlassen n Mit­
bürger. der si h g gen Re ht und Gesetz wie ßUdl immer verging. l1id, t zu 
rehabilitieren bereit ist. kriminallsi TI lIlan ihn aufs n ue, weil man eine 
lsollllion in neue Extl' me treibt. Man gefährdet damit Iluf unverantwortliche 
Wci die C 115 haft und sidl selb t. Ni 'ht mit carItaIiv n Bemühungen. 
nich t mit sen timentalen !rl'ichterungen im Strafvollzug ist der immer weiter 
UIlWl.l hsenclcn Kriminalität ein Riegel vor-..:uschi bcn, ondcrn allein durch 
ein in die Prax is umzu etl ndes gesellsdHlft politisches Umd nken großen 
A\I~maßes , durch die Beseitigung ues Stmfredlts und des Stro(vollzugs zu­
gUllsten in s Kon equenz· und Maßnahmenredl t:;. wie , die \veg 'n ihrer 
V r(1i 'nste um die Strafgefangen n mit dem Fritz-Bauer-Pr is ou 'gezeid1nctc 
Birgilta WoHf hon seit Jahren fmd 'rt . 

Kon cquenz- und Maßhahmcnrecht aus V rfa · ung entwickeln 

Weil indes fUr ei n sol be. Re ht in der vom Christentum und Inem cli türen 
Human isOlus ( hne Humanitüt für d n nt rtnn) geprägten abendlii ndischen 
Tradition, 'Z'urnal in Deutschland, die philosophisd1cn lind rechtsphilosophi­
sd,en Grundjagen fehlen, kann ein olmes Kon equenz- und MaßllIlhmen­
recht nur Il US dem Gei'! un ' rer Verlas ung heraus ntwickelt und ( nnll­
liert w rd n sowie alls den Forschung, ergcbniss n der modern n Wissen­
schaft n vom Mens 111m, P!lyd1ologie. Anthropolo i . El7.ichungswis!i n­
schaften, Verhalten. (ors h\mgen, Medizin , Es gi bt nach unb influßbarcn 
psychologi ehen Ge tzen kein ungeeigneteres Mittel. den Mens hen zur Ver-
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antwortlichkelt zu befähigen. als den Freiheit entzug. Solons der Vollzug 
an Redltsbr hern nicht als eine Schul der Freiheit in Verantwortung ver· 
1110l1den und praktiziert wird. i t alle Bemüh n um die sogenannte H ozla­
li ierung vergeblidl und bleibt dazu v rurteilt. sidl in Phrasen zu enhöp­
fen . Dageg n wird die Kriminalität weit r allwachsen. 

D 'r Jetzige tmfvollzug. ein Kind d r Monardlle • von Goltes Gnaden ' und 
der Diklatur. erfreut sich no ~l Immer einer bedenklidl großen Beliebtheit 
bei denen . die ihm f mbl iben durften. Und elbst viele Gefangen, la die 
misten. gl llll l n 611 die Notw ndigk it von Strafe lind BuB. Helga \!insele 
gibt dafür Ine sehr einfadle und einleu htende Erklärung • • Sie sind Ja alle 
in der moralisd,en Grundhrutung un ereT Gesellsdlaft auJgewach n und 
hab-n leidlten Her~ns vorurt ilt. bevor sie an i1 !1t'lhst begreifen mußt n. 
wie nrul jeder jede .. ~ il. dem Püll i t. · 

Solange die G IIsd,nft die rnhumanität d T iraftat nur mit d r Inhumo­
nität vcrstiindnisloser. automati 'dlcr Rache beantwortet. wird cll Krlrnina­
IWiI. an der eo!;!n cl! • G 'eil d18ft leidet. nld,t ohn hmen ondem zun h­
mell. Die Th orie und Pra 'is der Ab red<ung I t so unmoralisd1 wi> un­
wirk am . 

Was bisher im Strafvollzug on Refonnen durdlgeführt wurde. bedeutet nidlt 
mehr als die ß'8 ltigung der ürgsten unlll 'nsdllichen Mißstände. Niemand 
sollt sidl di er Refonn n rühmen ; wir können un ihr r nur schäm 11. 

Noch wenig Ver tlindnis in der Offcntlichkeit 

Die im allg meinen zu ktiUsd1em D nken w ntg disponierte Ges 11 chaft 
regi triert jedod1 lediglidl auf der einen Sile das durdl ihr eigen Verhal­
len begün tigt . durd) nldlt abt ißend Kriminals rien In P'nlseh n. Film 
und dnut anger>gte Anwadlsen der Kriminalität bis in ihre rohe tcn und 
brutal!\tcn Auswud,se, aue cl r ondern ite die für S ntim ntaliliit g halt -
nen sogenannten Erleichterungen im trafvollzug. Scille liißt sid, im Hirn 
cl s .Mannl'S auf d r Straße- nid1t miteinander in Einklang bringen . Polglich 
rcügiert r og res Iv mit der Forderung nad1 weiterer Repression bis hin zur 
Todesstmfe und hillt die Bemühungen um sog nannte Resozialisierung für 
sentim >ntHI und für UIlV 'Tantwortli h ko Lspleli., Die Polge sind. wie wir 
-eh n. I r tühle. wenn jemand über Resozialisierung Spridll. 

Es geht dllrum. in der Offentliehkeil si.ch tbor und filr den DurchschnittsbUr­
gr. der die Krinlinruität ftirdltet und v rabsdl ut. einleudlt 'nd zu madlEm. 
düß für Gefangene und fr ie Bürger ein gemclnsomes Problem gibt , niim­
lid, die ntkriminallsierung der Gesellschaft. Die Wurz I cli es Problems 
muß ober er t frei8c!c~t werden. Sie besteht im Versllgen d inz Inen ge 
genüber der Gesellschaft und im Versagen der Gesellschaft gegenüber dem 
einzelnen. Solange dieses Versagen andauert. ist die Resoziali iemng von 
Gefangenen , wi immer mon sie verstehen will. zum Sdleitem verurteilt. 
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Ent cheidungsrecht und Mitverantwortung 
Im kommenden Strafvollzugsgesetz * 

von Heim; M ü I I e r - J) i t z 

In der bisherigen Diskussion um die pmktische Reform d<c>s Strafvollzugs und 
seine BE'Sctzli he Regelung hat sich ein · Reih von Sehw rpunktE'n ergcbnn, 
in d ren Mitt Ipunkt. vor allem Re htsstellllng und BehlllHJlung des Gefah­
genen '{dIen . Daß dabei die Prage nad) den Aufguben des Vollzugs und 
(Jen ihnen entsprechenden Behllndlungsmethod'l) b ·sondere Bedeutung ge­
wonn n hot, kOlln nidlt üb 'rroschen. In zunehm nd m Maße wend<.>t ich 
nU1lI1l hr di Aufmerk arnkeil cl Voll:lIlgspruktiker. und -theoretikers auch 
den Prublemen des organisatorischen Aufbaus lind der bllulid1cn Ausge­
staltung d r VolI'wgsonstnlt n zu, Die Notw>ndigkeit in r sa h- lind fach­
gerechten Aus- und Fortbildung des Vollzugsper onals im rnte(e~ 'e des Be­
handlungs- oder Vollzugszids wird b tont, auf das Erfordernis einer guten 
7.lIsllmrncnarbeit aller im Vol\7.ug Tätigen hing wiesen . oziolpöclogogische 
rc:'Sichtspunkt sollen den Geilit der An~tnlt durd1dringcn, die tiiglkhe Ar­

bei t illl VolI:lug bestimmen. 

Di Stichworte dafür lauten • tenm-work ·, • KoOper6tion · . Der vielfnd) kri ­
tisierle • po1riardlulisch-uutorltiire Pührungsstil" soll iocr ptlnner.dlUftlichcn 

.) D r vorlIegende BeItrag geht auf das gleichnamige ~et rat zurOck, dl;lR der Ver­
faSRer IInlllßJlch dill' For~bll('\tlngstllgung der Evnngellsch n Alcademl .. FUhren 
und KooperI eren Im SlrufvollzUll" 3m 27. 10. ID71 In Eßllngen vor VoI11. \1 g~IJe(ll en ­
"I ten gehallen hat. Die ursprüngliche AbHlcht, dos Ref.llrllt on dlos r S~cl1c In 
s{'lo{'r Ortglnal/ossung zu Vel'lIftentllchen, glaubt der Vertasser GUB zweI Grün­
deri nicht v 'rwlrkllcl"l en 7.U Itönncn. Elnmpl Ist di e Ol'i{(lnaltassung In dcm Sam­
melband d ' H VCI'fns 'crs .. W('!lQ zu,' StI'Mvollzug s rero~m" (V e rlag Ouncker u . 
Hllmblol, B rUn 1972) IJ bf.:cdrllckt . Zum Dnd rn - und dos Ist de I' weeenlllcherc 
Gesichtspunkt _ ~Ind die OberlCji(un gen des VertSliSll rS Inzwlschlln erheblich 
tl ber dl se in e l'zelllgc uml'\ßhalte Skizze hlnau8gedlehen. Diese Wellerentwlck­
lu nl: und Konkfe!Ls ll'rung ursprÜnglicher Vorstellungen Ist nlehl zeule!ZL der leb­
hatt en und fruchtbncon Dlskus~lon dca Themas nnlllßIlCl'l jener Fortbildungs· 
t agung zu da nken. Insofern ha ban dIe 'l'ellnehmcr d er Tauung on dill' .!etzl lijen 
FO~Sllng des BeltrollR ebenso Anteil wie der Autor selbs t . Welt Te Anregunf:en 
e ntnlmn t der V 1'106sor d In 13ol'll'lIg von Olto U h L I tz : ,.Strnrvoll1.ugareform: 
buslo Absicht - w e nig Aussicht. Zum Kommiss ions ntwurt und vorlttuflg n 
Re! rcnlcncnLwurf eines StrafvOIlZulltll/csetzcs", In: Zeitschrift tUr ROChtS'polttlk 
4 (1071), S . 281-286. 'Um MI.ßverll tllhdnlsse ou&zuilcb llIlßen : MIllI' kann es nIcht 
(13rllm gehen , den l<ommJssion~enlWllrf segen Rein zahlreichen Kritiker 1.lI ver. 
te ldlgen oder In Ine v rbrellc! Krillk e Inzustimm en (vgl. d07.ll "DIe Stro.'­
r(!chlSl'c[orm . Eine kritische BcstnndsQulnahm ", hrSf{. von Ar~hur K l\ u1-
man n , Vcrla!l C. F, MUII~r, KarlSruhe 1971 ; Hanns D (l n n Cl b I Cl r ; Vorschilige 
tur Änderunllen des VorllluOffen Rererenten ntwurt~ eInes Stratvollzuf(68eset~es, 
hektor.:r. Stellungnahme vom I. 7, 1971: "DeI' Strafvollzug", hrsg. von Ulrich 
I I e in e r t, Chrls1.lan Ka la r Verlag, MUnchen t972; der demnl1ehs~ 7.U e rwar­
tend AI~ernlltlv . Ji;n t wurr elne.o; Str!lfvollzlI gsgescl:r.es, V rlog J. C. B . MOhr, Tü· 
bingen). VI [m I'T 5uclH dIese r Ecllrall Cl! In den vorliegenden Etltwllrflm ange.­
legten Itonstrukllven AnsllUc hInSichtlich de r rcchtllchcn und prnktl.schen :Be-­
lcl1ll1ung dos VOII:tugspcrsonals am EntschllldunJtsprozeß Innerhalb der Anstalt 
Im Sitll\l! d s sog. B hl'lndlun"SkOhzepts w Iterzuentwlckeln. Daß e8 Ich dllb I 
nur um den Versuch einer Klllrunl4 handeln kann, versteht sich Ilngellichts d s 
lIellcnwllrtl,gen Standes der DIskulIsIon von I>e ibst. 
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Zusammenllrb il von Anstaltleiter und Milarb ilem weidlen. Der .H rr­
im -Hau e· landpunkt" wird CUr verf hlt gehalt n. Eben ow nig wie der 
Cefangene nur Objekt vOn hoheitlid, angeordneten Vollzug maßnahmen 
ein dnrf. soll ouch der Vollzugsbeamt nidlt bloßer I3efehlsempfänger und 

VI) Istrecker VOll Weisung n de An talt I ilcrs sein. Das oll find ,t grunu­
sätzli he Zustimmung, wird nirgendwo ern. IHch in Zweifel gezogen. old,e 
und ähnliche Oh rl gungen las,en sich 1I11f eine Reihe von ozialpsy holugi­
sehen und orgal1isatiollssoziologi 11m Untersuchungen stützen , die im In­
lind Aus'and zur innerem Organi 'ution von Vollzugsan tulten angestellt 
worden sind. 

No h keine prnkllschen Kon equenzcn ge'logen 

.Bine kritisd,c Würdigung der ein. chlägigen tcllungnahmen läßt jedod1 
erkennen, doß es wei tgehend an einer theoretisdlen Durchdringung und 
rec.:htlich 11 Bewiiltigung j ner Problematik fehlt. Nehelieg ncl praktisd,e 
Kon equcnzen werd 'n nicht gezogen. i 'fadl bleibt man in Allgemeinhei­
t n ' teck n. di !lld,t e.hen nur auf di ß kundung des guten Willens zur 
Zusammenarbeit hinau lauf n. Nadldem nunmehr cli StrafvoUzugsrefoml 
in ihr akutc>s Studium tritt. die ges tzli len Crundlagen für ein (n u ) traf· 

o1!zugsr dlt ges laffen werden . r idpn sold, grund iHzli hen Verlautba­
rungen nichmehr hjn . Wie chon die Vorarbeiten der Strafvo1Jzugskom. 
mission belegen. könn n Gesetzg her und Vollzugsproxl der Proge nach 
cl 'Jll inn PI) Aufbau der Vollzug~an tGlt in ihr r konkreten Cestalt nkht 
ausweid,t.'n. Si müss 'n sich dem Prob!em stellen, ob und inwieweit die 
traditionell hierardlische Struktur der Anstalt mit dem künftigen Schand­
lungs' yst m üb rhaupt vereinbar ist, ob und inwi w it die Mitarbeiter des 
Ansta 'tsleiters on d n Entsch idung mnd1t recllt1ich wi tat_iid,lich teil· 
hab:m sollen. 

Die Literatur hat zu dieser Frage, soweit rsicht1idl . immer nur am Rande 
und ohne theoretis he Vertiefung Stellung genommen. Konkrete Vor dllüge. 
wi etwa der von hlitz {LI. a. ., S.286>. wonlldl die Anstaltsleitung .in 
cl n Händen ein für di Behandlung der Gefangenen zuständigen und 
ent 'prechend au g bildeten .Behandlungs!eiters· und eines CUr d! Versor­
gung und Sid1erheit zu töndigen ,V rwaltungslelters' liegen - solle. hab n 
fo. t SeiL nheitswert lediglich die trofvol!zug kommi ion hat sidl bei ihren 
Beratungen über den inn ren Aufbau der Vollzug"tlnstalt näher mit i ner 
Prag befaßt (vgJ. Tugungsb richte, VII. Bd. 1969), ohne allerdings im Er· 
gebnls zu neuen Vorsdlläg n zu kommen. Dabei spricht einiges da/Ur. daß 

ich um eine zentra!e Frage der künftigen Anstaltsverfassung handelt. 
o 'nn dur h die personelle Aus taUlJng und den inneren Aufbau der Voll· 
zug. an lalt sollen ja gerad die Mittel bereitg teilt werden, die in Sehand­
lungsvollzug b nötigt. Die Vorstellung. daß es dabei um ein vordergründiges 
Org8nisationsproblem gehe. das so oder anders gelöst werden könne. er­
weist ich als ein Trug chluß. sobald man den inneren Zu amm nhang von 
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Behandlung - od r Vollzugsziel und Anstaltsstruktur erkenn!. Die soziale 
Wirklichkeit der VQII~ug 'anstolt lIe(ert tagtäglicb praktisdlen Anschauungs­
unterridlt darüber, wie sich die AnstaJtsvertassung auf die Behandlung der 
Gefang , nen auswirkt. 

Im .folg nden soll nun versu cht werden, Vorstellungen zU skizzieren lind 
Vorschläge zu entwickeln, wie eine kUnftlge Anslaltsverlassung, die mit dem 
Behllndlungskonz ~ pt übereinstimmt. aussehen könnte. Um der gebotenen 
Besd1T{\nkung will n soll dab i auf die P.rört rung früher r Regehll1gen (ein­
schließlidl der DVollzO) und Dberlegungen (wie sie etwa im Entwurf eines 
Sirafvollzugsgesetze von 1927 und in den Berlltungen der Internationalen 
Kriminllli tisdlen Ver inigung von 1927 zu finden sind) veni htet werden. 
Eb nsowenig konn - soll nicht die Diskul1 io~ in voller Breite aufgenom­
men werden - det ganze ~oziulogisdle und sozia.lpsychologisdle Hinter­
grund unserer Fragest lIung ausgeleudltel werden. Ausgangspunkt soll viel ­
m lu dns Behandlungskonzept d Kommissionsentwurfs von 1971 sein, 
dessen konsequente Verwirklichung - wenn ich recht s he - allch im 
organisatorischen Bereidl die Weichen llnder als bisher st lien dürfte. 

Entschcidungsbefugnisse on Anstaltskonierenz übertragen 

Die Probleme des Entscheidungsw ges und der Mitverantwortung des Voll· 
zugsp rsonoJs wurd n in den Berntnngcn eier Strafvollzug kommi sion vor 
allem im .Hinblick auf Recht stellung lind Befugnisse der Anslaltskonfer nz 
erörtert. Daneben kamen Fragen des Führungsstils zur Sprache, die freilidl 
- wi wichtig sie immer sein mögen - wenig r rechtlidlcr Regelung als 
praktischer Handhabung zugönglich sind. Der wohl bedeutqamste Vor 'dl!ag 
ging dahin, der Allstaltskollferenz bestimmte Entscheidungsbefugnisse 'Zu 
übertragen, die derzeit noch in der Hand des An talts!eiters liegen I .Die 
Entscheidung ObeT widltige Behandlungsfragen darf nicht mehr einzelnen 
Personen überlassen bleiben. sondern muß abgestellt werden auf das Bera­
lungsergebnis al~er mit der Behandlung befaßter Personen in cl r Anstalts­
konfer ~ nz' (Rupredlt, in I Tagungsberichte, VI. S. 167). Datlurdl könnten 
Behandlungsfehler vermieden werden, die bisher immer wieder vorg kom­
men sind. Zudem wid rspriichc es heutigen Vollzugsauffassungen, daß Stel· 
lungnahmen d r Anstalt etwa ZlU Frage der von itigen Entlassung obgege­
ben würden, di in Widerspruch zum Beratung ergebnis der Anstalt:ikonfe­
renz stünden. ßine derartige Regelung würde mehreren Gesidltspunkl n 
Redmung tragen: Darin löge einmal .die konsequente Venvirklichlmg einer 
Teamarbeit" . Zum zweiten würde dadurch die Arbeit des Anslaltsleltets er­
leichtert. Sdlließlich küme die sogenannte Konferenzverfassung der Behand­
lung insgesamt zugute. 

Preilidl sollte nadl diesem Vorschlag dem Ansta.ltsleiter die Befugnis ein­
geröumt werden, ~die Enlscheidung der Aufsichisbehörde einzuholen \Jnd 
die Durchführung einer von der Anstaltskonierenz besdllossenen Einzel-
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maßnahme nuszusetzen, w nn nach einer lJbel7.eugung ihr DUTLhführung 
für die öffentlldl iche.rheit od r di Sicherh it und rdnung d T Anstalt 
eine G (ohr b ,deut t·, ßej . unilberbrückbaren Meinun verschiedenheiten " 
ol1te ine Entsdleidung des Vollstreckungsgeridlts h rb i eführt werden 

können. 

Bin weiter r V rs 110.g lag grund ätzli h ouf der gleichen Linie. Danach sollt 
der An taltsleiter .mit den ihm beizugebenden Spezialist n - Ar..:! , Psycho. 
loge, Pfarrer, 1. hr r, Pürsorger, Hauptwerkm i ter und Hauptv · rwalter, viel ­
I ialt auch VoUstreckulIgsrldll r - >inc Kommission bllden. dl unI r ei­
nem Vorsitz nach 13 rutung mit Mehrheit die ntschcidung b dllleßl für die 
Behandlung des Gefangen n, die dem Resozil11islerungsvollzlig idlt und 
Parb geben· (Pauli, in. Tagungsberialt , VI. S. 149). 

W r trägt Verantwortung bei Fehlentscheidung? 

Beid Vors hläge wurden von der Strafvollzug kommission zwar eingehend 
diskutiert. konnten sid, aber im Erg bnis nidl! durdlsctzen. Der ent6chel­
dende Grund hierfür lag wohl in d r vNbreitcten rJberLeugung, daß in 
allch nur tci lweLcr Verzidlt auf die Dir ktorjolvcrfa " ung mit dern über­
kommenen Aufbau d r allg mein 'n Vollzug - und Ycnvoltllngsorgoni otlon 
unvereinbur i I. Dementspred1 nd wurde eingewandt, _doß skh eine Auf­
I ilunS d ~ cl !Tl AJ)stillt~ldter übertrIIgenen Y'rantwortul1l:\su'reid,s nicht 
mit dem hierar hisclpn Aufbau dl:!r Anstalt vertrage. In der Anstalt dürfe 
insoweit keine von dem nonnta! n Verwllltlingsaufbau Ilbweid,cnde Situa­
tion gcsdlafien werden·. Außerdem ziehe die Einführung der Konferenlt;­
verfa. ung .cli 1111 rwüns hte Pol na h Ich, daß fUr in Pehlentsch j. 
dung niemand zur Yeranlwortllng gezog n werden könll ,- (Tagungs­
bcrid1tc. VI. . 19). 

Aucl1 in den wl:'it ren Berotullg~ 1) d r StmfvollzugskolTlm ission hlieben die 
Anhönger der KOllf renzverfassu ng In der Minderheit. Zwar wurde wiederum 
t1elltlid1, daß mon der Anstaltskonfereni'. großes Gewicht - vor allem für 
die ßehlllldlun der Gefangenen - b I1 gte, jedoch sollt id, diese fach­
IId1 Komp tenz nl ht zu einem r dltlldl 011 rkannten Mitent ch idungs­
red1t • verdid, tcn·. 'Piir den Konf1 iktElIlI soh mon BUß r cl r aud1 on tb ­
sI hemden Möglidlk~it, die Aufsid1tsbehörd anzuruf n, I dlgli:h dll$ Redl! 
des Konferenzmitgliedes vor, abweid1enu Auffu ungen im KonE r nzpro­
tokoll zum Au druck zu bringen . 01 in dllägigen ß h1ü: der Straf­
vollzugSkommilI. ion lauteten dah r, 
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• Der Anstnltsleit r leitet und ilberwacht den gesam t-n Vollzug. Br 
trägt fiir ihn die Yerantwor1ung und v rtritt oie Anstalt nllch außen . 
. . . Für die Aufstellung, Änderung und Ergii nzung d • Vol:zugsplal1s 
für d 'I) inz In n Cefangenen lud in jeder An tlllt regelmäßig Kon­
ferenzen abzuhlllt 11, der die jewcü an der Persönlldlkeilserforsdlung 
lind Behandlung des Gefangenen Bet -lligten angehören. Das Ergebnis 



der Konferenz ,i~ t mit kur/; 'r ßegrilndullg schriftlich festzuhalten. Auf 
Antrag ein !S B tciligtcn sind abw ichend Auffassung n zur Nieder­
s hrift zu nehmen, Die MCiglidlkeit , bei Meinungsversdliedenheiten 
die Aufsimtsbehörd mit der Angelegenheit zu befass n, bleibt unbe­
rührt· (Tagungsbericnte. VIl, S. 173>-

Entwurf bleibt b i hierarchisch m Aufbau 

Dies Beschlüsse ging n im Grundsafz denn audl in di einschlägigen Vor. 
schrift 'n des Kommission entwurfs ein. 0 b stimmt § 147 Abs.2, daß der 
Anstalt 'leiter . den ge amten Vollzug " leitet und die Anstalt /'ladl außen 
venritt. Die gilt ungea htet der Regelung des 8 Abs. 1, wona h alle an 
der Behandlung des Gefangenen Beteiligten an der Erstellung des Vollzug · 
p~ans mitwirken. D mentspredlend will der Bntwurf weder den in § 153 
vorgesehenen GruppenleItern noch den Teilnehmern von Konferenzen und 
Dienstbesprechung n (Mit-)ßnlsdl idung!lb (ugnis e einräumen. V rgleicht 
man dies Vorsduift >n mit d 'n bisherigen Regelungen und früheren Ge etz­
gebungsvorsdllüg n, so ergibt sich folgender Cesamteindruck, Der Entwurf 
htih om hierard lisdlen Aufbau der Anst{l lt und damit on der monokrotj­
Scll n Entscbeidung g wolt des An~t6hsleiters fest, Cr weist wie bisher den 
Mitarbeitern ck"S AnstaltsleHers die Rolle des weisullgsgebunden n Beraters 
zu. Dagegen versttirkt er dos kooperative Element, was vor allem in der 
pnicht aller im Vollzug Tii tig'n zur Zusammenarbeit zum Ausdruck kommt 
(vgl. § 155Abs, l) , 

Wiihr nd der Vorlüufige Refcrentenentwurf VOIU 15.3. 1971 dieses Konzept 
übernommen hot, Iwid met sidl im V rlauf cl r weiteren Gesetzgebungs­
IJ rb itm dodl >inc gewichtig Ändenmg des mllßgeblichen 147 Abs. 2 ab. 
Die NeufLlt'slI lIg soll nunmehr sicllerstellen, daß - entweder durdl allge­
meine VerwlIhung anordnung oder durclI Anweisung der Aufsic;htshehörde 
- bestimmt I:nts 'h idllngsbefugnisse a llS der Allzu tündlgkeit des Anstalts­

l e itcr~ herausgenommen und Gremien übertragen werd n können, Soweit 
ersiChtlidl . läßt sie jedodl offen. wann und unt r welchen Voraussetzungen 
dl Zu tändigkeit eines Koll gialorganf; , etwa einer Anstoltskonferenz, be­
grünclet werden dorf. Der Sache nad l dürfte damit lediglich ein Enniid1ti­
gung. nicht jedoch eine Verpßidllung zur Einführung in r - t ilweisen -
KoUegialverfassung gemeint sein. Da die N uinssung ouch davon absieht. 
den Kreis der übcrtragbnren Angelegenheiten nähe::r zu umschreiben, läßt 
sich schw ,rl ich voraussagen, wie sich eine solme Vor ehri!t in der Vollzugs­
praxis auswirken würde. Wie immer mon dies Regelung im einzelnen be­
un ilen mag - e kann k in Zweifel do,ran bestehen. daß je mit dem tra­
ditionellen Organl t1 tlon5schema staatlldler VerwaJtung brimt. 

Beteiligung des Gefangenen an seIner Behandlung 

Der ü berblick über die elnschliigig n Emwm{ regelungen wäre unvollstän­
dig, würde man nicht c1i Vorsduiftn in die Betrndltung einbeziehen . die 
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sidl mit der Beteiligung des Gefang n'n an einet ß handlung befass\!n. 
D nn in dem Maße, in dem der Geillng ne e1b t auf konkrete Vollzugs­
maßnahmen flin(\uß nehmen kann (und dan), teilt ich auf der anderen 
eile diese Frage audl für die Mitorb iter des An laltsleilers. Sicher läßI sidl 

das Verhältnis des Anstaltsl ·ilers zu seinen Mitmb ir m nidlt mit dem des 
Anstaltspersonul zu den )nsos 'cn v rglei hen, 

Dennoch erseh int der Gedanke nicht 0 ganz abwegig, daß das. was dem 
Gefangenen re ht ist. dem VoUzugsbedienstelen billig s'in IllUß. Insofern 
bi I t cli R g>lung der Mitwirkung belugni d>s Gefangenen möglicher­
wei tatsä hlich Anhaltspunkte CUr den Inneren Aufbou d r Vollzugsanstalt. 
Dcr lliltwurf sieht hierzu vor. doß der G >fangene .an der Planung seiner 
Behandlung · zu beleiligen ist (~ 4 Aus. I atz 1). und sprldlt sich . freilich 
r (.'ht zurückholt 'nd, für die Einführung ein r Milvcrwaltung aus: . Den G·· 
{angenen und Unlergebra hten soll enllöglldlt werden. an der Verantwor­
tung für Angeleg >nheiten teil7.Unehmen. die im gemeinsamen Inter<.'S e lie­
gen und die sich ihrer Eigenart und der Aufgabe der An talt nadl für deren 
Mitwirkung eignen· (§ 155 Abs. "2). Beide Regelungen werden in der Be­
gründung zum Vorläufigen Ref renhmentwurf zutreffend damit gerechtfer­
tlgt. daß Behandlung ohne Mitwirkung des Gefangenen SinnV(IU nldlt mög­
lich i t : • Der Entwurf geht von der Einsitht aus. daß der Gefangene erfolg­
ver pred1end nur dann behandelt werden kann , wenn er selber hierzu mit­
wirkt· (a . a. 0., . 0) .• Der Untwurf v rwirfl damit t'lne Vollzugskonzep­
lion, welche dl\:! Gefangenen und ntergebmdl ten vom hmlid1 als Gegen­
sl/lnd der ß il1(\\1 uns ansi ht ' (a, a. 0 .. S. 205). 

DUfef nzierung nach Hinz la peklen 

Damit sind di nts h idenden Gesicht punkte genannt, von d n n bei der 
Lösung UnSeres OrgonisoHon problem auszugellen ist. Hi ·rbei empfiehlt es 
idl . nn hEinzeIaspekten zu dlfferenzieren. 

Di Prage. welche Kom.equenzen !lidl aus dem ß handlungskonzept für die 
Persollalver{assung der VollzugsansIalt ergeben, läßt sich wie folgt unter­
gliedem . 
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I. Wenn Behandlung - verfa sungsr ,tlid, wie kriminaltherapeutl cll 
- Mitwirkung des Gefangenen einscllließt, mit welcllcm R cllt kön-
nen dann Mitwlrkullg beJugnl e der Mitarbeit r cl An talt leiter 
in Zw If I gezog n w rd n1 

2, Wenn die Vollzugsanstalt mit krlmlnologisdl und s()zinlpüdögogisdl 
hinreid, 'nd vorgebildetem Personal ausgestaltet ist. gibt es dann nodl 
adllidl zwingend > G 'sidllspunkt . die für ein ß· duänkung der 

Mitarb iter auf bloße Bera!erfunktion n prechen? 

3. Wenn sinnvolle Zu ammenarbeit im Behandlung team sowie gleidl­
mäßiger Information Ruß von • oben • nadl • unten · und umgekehrt 



gewährle! tet wcrd n oll n: Ii gl dann nidu eine Ablösung der . i­
rcklorial- · durdl die . Kunfcr >llzvcnLissung · (vgl. Ca 11 i , tralvoll ­
zug, In litution hn Wandel. 1970, S.117) nahe 

In gewi ~ern Zusammenhang mit tli n Fragen stellen weit · re Gesichts­
punkt , die sldl HUS d r mnl ilung cl r G fangenen in Gruppen lind cl r 
Aufgi1b~lwcrt ilung inncrhulb des Vollzugsp rsonals ergeben. Dorauf !lall 
hier nur, oweil unbedingt erforderlid1 , eingegangen werden. Das Problem 
tier Bildung sog nann! r B handlungsgruppen ist In der letzten Zeit einge­
hend - wehn 8U hohn - abschließende Kl~ rung - erörtert wortlen. Die 
Frage. ob das B h8ndlllngskon~ept zum Verzicht auf di üoerkommene Punk· 
tioncnlrennung zwingt, wird vor allem im I Ii n blick tluf die künftig Stel­
lung des Auf idltsdienstes nachhaltig di kullert. Es gcht Jabci nidlt zu l t7.t 
um die bekannten Problcm des Rollenkonflikts und der Roll nüb rloslung. 

Sind di ' AufgAben der Resozllliisierung und eI r Aufrechterhtlltun8 von Si-
herheit und rdnllng Ollf v -r dliedcne Pers(mengruppen in der Anstalt 

verteil t. Su ergeb'n sid l dOrllus notwendjg versdlledcnortige gruppcnspezi­
ns he Ei nstellungen und Verhallen weisen. wel he den flnolg der gonzen 
Arbeit gefährden könn ' no Anel ren; ·i l kann die Ohcrtrogung konkl~rrie­
render, wenn nicht gor gegen tilzlicher Aufgab n auf die ver, 'hledenen 

Tuppen des Ans!tlItspersonals den einzeln n Vollzugsbediensteten üb T­

fordern. Ob und inwieweit sich cli , ~ Dilemma grundsiitzlid1 lö n lößt , 
ist nod1 offen. Jro m rhin Sdl int i h • bereinstimlllllng dorUb r ab7.uzel 1-

!len, daß k ine Gmppe VOll Vollzu sb li "nstelen grunelsätzlid1 m ohr von 
dr B handlung des GefangelPn au ge dllossen wertlen soll. und daß ins­
b sondere die Aufgaben des Aufsi 'htsdien t s n u beslimmt werden mti -
wo . .Es versieht sidl von selbst, daß diese roge nid1L losgelö t von dem 
allgem inen Auftrag des tra{vollzug entsmieden werden kann. 

Entwurf will tätiges Engllsemellt J C { ngenen 

I. Das ßchumllung konz 'pt des l!l1twuns, wie es vor allem in den grund­
I genden Vorsch rilten üh r da Behllndlungszicl (§ 3>. die Grund iitz des 
Vol::LlIgs (§ 30) und dl tcJlung des cfnngenen (§ 4), aber ou h in einer 
Reihe wel! rcr Bestimmullgen (z. B. §§ 11:3. 155) zum Au druck kommt. geht 
von der Mitwirkung des G fnngenen aus. Ihm liegt die richtige Erkcnntni 
7.ugrtmde, dill; ß 'handlung gegen d Il Willen des efllngenen oder oum 
nur ohne einen Willen zur Erfolglo igk it verurteilt i t. Der Entwurf str ·bt 
81 0 ein tätiges Engilgelllent des e{angenen an. Dabei muß hier außer 
Betra hl bleiben, wie das im Einzelfall zu err -i, n j b denn da wäre 
sd10n Teil der Behandlung, genauer , ein · Frage der unzuwendend n Be­
handlung methode. Wohl aus eben diesem Grunde läßt der Entwurf such 
offen , wie di zwingend vorgesduiebellc Beteiligung des Gefangenen on der 
P anung . in r Behandlung praklisd, tllissehen soll. F t steht damit j<,'den­
CaIL. daß r kein bloßes Obi kt von ßehandlungsmaßnahmen s 'n dan, 
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s odem flud1 in Sub; ktrolle piel n soll. die ihm di Möglichkeit zur 
Binl1ußnohm auf (ihn b t ((ende) Vollzug nt chcidungen gibt. Akzeptiert 
man lien grundsätzlichen Ausgang punkt (ßehancllung konzept). dann er­
scheint UUS 7.Wing nd. Dübei brau 1 n noch nldH einmal v rfossungsrecht ­
lid1e Erwtigungen bemüht zu werden. 

Stärkere Mit wirkwlg befugniss {Ur Per onal? 

Beschränkt Inan hing gen auf dranderen Seit den Mitarb Her des An ­
stalts! ilers wie bisher fluf cll Rolle Ines wei ungsgebulldcnen ßeroters. 
donn fragt es sidl. wie dos mit der oben ski7.1.iert n Stellung des Gefange­
IIcn zu om rn.engeh n • oll. Zumind t in dem Bereich. in dem dem Gefun­
gen n in g wi. es Mit 'pmdl r cht 'ingerülImt w rd "n s 11. nömlid1 auf 
dem eblet der Behandlung, löge e!l dflnn nahe. auch d m An ·taltsper ollal 
stärkere Mitwirkungsbefugnisse zu geben. Denn • ist ja kein weg so, daß 
durch . oleh' Tei lhabe nur das V'Tfintwürtungsb wußtsein d s Gefangenen 
g örd Tl werden soll (vgl. § 72 Abs. 1 des Entwurf J. Vielm hr entspricht 
es nIlgemeiner sozialpüdBgogischer und -psydlologisd1er ErCuhrung, daß die 
Stärkung der Credltl ich n) VcrantwortlidlkeH IlUdl in erhöhtes Engugern nt 
an d r Snch· nadl sich zieht. Wird d r Vollzug b·dienstet· 11m En tsdlei­
dungsprozcß bE'!elligt, dllnn wird 'r die Angelegenheit n der Anstalt eher 
als seine ureigen n Angelegenheiten empfinden. 01 ' wenn er w itgchcncl 
ouf Befehls mpfong lind -fill fühnrng b 1fönkt blelht. 

In ofern hat die Schlußfolgerung. wenn cl r G fangene an der Behandlung 
b teilist werden mü~ e, donn rst redlt der Miturb iler des Anstllit leiters, 
in der Tot eine gewisse Saclliogik für $i I . Gonz in diesem inne führt denn 
lIU h MlIlld1 aus, • D nn wie d r InSlI e die Solbstbestimm ung, die StTllf· 
tat n ntbehrlich mBc..ht. I, men muß, so ist die Rolle des Beamten in Rid1-
tung auf Mitcnt dl idung zu en" ·itcm · (SoziBltherapie und di SOZilll ­
th 'rap utlst:he Anstalt , 1971. S. 56>. Preilich trögt die r Gedonkc nirnt so 
weit. dllß sich durtllJ!l konkr t Hücksdllüsse CUr das Maß der Mi!entsd\ei­
dung zieh n ließen. Aber er lößt uc,ch deutlidl die Problematik des über­
kommen ' n AnstaltS6ufbous Im Lid,! d ' ß handlung konz pts erkennen 
und gibt cli Ridllung an , in der 'ine Li> ung gesu 1t werden muß. 

P rsönll hkeltserforschung T 11 des Belrandlungsvollzugs 

2. Per, önli hkeil ·erlors<.:hung ( 7 Ab . 2>. ßrst ·lIung und Au. führung cl 
Vollzugsp!nn (§ 8) gehören zu den wid1tigsten Aufgaben im Rahmen eines 
BehlJndlungsvollzug . An d! en Aufgab n will § 8 Ab . I Satz 1 einen 
Großt il cl An talt p r onals beteiligen. Denn jed r, der von einer Funk­
tion her mit der Behandlung des Gefangenen befaßt ist. soll an der Erstel ­
lung des Vollzugsp!ans mitwirken. Dazu gehören zumindest diejenigen 
Gruppen von VolI'w gsbedienstet n. für di d r ntwurf ausdrücklid1 ein n 
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sold lCII Auftrag f tl gl. Da ' s ind cl r {l llgemeinc Vollzug dicn t ( 147 bl, 
lIer on die t ,11 ' des bisherigen Auf:l ich tsdi n t treten soll. d r psy 10 10-

gis he Dienst (§ 150 Ab~ . I) lind der soziule Dienst (§ 152 Abs. J in V r­
bindung mit 65). 

. knnn ledodl keinem Zweifel unterliegen. daß hierher noch weiter ' P r­
sonengmpPclI zu redmen . ind . bei denen si h die Mitwirkung on der Be­
handlung {IUS der besonder ' n Punktion des Semfs ergiht. Dies würde ins­
bonder lIuf cl n n t (§ 149)' Ptic!ogog n (§ 151) und Isorger ( 148) 
zut r Hen. Aber unnbhängig davon. wie weit man jen n Per oncnlueis faßt. 
wird dodl da ~nmds{it z li d1 Bestreben des Entwurfs sldltbl.lr. die An. tolten 
mit hinr k h nd vorgebilletem P r~onll l {I U ;zu latten. da in cl r Loge ist. 
ge jgnete und sinnvoll Behandlung maßnahmen zu tr ((cn. Der innere Zu­
. ommenhang dieser briegungen wird on folgenden Fest tt'lIungen deut­
Ii h; Behandlung erfordert {ochkundig , P rsonn!. Wcil dns (donn hoffent . 
l ich l.ur Verfügung stch ncl ) Personal fadlkundlg ist. muß s sud, 6n der 
Behandlung des Gefangenen beteiligt werden. Es haI off 'n id,t1ich keinen 
in n vcmmsdlTeiben. daß j mand ,In der Behandlung mih irkt . der keine 

EigmlllA dufiir mitbringt. 

Wenn das il lles rid, tig LI. dann frugt es sid1 j ·dodl. wesha'b cl i nadl dem 
BehnntllllngskOlw.ept und n/ld, § 146 Abs. Z erford r1id,e Eignung und Sad, ­
kund > der MitOl'beiter lIur 7.lIm ß rat rund w isungsg hundenen nter­
gebenen. ni ht aber oum zur Mltenle; eidung befähigen soll. Denn § 147 
Ab . 2 sdlließt bekannlli 1 di Mitarbeiter des Anstaltsleiters von Ents ei­
dungsbefugni sen aus. Ils ist sd \\verli h miteinander zu ercinbarcn. daß 
der Entwurf fad lkundig III Persona) die rim tig Behandlung zutra ut. nid l! 
dagegen. tiber B handlungsrnaßnahmen ridl tig '7.u'lItsch -'iden. 

Natürlich haI cl i Regelung des Kommission ntwurfs. wi wir gehen ha· 
ben. einen ga nz anderen Gnmd. Si· war nicht von inem etwaigen Miß­
trtl UCll gegenüber dCln 'ogenannt n Behancllungstli nst b stimnlt . sondern 
viehn !Ir von grund ·iitzlid,en Erwägung n üb r den Aufbau taatlid, r Ver· 
waltungen. Dies r G sicl1 t punkt rüumt ind 'S den Einwand. doß zwischen 

.I\b . 1 lind § 147 Abs.2 ein gewi ' 'er Wid rspruch besteht . ni h l aus: 
er italIenfalls geeignet. die Regelung des § 147 Abs. 2 zu stützen. Vom 
Standpunkt cl ' Bchnndlungskonzepts tl U il'l t es nur f(J lgcri htig. denjeni­
gen. cl 'm llIan die rid1tigc Behandlung des G fong nen zutruul. (und 6ud, 
zumutet)' an diesellI Hnt d leidung prozcß zu b teiligen. lnsofem scheint mir 
die Neufll!1S \JTlg des § 147 Abs. 2 gnmdsö tzli h lIuf dem richtigen Wege zu 
ein. 

Geset7Jkhc,'n Auflrag und Mit! I in F.illklnJlg bring nl 

Die ßelHluptung. :>tlll\(lid1e VeTwaltung n könnt 'n allemal und ausnahmslos 
nur in hierarchi d1 r Weise unter monokrati d1 r Leitung in Binz Inen 
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organisiert ein, ist ein geschichtli h vorbelastete VetalJgemeinenmg, Sie 
läßt sldl In dieser Poml schwerlidl halten. Sohon ouf den Berel h der Selbst­
verwaltung trifft sie nid1t zu. VemlutJich Ist ' ie noch n icht einmal auf den 
Gebieten der allgemeinen lind inner n Verwaltung und der Sonderverwal­
lungen uneingeschränkt ridltig . Daß hier der R g ltyp des hierarchischen 
Aufbaus vOl'herrs ht. besagt nodl llidltS gegen die Möglichkeit ein r Kol­
legialverfa sung. Aber clas kann letztlich nidlt entsdleidend sein. Soll ein 
Verwaltung trilgeT die Ihw zugedach te Aufgabe in bestmöglidl r Weise er­
füllen, mii n ihm hierwau h die e rforderlichen Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. Dazu gehört neben vielem ander n eine denl Zweck der 
Aufgabe entspredlende Organisnlionsforrn. . Gerade dos Beispiel d ;!S Straf­
vollzugs z ist. daß der Versudl. insoweit alle Ven .... altungsträger üb ' r einen 
Leisten zu schlagen . in unheilvollen Doktrinarismu münden wilrde. Das 
bedeutet nid,t. daß tü r den Vollzug ollgemeine Organisationsprinzipien 
gleiclulm außer Kraft gesetzt werden sollen. sondern lediglidl. daß au d1 bei 
ihm g('Sctzlicher Auftrug und Mittel ilt Einklang gebrnd1t werden müssen. 
Beispiele [Ur kollegial V rv .. aItungsentsdleidungcn gibt es dur haus; ullwilJ­
zend neu wäre dfl!; also nicht. 

Froili h hot man hiergegen eingewandt, dann l1eße siclt die dlenstUdte 
(dlsziplinorredltJichel und stTlifred, tlich V rantwortlichkeil des flin~elnen 
nid1t mehr feststellen. Diese Beoenken sind keineswegs überzeugend. Zu­
nä hst einmal cntlteben KoUegialcntsdleidungen keineswegs den Einzelnen 
seiner persönlidlcn Verantwortlichkeit. oweil es um die Stimmobgohe geht. 
Trägt !leine Stimme eine fehlerhafte oder recht~widrige Entscheidung, dann 
kann er sich auch nicht mit deren Bindungswirkung entlasten . Umgekellrt 
kllnn derjenige. der mit 'e iner (recht widrigenl Ansidlt nlleingebliebt>n ist. 
sidl auf die Bindung wirkung berufen, soweit ihn nidlt sonstige gesetzli he 
Vorsduuten verpflichten. gegen die Entscheidung vorzugehen. Schwierigkei­
ten hinsichtlich der Ermittlung der persönlich n Verantwortlichkeit könnt n 
dadurch behoben werden. daß eine Nieder dlrlft ilber die Silzung angefer­
tigt wird, die den tatsiidllichen Verlauf offenlegt. Ebenso wie das richter­
lid,e Beratungsgeheimnis aus straffe htJichen und disziplinarrechtl ichen 
Grilnden durdlbrodlen werden darf. müßte dies aud\ (ür das .Sltzungs-
8 heimnis· der Anstaltskonf renz gelt n. 

Mangelhafte gegenseitige Unlerrichlung 

3. Die leizlC. hier zur Beantwortung ansteJ,ende Prage sch1icl~t unmiNelbnr 
an cli voraufgegangenen Oberl gung n an. Sie mad lt auf einen Gesidlts­
punkt aufmerksam. der vor ollem in soziologischen Untersudllmgen zur 
Anstaltsorganl!lIItion sidltbar geworden ist. & geht dabei hauptsächlich tUn 
das Problem der wed) elseitigcI Unterridltung des Anstaltsleiters und seiner 
Mitarbeiter über das Cescheh n in der Anstalt und ilber langfristige ReJonn­
pläne. Untersdlledlid1e soziale Nähe zum Gefangenen (vorn Aufsid1tsbeam -
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ten bis zum Anstaltsleiter) und Zusammenfa sung aller Leistungsfunktionen 
In der Pe~Qn des Anstaltsleilers begünstigen eine Art des Infom1ations­
fiusses. die in wichtigen Fragen zu einer unzureid1enden Unterrichtung cl r 
jeweils anderen Gruppe fUhren kann. 

Ist ouf Grund dieses Systems der Anstultsleitcr nur teilweIse (und vielJeicht 
unzulänglich) über die Vorgänge in der Anstalt im Bilde, so ist der Auf­
sicht 'beamte umgekehrt nldlt selten von gründlichen Informetion n über 
größ r Planungen allsgeschlos en. Nattirlidl gibt es dafür gewi e Abhilfen. 

o bejaht allch der En twurf die Notwendigkeit von Konferenzen und 
Diensthesprechungen im lnteres e einer allseitigen Unterrichtung (§ 156). 
Jedoch fragt es sich. ob der dodurm bewirkte . lnformtllion fluß ' ni ht durch 
eine Kollegialverfassung nod, verstilrkt werden wUrde. Denn jede personelle 
Verbreiterung der .Entsch idungsbasis· zwingt den Einzelnen eben wegen 
der damit verbundenen Verantwortung do7.u . sich der Grundlagen seiner 
Entsdlcidung zu versidlern. Wer bloß in der Rolle des Beraters tätig wird. 
trägt letzJlidl keine Verantwortung für die Entsdlcidung; es ist allemalleid1-
ter. eine Maßnahme vorJ:\Isch lagen. als ~i audl wirklidl zu beschließen. 
Insofetn sind Nadl1iiss igkei ten und Pehler - sieht man von der allgemeinen 
Dienstnuff:l i ht ab - fijr den Berater wenig r riskant. Aud1 das legt es 
nahe, die Köllegial- oder Konferenzverfassung an die Stelle cl T Direktoriol­
verfnssung tr ten zu lassen. 

Verwaltungs- und organlsallonsrechtliche Fragen 

Nun ind es gewjß nidlt nur grundsät:didl Erwägungen über die Einheit­
lidlkeit und Leistungsfähigkeit taatlicher Verwoltungsorganisotion. die bi . 
her der Einführung einer Kon{ercnzverfluung Im Wege gestanden hoben. 
Vielmehr wirft di e Organisationsform eine Reihe verwaltungs- und orga­
n!. ationsrechtl icher Pragen auf. deren Lösung im Einzelfa ll idltlich Schwie­
rigkeiten bereitet. 

B kann! stcs Beispiel bildet die Vertretung des Venvaltungsträgers nadl 
außen (Repräsentation) . § 147 Abs. '2 Satz 2 will sie hinsidltlim d r Voll­
zugsanstalt in Obnreinstimmung mit dem geltenden Recht dem Anstaltslei. 
t r blas cn. Das ist sich rlidl eine zwingende Konsequenz der ßelbeJlaltung 
der Direktorinlverfü sung. Es fragt idl ober. ob ine soldle Reg lung nidlt 
auch im Falle einer Einführung der Konferenzverfassung geboten wÖre. Es 
ersdl int schwer vor tellbaT, daß die Anstalt durch eine Mehrheit von PeT· 
sonen (Konfer-nz. Gremium, Kollegium) noch nuß n vertr t n werden 
könnte. Abgesehen von möglichen rechtlich n Bedenken dagegen bleibt ja 
immerhin nodl dos Problem der Praktikabilität einer derartigen Regelung. 
Allein aus Gründen der Zweckmäßigkeit (Punktionsfähigkeit der Vollzugs­
verwaltung) würd mon also in jedem Palle an! Grund. atz der Vertrehmg 
der Anstalt nadl außcll durd, eine Binzelperson festhalt n milssen. Daß 
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tlber ullfür flur der Anstaltsl iter in Betracht kommt. bralldlt wohl nicht be­
'ond rs dmg legt :t.u w·rden. 

Dann l IIt sich jedOd1 notgedrungen elie Pmgc. in weld1er W is clwalge 
Koll gial nlsd leidungcn nll 1 8Uß 'n vertreten w 'rden sollen. ich r müß­
t n si> vom An lall leiter al Vcrlautbllwngen drAn tilit w lIer- bzw. be­
kanntgegcben w rcl n. Dies würde selb t dunn gelten müssen. wenn er ab­
wei hendcr Auffll8sung (7.. B. in cl r Konfer nz übersthnnll worden> ein 
soHt . ollt cr dann ab r gleiclw:ciUg s ine nbw kh nde Ansicht kundtun 
dürfen (di scnling opinionl? Immerhin gibt e B 'Isplclc für in s Idl 
Pm. i im kommunalen ßereidl (wenn etwll der Bürgcrrllclster sich nicht nur 
auf in Bekanntgabe eines Gemeinderul~besc.h l\Js es bcsdlriinkt. ondcrn 
zliglekh ' Ine ß d nken dagegen verlautbart) und uuf dem Gebiet der 
• ·Ibstverwaltung (so wenn etwa cl r Hektor einer Univer itüt tllB einem 
Scnlltsbesc.hluß In der gleid len Weise verfährt wie d r Bürgenneister im 
ubigen Beispiel. 

WCI vertritt die getroffenen Entscheidungen nach außen? 

Ob I für un >r FrageslE'lIung etwas h rgebcn , meint mir zwei(elhaft. 
Denn in jen n Ptill n handelt es sld1 um wei tgehend andersgclagert V 'r­
waltungsvorgiinge. die sid1 in ihrer BiS nart kaum mit dN Vollzugsproxis 
vergleid)en InssC"n. Hier wiire eh T 7.\1 bcd nkcn. flaß di· Verloutbänmg 
uni r dli('d li her Auffassungen nadl nuß n I twa in einem V rfohren vor 
dem VolI~lrt'ckllngs- und Vo!lzlIgsg ridl1 über die Au setzung t1e:.; Straf. 
r ··tes oder die Zuläs igkeit von Vollzug maßnahmen) zu einer psycholo­
gi h (wgwürdi cn ntwertung der Kollegialmtsdleidung führen könnte. 

ovl I dnfUr Ilpr d1 n mog. vollzugsintern. cl . h. innerhalb cl ' r Ansllllt ver· 
sdlie<.!c.'Ile An Id1! >no etwa in in r itzungsni der~ hrift. zu Wort komm 'n 
zu lass'n - i den(oll" noch außen sollte die Anstalt ni ht mit ver dliede­
nen Zungen l'predlcn. Der Anstoltsl Her mUßt 01 0 allomal auf die Bekannt· 
gabe der Kalle luJ ntschddung b ehriinkt bl'ib .n, sofern und soweit dies 
sich im Huhmen der Zustündigkei ten hält. die der Konferenz zugewiesen 
sind. 

L1In andere Frage Ist es hingegen. ob lind inwi w it dem Anstaltsleiter ein 
Uinspruchsrccht (Vetorecht) - möglid1etwel.e verbund n mit aufschieben· 
der Wirkung - gegen die Kollegialentsch idung eingeräumt werden soll. 

oweit ersidltlidl, wird das von den Befürwort m der Kon(erenzver(o sung 
cl holb erwogen. weil son!'t erheblid1e Gefährdung·n von icherheit und 
Ordmmg der An talt eintreten könnten. Offenbar tcht dahinter die Be· 
(ür htung. die llllS ein m Behandlung_ t om b tehend · An tah konferenz 
werde cl n .Zielkonflikt " zwi d,on Sich ,rh it und Resozioli ierung zugun­
sten d ' r Resozialisierung lösen und im Binzeliall das id,erheit interesse 
dem Behllndlung bedürfnis unterordnen. Ob diese Annllhme realistisdl ist. 
Ilißt ' im nur SdlW r beurteilen. Das hängt nid,t zuletzt von cl·r Zusam-
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mcnsetzung der AnSlilltskonferenz und ihren Entscheidungsb fugnissen ab. 
Aber selbst wenn ÜH ' Zusttindigkeit lediglidl auf (wichtige) Fragen der Be 
hlmdlung bc chränkt wird. die Zuständigkeit des Anstaltsleiters In allen 
übrigen D r i hen also hestehen bl lbt. ist die Möglidlkl'it 0 inC$ soldIen 
Ziel) onflikts ni ht auszuschließen. 

Ziel1conOikt zwisch n Resozialisierung und Sidlerheilsgedanken 

Nun könnte man dnfan d nken. cl m AnstnltsJeitcr -in Ein prudlsredlt für 
den Fall einzurönmen. doß r r dl!lidle n denken gegen die Zulässigkelt 
einer bestimmten MoBnahrne hat. Denn es ver teht sldl von selbst. daß 
auch ein Behandlungsvollzug nur im Hahmen von R chI und Gesetz statt­
finden dorf. Ob damit da. gnmdsiitzlidl Problem bereinigt wäre. dllrf mit 
Pug bezw ifelt werden. Au! dem Gebiet der Behandlung geht es häufig tlJU 

Ermessen entscheidungen: der Pali , daß nur eine bc timml Moßnnhm dem 
g It nd n Redl! ntsprimt , dürft - relativ selten sein. Dies trifft nicht zulet.zt 
Hilf die tllgtiiglidl vorzunehmende Abwtigung zwisch~n Behandlungs- und 
Si . lerheibinter '. e zu. Der Ansta!tsleitcT müßt sidl oft genug darüber be­
l hr n 10. 8 n. daß cli (obw ich nd ) Ansid\t der Anstoltskonfercnz (nol'h l 
durch das Gesetz gedeckt lst. mne bloße • Rerhtsau fsicht " wUrde damit ins 
Leere stoßen . zurne! das Gesetz hinsichtlim der Regelung konkret r Behond· 
lungsJ\1aßnohm n erhebliche Zurückhnltung üben dürfte, zuminde t würde 
sie ni ht verbreiteten Bedenken R chnuog tra n. 

Anderer~t-ils muß ni an ~i ch fragen, ob nicht jedes weitergehende Vetorecht 
dem Behondlungilk nzept zuwiclerli Fe. Hot mon nörnlidl , wie bereits erör­
t rt. zu der An tultskonfercllz grlllldsiitzildl das Zutrauen, den Gefang nen 
ri chtJg zU behandeln. weshalb sollte man dOlln befürdlten müs en. sie 
werde auf der andertm Seit dos wohlverstund ne Interesse der Anstalt ver­
no hlässigen Man würde mit solchem Erwägungen und den il1l1en ntspr ­
dlcnden Regelungen nur wieder die Gefahr einer unheilvoll n Auf!lpaltung 
de!i Ansta1tspersonals in einen Bchandlungsdienst und inen Sicherheits­
dienst hernuCbcschw" r n. Sochgerecht erg iene es daher. die Anstalt konfe­
renz - natürlich im RAhmen ihrer Ents hciuungskomp lenz - zur Aus in­
nnucrsetzung roit a) 1 e n einsd1!ägigen Prngen zu zwingen. Da würde 
all t.h die Abwtigllng von Behllnd!ungs- und Sid1erheitsinteres. e im Einzel­
foll in'm ließ n. wi sie ja Oll h der Entwurf bei einer Vi lzah! von Voll­
zligsent d leidutlgen abverlangt (z . B. §§ 11 Abs. 1. 12 Abs. 2, § 13 Ab!!. 2 
Satz 3. §§ 27 Nr. 1. 28 M s. 1 atz 1. 2 Ab5. 1 Nr. 1). Dünn sollte lll lln aber 
Oll h daraus die ntsprc henden Konsequcnzt>f) für ein etwaiges Einspruchs­
recht des AnlltalLieiters ziehen. 0 0 hi ße in der Tut, ihn nuf bloße Rechts­
kontrolle zu beschränken . Nur schwerwiegende red)tlichc Bedenken cgcn 
eH Zultissigkeit einer Vol!:zugsmaßnahmc könn n daher Grundloge eines 
sole len Vetore hts sein . Tm übrigen sollt tlber bei der bindenden Wirkung 
dcr KonfcrCIl7:ent d1cidung bl iben. 
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Ein prudlsrecht mü auf chiebender Wirkung 

Wird da Einsprudlsredlt in soldler Weise b ·grcnzt. muß s mit aufschie­
bender Wirkung verbunden 5 in. Denn sonst würde man mfiglidlcrweise 
d n mit Jener Regelung verfolgten Zweck. d n Vollzug rechtswidriger Ent-
dlciclungen zu verhindern. unmöglidl marn n. In diesem Konfliktfall dos 

Vollstreckungs- und Vollzugsgericht enCdleiden zu lasscn. hielte idl indes 
für problematisdl . Denn dann würd die an sich der Vollzugsverwoltung 
vorbehalten Maßnohm faktisdl durch ein Geridll g troU n. Für eine 
(nodlmaligel g ridltlidle Nachprilfung (etwa auf Antrag des davon betrof­
f nen Gefangenen) wöre kein Raum mehr. Ist die Au(sidltsbehörde, wie 
es § 143 vorsdueibt. mit Pochkräften besetzt. so i t kein Grund ersi htli h. 
w hatb man Ihr nicht das Redlt belas cn ollte. Jenen KonfliktfaU zu ent-
rn iden. Dann wiire I tztlich immer noch der Weg zum Gerld,t offen. 

Rine weitere Prage ist. ob und Inwieweit da Gesetz die Entsdleidungskom­
petenz der Anstaltskonferenz gegen tiindlidl festlegen soll. Die vorges hla­
gene N IIfaR ung des § 147 Ab . 2 hat bekanntlich davon abgesehen. Dem 
liegt offcnslchtlidl der Gedanke zugrunde. daß sidl mangels eins(.hliigiger 
pmkti her Erfahrungen derzeit s .hwer beurteil n läßt. weldle Aufgab 11 da­
fUr in Beim ht kommen. Nun dürften icll nach den bi herigen OberJegun­
gen allgemeine Verwaltung aufgaben kaum dafür eignen; doran d nkt aud, 
niemand. VielmehT S ht es in der Hauplsad l ' um (wimtIgel Prag n der 
ß handlung, die In die Zustiindlgkeit der Anstaltskonlerenz fallen oll n. 

ann allerdings crSdleint es nidll unmöglidl , einen abschließenden Katalog 
festzulegen. d r sim im wesentIid,en auf die im Vollzugsplan ilu(zuftihren­
d n ßehandlungsmaßnahmen (vgl. § 8 Abs. 2) sowie auf die SI llungnah­
m n in Verfahren über die Aussetzung des Strafrcstes und In Gnodensacllen 
beschränken sollte. Eine olche gegensländlid,e Umgrenzung des Aufgoben­
her id,S Im Geset7. würde auch re ts t{latlichen Gesichtspunkten Re·chnung 
trag n. Die Neufassung cl § 147 Abs.2 ilberläßt es letzllidl der Vollzugs­
verwaltung. ob und - wenn ja - In welcllCm Umfallg sie von der Er­
miirntigung zur Kompelenzübertrogung G brau 1 machen will. Das trägt 
zu incr V rs hlelerung von V rantwortlidlkeil n und Zuständigkeit n bei. 
die tattd n gerade nadl Llußen off ngelegt werden sollten. 

Anw sc-nheU des Anslaltsleiters in Konferenz crforderlJch 

Doß der An toltskunIerenz mindesten in Vertr ler leder Gruppe angehören 
ollte. die an der Behandlung des Gefangen n beteiligt ist. scheint nadl olle­

dem unabw i bur. Gerade bei d r vorgeschlagenen R g lUllg wilre es fatal. 
wollte man in die Konferenz nur therapeutis he Fachkriifte i. e. S. enls nelen. 
Die zahlr id,en Einwände, die etwa gegen eine Besdlränkung des AufsIchts­
dienstes auf Sicherheit - und Ordnung aufgaben vOTgebradlt worden sind, 
brauchen hier nicht wiederholt zu werden. Wenn da (sozialpädagogiscll ge-
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dlUlte) An lahsper onol insgesamt zu einem ßehandlungsteam im weitesten 
inne zu aOlm nwadl n oll. dann kann nicht "tschieden genug vor d m 

Versuch gewarnt werd n. von der Aufgabe (Zustiindlgkeit) und ozioJen 
Rolle her die elnzelnen Gruppen innerhalb der Anstalt auseinanderzubrin­
gin. Behandlung des Gefungenen und Sich rh it der Anstalt solllen adlc 
eines jeden einzeln n wie der Gesamth it s in. 

Dos hat aber auch zur Polge. daß drAn laltsleit 'r der Konferenz angehören 
IIIUß. Der gelegenllidl unterbreit te Vorschlag, ihn davon auszu dlließen, 
i t - zumindest teilweise - von der Befürchtung diktiert, die Anwe enhelt 
des Anstaltsleilcrs verhindere eine edlte Diskussion, 7.umindest ab reine 
echte Mehrheits I1tsdleidung. Das mag g leg ntlidl tutsiidlllch cl r Pali sein , 
"tspn ht i do h in kein ' f Wel e dem Bild des künftigen Vollzug bedienste­

t .n. wie er sudl dem Entwurf vorsd,webt. WddlC Art von Behandlung 
könn n wir wohl von einem Vollzugsbedienstet.en erwart n. der weder über 
Unabhöngigk it lind S !b 1tindigk it noch über Inncre Freiheit b im Um­
gang mit Menschen vcrfügt? Abgesehen clovon wlird mon gerad dt:m Ziel 
,..echseh'it iger ntcrrichtung zuwiderhllnd 'n, wollte man den An taltslej-
ter aus incm so wldltlgon remium wi der Anst(Lltskon(erenz allsschlie­
ßen. 

Arbeitsüberlashmg stellt dagegen 

Frcilid1 wirft Bud) die Einbeziehung des Anstalt. leiter Fragen auf. DlLs wuhl 
sd lwerwiegcnd te Probl ' rn bUdel die Arbeitsüb r1ostllng. Die gegenwö rtige 
Praxis drAllzuständigkeit zeigt, daß der Anstalt leiter damit überfordert ist. 
Die Viel7.ohl der in ein r Vollzugsanstalt anfallenden Verwaltungs- und Be­
handlungscnlsdleidung n kann schwerlich von einer Einze1person rl digt 
werden. Tatsächlich beschränkt sidl di Punktion d Anstalt leiter denn 
auch in vielen Fällen auf . in bloße Gegenzeidmung, mit der er die Ver­
antwortung für die getroffene Maßnohm übernimmt. Die EiniUhrung der 
Konferenz\' riassung würde ihn zwar der (ulleinig n) Verantwortung für die 
Entscheidung entheben. jedoch keineswegs von der damit verbundenen Ar­
beitslast befreien. Dic notw ndig werd >oden Sitzungen krinnten ogar eine 
größere z itlidle B !o tung zur Folge hob n. ieht man von der Möglid1keit 
der Stellvertretung ab, die ieher k in allgemein gangbarer Ausweg ist. dann 
ist in der Tat nldlt zu eh n, wie beim jetzigen System der Leifung der An­
stalt dur h Ine Einzelper on Abhilfe g:!S halfen werden kann. Di em Pro­
blem wörc wohl nur durdl Dinfühnmg einet kollegial n AnslaJl$leitung 
(eventueJl mit Geschiiftsverteilung oder Ressortprinzip) beizukommen. Die 
P.insetzung ei lll.'S dr iköpfigen Gremium als An taltsleilung (in größ ren 
Anstalten) böte möglicherweise ein n Ausweg aus cl m Dilemma. Ob das 
funktionieren wUrde, wäre wied rum wohl nur aufgrund proktisdler Erfah­
rungen auszumad, n. Freilidl stcht dem das geltende Recht entgegen. Zu 
hoHen bleiht. daß da ki.lnit igc lrofvo!Jzugsgesetz au h hier inen Freiraum 
für (rctlid, und wi cn dlaftlidll kontrollierte Experimente sdlaUi. 
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Strafvollzug - ökonomisch b trachtet 
von Axel Neu 

Während tOlltli h Maßnohlll n Im ß r ich des Ausbildungs- I und Gesund­
h ilSWCSt'fl . 2 {tlst schon kills is . Anwelldungsber i he ('incr ökunomis 1en 
Kosten· und Nutzenanolysc sind. wurden die hi ,dür entwickeltcn Methoden 
bisher 110 h rcllitiv seit n nuf di taa tsaktivitii t .Inner· Sicherheit- onge­
w ndet 3. Der folgende Aufsll tz i t eine KUI"7Ja 'ung d ' r Hauptcrgebnis 
Incr Unter uehung üb r ökonomisd1c Probleme d trofvollzug in der Bun-

de repuhlik Deuts hland 4. 

Die Globalgriiße . Kosten d r Kriminalität" HIßt ich ouft ilen in , 

D 'liktfolgen für die D liktbctroffc:!I1en i 
Ko I n priivclltiver und rcparolivcr polizeilicher Tätigkeit: 
Kost '11 der geri lllichen Aburt ilung: 
Ko ten des Strafvollzugs. 

Di . on\erikoni chc • Presid nt' Ol11ml. 1011 on Law Hnforcem nt find Ad· 
mini tmtioll of lusti e" schii t'lte die er(ußbarcn Kosten der Kriminalität in den 
LJ, A für tins Jahr 1965 uuf rund 21 Milliarden Dollor. D.ics enlspri ~II etwlI 
vier Prozent des Volks · inkomlllens des ent prechenden Jahres. Dabei waren 
elie Dcliktfolgell (ur die 0 liktb tro(fenel) in etwll 0 hoch wie jjff ntli he 
und private Kostcn für die lnnere Sid1crheit. 

Ziel der folgenden b rl Bungcll LI e. ni ht, di eilt pr ehend !n C · amt­
kost n fiir dl • Bundesrepublik D lItschlnnd zu schii tzcn. Ihr egen tond sind 
vielmehr die Ko~'ten des Strafvollzugs. Die K tCIl des Strufvollzugs oder dic 
Sanktion kosten hängen vom Snnktionssystem une! von der Zahl der Ver-

1 Aus d~r Fll li c der Lheralur ~c l ' n hier nur chIlI.!" w.",I I.l~ Bellräg IIcno nor. T. W. Sc h u J t 7" 
'n,ll p. Ollullllc V~lu' ul IXluco lhm. New York - tondol' 1963 (mll BlblloMtßp'hlcl. M. tll nUll' 
«(1(1 .10 fico nomlcs 01 t'duCOllon. P" n~"ln 111001 rn erol .. "n IC'l. rrbtt11onr.l~worlh 1968 C. M e n 9 C I 
und C. D I • I e r m 11 n n. Wln IUldllllllld. und tcdtnbehe P rsonal - Meihoden der ß • 
elntl ~rtnl llh"'lI . MOn Iwn (968 ISchrllicllr\'l hc de! ßuntlsmlnlslN' fil, wl (· tI . ho lllld 'Q 1'0" 
('!lllI\j\ , Pors \1unll politIk. 11. 111. K. rr ur· r Ulld I. No u III 6 n tI 111"1.1.10 Illl cl unQ<Ukono. 

lil ie - e ine ZwI8r1l('nhllnnl, . IlconomlC8 (11 I3cluca llon In Tronsltlon . FrlurJr k h Ildtl lfl Q ~ 1Ifl1 
GO. C r burlAltlll ' SluIIgarl 1969. 

t IU ncn llU ßczl·kh tlClII.n Oburhllck vc,mlllc it H. ß. Ki ll ,m n n n , The rconnmlcs or h .allh. 
New Y(lrk , Landon 196~. Vgl. Iludl ß, 1\ . We I " I, , 0 cl , ßconoOllco 01 Publlc 11('lI l1h . Ph llo­
rl Ipl tlo 1961 und , . W o I f . I n. , • C081·ß n('/il·Annly,~ Im C~_lll\dhcllJwQ.~n . II"mbu'8 1968. 

• . 5. S h CI \I P ' S'" nd .. ds 10, Ol. ,rlbUilns " P,eQ Covcrnm~n ," 1 5,·,,,Ico, Crlme Pr()wnllon . 
In , . PubHe Flnllnc~ ·. r ho 1I01l ll0. Vol. 19 (I !ir,~) . S. 381-3(~. ß. M. PI f· I s h ~ r, Thc Hccmo· 
tnlC8 /Ir Dr llll(IU nC)'. 'h lrogo I . 11. C. 11 ec k I " n w n I cl. Ilffl~I (' I\ " und Il\ nN~ SIdwr· 
1>1'11 . In . Kl'kllls· . UOSl· 1. Vol. to 11%7\. . lO7 - &11. C. . B ~ C' k (' I , Crlnw ond Pun l'hmen" 
All Ilcolloml Appronrh , ln • • Th lourno l or PollIlCIII rlCOnOI1lY·. VII I. 76 119f,s1. . lG9 - 217. 
I. 11 . 11 11 r r 18. On Ihr IlcunomlC'll of Law onr.l O,dor. In •• Thl! ' oumnl 01 Polhlell l Ilconoml' · . 
Vol. 78 119701. . 165 - 171. 

x 11 I N I' LI ,Okon DrnlMch Prtthlcm~ d 5l,o(vo lilUR" In de, ßundt'lrcpuhUk D~ul.('hland . 
KI IN lutll,·II . 1Ir.l. (18. TUbh'KI~n 1971. 
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urt il ung ~n ob: die Verurteilung n ind eine Punktioll des Polizc:i in atze 
und der D Iikthühc. V riahren (Frelheit ~ oder GekLl rnf ) lind Strufhiihe be 
stimm.en di Kosten des SankUonssystems. 

Kosten dc'S Strofvollzug fallen an 

- b im Verurteilten ols Ko t n in Form des entga ngenen Oinkommens 
und des Nu tz nenlzllgs während der Verbüßung cl r Freihei tsstrafe; 

- b'l Dritt n ols ozinle Kosten der Dur hfühntng der Prelh itsstraf n. 

Oi Summ ' dieser heiden Koslclwrten bilden die g ~o m t g • 118 haftlichen 
Sanktionsko t 'n. Bei ,eidstrafen stcht den privaten Ko ·ten des V >rurleil t n 
ein sozialer Gewinn in Höh des G Idbetrages gegeni.iber. so daß dl gcsa m­
ten sozinlcn Ko tcn cli ses Verfahrens nnhe Null ind. Im Pa li iner freiheit -
strofe sind di sozialen Gesamtkosten höher als die privaten Kosten d Ver­
urt Ilten. da in der R g I H sourcen Dritter filr den tTllfVOUZll!l nufgewcndet 
werden. 

G Horntg sellschafilidlC~ Sanktlonskoslen und ihre Komponenten 

(W t>rle für das lahr 19(6) 

G RO Oltgcsellschan lich onkllotl ko,1 n 

ökon. beziBerbure K051 n 

300 Mill. DM I 

privale Sankllon kosl n 

in I tll1 {o\ i h- Bnl -
Geld- I 'r W 1'1 gUllge lle 

lies Fr i- Einkom-
slra! • h ils Enl- men der 

zug GefS· 

254 Nlill. uM 

ozlll l .. KORlen 

zu 1-11' 1(, 11 DriNer 

EinnuhlTlen 
11'11 ek inr 
tro(vol lw/l 

lls wird v r lich t. held - Kost naTlen in ihr r Höhe unu truktur für die ßun­
desrepublik Deutschlf\l1 d zu erfo sen. Zlier t werden cli Ein nahme- und Aus­
gab Ilslriim im eklor, tro fvullzug und el i darin enl !-EJllcllen sozialen Ko t n 
unl c.r u ~lt. Dann wird die Höhe cl r 'ntgangen n Einkomm n d r elan-



genen al Bestandteil tier sozialen Gesamtkosten g d,ü!zt. Die - intangib­
len - W rte des Freiheitsentzugs können nidlt b t1mmt werden. 

1m Ansdlluß an die Analyse der sozia len Gcsamtko ten des jetzigen Sank­
tionssystems wird verSlIdH zu zeigen, wie sich diese sozialen Gesamtkosten 
li ndern. wenn Maßnahm n durdlgeführt werden, die bei den bisher i 'en Be­
mühung n um eille Refoml des Strafvollzugs im Vord rgrund stehen . 

- Alt motivr gelungen zur Gefangenen ntJohnung: 
- weitgehend Rcdlll.ierung dc Vollzugs cl 'r kurdristlg n Prciheit -

strafen. 

Absdlließend wird die zur Sd1ützllng der entgangenen Einkommen auf Stid,­
probenbasis ermittelt ß 'rufsstruktur cl 'r Gefangenen mit der aller Erwerb -
tätigen verglidten. Die hierbei g wonnen Brgebniss könnten fUr die Dber· 
legungen l.ll Rcsozialisierungsbernühungen im nahmen des Strafvoll:wgs von 
einigem Interesse s >in . 

Datenbasis der Analy e 

Zur Emtittlung der Einnahmcströme und des Haftkost nck'Ckungsbe!trages 
wurden d halb d! Bilanzen der Arb itsverwaltung d r selb töndig n Voll· 
zugsanstalten verwendet. die die Landesjustizministerien zusammenstellten 
lind zur Au wertung überließen. Di in s Ibstiindlgen Vollzugsanstalten un­
tergebrachten Gefangen n mach n 90 Prozent der gesamten Gefangenen in 
der BilD aus, so daß di Nidlteinbczi hung der Gen 11 gefängnis ' erlaubt 
scheint. 

Zur Schätzung der entgangenen Einkommen sowie zur Analyse des Arbeits­
potential wurde eine Ilüdl der offiziell n Beruf~kla sifikation gegHederte 
ßerufsstruktur der fangenen benötigt. Da hi rzu bi her hinreidlendes Ma­
t criol nidlt zur Verfügung stand. wurde von den Statistisdlen Landesämtern 
eine zehnproz ntige Stid,probe der gcsamten Ge(allgenenzählblöller vom 
Stidllag 3 J. 3. 1966 clllrdlg führt. Die Uchprobe bn lert auf clen nterillgen, 
die die CrundJagc der amtlid,en Strafvollzugsstotistlk bilden. 

l-[ierb i wurden folgende Merkmale auf di Signierlistc übertragen. 

dlledlt, Alter, Art des Vollzugs, Z itdauer der Straf, erlernt r 
Beruf, ausgeübte Tätigkeit (vor Strafantrittl und strafbare Handlung. 

Die Merkmal verteilung in d r Stid,probe und in der Grulldgcsamtheit stimmt 
durchgehend sehr gut über in . 

Slralzwcck und Be chiHtigung 

Dle Ausgestaltung d Fr iheitsstrafvolJzugs sowie die im Rahm n des Frei­
heitsstIa{vollzlIgs zu rbringende Arbeitsl istung des Gefangenen hängen 
weitestgehend von den S t ra f z w eck e n ab, die mit dieser Sanktion ver· 
folgt werden. 
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Die Strofzwecke sind dabei vielschid\tig und hab n einen ehr untersd1ied­
lldlcn Einfluß auf die Ausgeslaltung cl · Freih -lt strafvollzugs. hier sollen 
nur die Auswirkungen der unterschiedJid,en Strafzwed<e auf die Arheitsver­
wertung kurz aufgezeigt werden : 

1. Wird d r Stra(zweck primär in seiner vergehenden und obschrek­
kenden Absid,t verstanden. so wird die Arbeit des Cefangenen 
ah; ein Mitt I cl rtJbelzufügung angeseh n und entsprechend 8US­

gestßltet werden. 

2. Steht die Sicherungs{unktion im Vordergrund. so wird die Arbeit 
nls Beschäftigungsthera.pie im Hinblick auf die Aufrechterhaltung 
der Disziplin und im !i kollsdlen Inter se als 'n Mittel zur Sen­
kung der Haftkosten angesehen werden. 

1 Bei ein m Resoziali ierungsstrafvollzug wird die Arbeit primör als 
ein MUt I zur tendenziellen Behebung von Ausbildungsdcfekten 
verstanden werden, die - wie nodl ge'Leigt wird - bei d n Strof­
gefangenen weitaus häufig·r sind als im Durchs mit! der Bevölke­
rung. 

piiles!ens sei t 1923 wird in Deutsdlland der Er.ti hungs trafvoLlzug als ein 
Hauptzi I cle:! Freiheits trafvol1zugs angesehen. Ob di e Zi I etzung in der 
Praxis cl ' S Strafvollzugs sich neben den anderen Ziel etzungen b haupten 
konnte, wird aud, von Suafvollzugspra.ktikern ange'~weifelt. 

Ausgaben und Einnahmen der Länder im Sektor Strafvol17;ug 

Die Dur(Milhrung des Freiheits trafvollzugs ist in der Bundesrepublik 
Dcutsdlland 8ussdlli ßlich Angelegenheit der Länder. Aus d n i VI iligen 
Haushaltsplänen der einzelnen Bundt'Sliinder ist zu entnehmen. daß die Aus­
gaben der l.linder für den Strafvollzug für das Redlnungsjuhr 1966 in gesamt 

Irea 370 Millionen DM betragen. Ungefähr die Hiilfte dieser Au gaben ent­
fallen auf Personalausgaben. Demgcgcnüb r stehen Einnahmen, die fast IIUS­

sd,ließlid, Oll der Verwertung der Gefongenenarbeit r ulti r n, in Hühe 
von rund 120 Millionen DM. Demnoch VI rden nur ein Dritt 1 d r Ausgoben 
für cl n Strafvollzug durd, Einnahm n gedt.'Ckt l die restlidIen zwei Drittel 
der Au gab n müssen durrn allgemeine Steuermittel gedeckt werden. 

Ln den Ausgaben der Länder sind nidl t nur die HaItkosten, so nd rn tJUdl 
die Arbeit b triebskosten. die bei der Verw rtung der Gefangencnarbe.it (vor­
nehmlich bei den Regiebetriebenl entstehen. enthalten. Die Einnahmen der 
der Arb · itsv TWaltung mUssen um die Arbeit, betriebskosten vermindert w r­
den, um den HafLkostendeckungsbeitrag zu rmirteln. 
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Komponenten der Gesomtousgab n hn Slrofvollzug 

(Wert für das lahr 19(6) 

Gesomtousl!a b n 1111 

Hnnkos ten 

Soziale Kosten zu Lasten Dril ler 

251 MiI !. DM 

ektar SlrofvuJl zu~ 

Ausguben 
der Arbei ts-

HoAkosten-
deckungsbel trn g 

verwll ltung 

81 MllI. DM 35 MiI!. DM 

Innahillen der 
,'rbeil verw(l lrun~ 

11 6 Mil!. DM 

Der Htlftko tcndeckungsbeilrag wurd anhand der Bilonz n der Arbeit ver­
woltung cl 'r selbständig n Vollzugsan talt n crmitl 11. Die Uinnahmen und 
Ausgalx!n cl!;'r Arbeitsverwaltung der Ibständigen VollzugslI llstoltcn werden 
g wühnlk h in kom ralistischer Porm verbudlt. so doß die Urfolg wirk um keit: 
der Einnahm n und Aus oben ni hl dir kl deutlidl wird. Zur Ermittlullg c1N 
Hoftkosten wurden von den Aus oben der Länd r für Strofvollzug die Ar­
beitsbetricbskosten der ArbeitsverwlIltung der selbstHncligen Vollzugsa nstalten 
subtrahi rt. 

Die e Arh(·itsbC'triebsko 1 n b tragen für dos lahr 1966 insgeslllnt 35.3 MIlli­
onen DM . die HaCtkost n (Au gaben für traJvolizug obzüglidl Arbeit b -
tri bsko ten) belauf n sld l somi t ouE 336 Millionen DM. Dies cntspridll 

illem tilg li h n Haftkostensatz VOll 20 DM pro Strofge.!angenen !J nd Ver­
IVllhrten. bzw. 18 DM pro Gefa ngenen und Verwahrten (ein d, licßIic:h 
U-llüftlinge). Subtrahiert man von den Einnahmen der ArbeitsverlVll ltung 
die Ausgaben der ArbeItsverwaltung. so verbleibt 'in Hll(lkostendecl U/l 9-

betrog von 81.3 Millionen DM. der Haftkost ndcckung beitrag beträgt somit 
24.2 Proz nh d. h. di Gefangenenarbeit deckt knopp in Viert >I der ent­
stehenden Haftkoslen. 
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EtotiHlung und Analyse d Haftko tendcckung beilrage und des 
Be chliftigung grad 

Der 1 Itutkost ' ndcckung b itrog (bzw, Einnalllnenüb rsdluß der Arb·jt ver­
wallung) uclriigt pro beschiiftiglen Gefangenen pro lahr im Bund durdl· 
chnitt a, 2200 DM. dll sind montltlich 18 DM. Dieser Einnuillneüber­

SdlUß pro bcschiHtiglcn G fangen n differiert zwischen cl n in~elnen Hun­
d Ilindern rcdlt erheblich. Dabei lieg n NorcJrh in-West(tl l n und Hessen 
wdt über dem ßundesdurdls hnlt!. aUe ander n Bund sltincJ r liegen unt r 
dem Bunde durd Is hnitt. Be onders ni · drig lieg n die Hll ftkostencleckungs­
bci triigc pro bcsdläftigten da ngen n in chlcswig-Hol tein, ßerHn. Bayern 
lind Hölllbllrg; der Grad der Industri lien Verbundmägli hk 'Hcn sd\cint 
/lomil hei diesen Bunde lii nd rn keinen großen Einfluß auf die Höhe cl 
Haftko tendcckung beittags zu hahen. 

Untersu hung der KonjunklllTTeagibilität de Elnnahmeilucrs hu der 
Arbeilsverwallung 

Die stork Konjllllkluwbhii ngigk it der B dl ii fti gungsllIügli hk it n (iJ r Ge­
fllng ne stellt ei n bcsonderf.:!s Probl In daf. Insofern ist es lila ein glücklicher 
Zufall zu w rten, duß sidl der Unlersu '1lIIngszeitraum mit df.:!f Pha e deckt. 
in der <He wc tcl uts he Wirtschnft ihr bi h r erste nndl hn hige RC'lcssion 
clu r ~h licl. Wie ei n nähere Analyse ergibt. sli g die tiigli \. Durd Is hnilt . 
belegung mit Gefnngenen 1967 gegenüber 1966 um gut sieben Prozent, wäh· 
rend der An t ·j\ der b chiiftiglen Gefangenen an der Dur hschniltsbelegun& 
1966 I! '8 nüber deli) Vorjahr leicht. 1967 gegenüber dem Vorjahr jedod\ 
rnpiuc zuriickging. W ähr nd die Produktivität d r Ge{nngenenarbcit (Ein­
nahm 'übersdlUß je besdliiftigten eftlngen n) 1966 noch sti g, unk si 1967 
unter d n tand vun 1965. D mnnch wirken zwei nega tive konjunktur clle 
1Jf{<> kte ouf den Ein Hlz d r Gefangen nllrbeit . 

- Ri.ickga ng der ßeschäWgungsmögli keit n; 

- Riickgang der Produktivität cl r Gefllngenenarbeit. Dieser Rück-
ga ng kann darauf zurückzuIühr n sein. dal vornehrnlidl di für die 
Anstalten ertragr ·iehen Arbeiten in der R zession zurückgezogen 
werden, od r uber die vorhandenen Arbeitsmögli hk·itell .ge­
streckt" werden, um die Zahl der Gefangenen, die bcsdliiftlgungs­
los ind. durch ine Art ver teckter Arbeitslosigkeit nid\t oll1.u hodl 
werden zu la 'sen. W ld lcr dies r beiden Effekte die Produktivitiit 
türk r beein{)u ßl, kann nidlt ermiU 11 werden, 

Di ne vcrgleidlende Ui nd runtersudlUng 7.eigt generell. daß di Bund slii nder 
mit der hö :h:lt n Produktivität d r Ge{ong' lenarbeit die stärksten inbußcn 
an ßesdläCUgungsmilglichkeilen ihrer Gefangenen zu verzeldlnen hallcn. 
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DIt-sc Beobachtung legt den Schluß nahe. doß die Arb It n mit hoh r Pro­
dukfivitiH ein größeres konjunkturelles Beschäftigungsri Iko binhalt n ols 
die Arbeiten mit v rgl -ich welse geringer Produktivität. 

Dies läßt sidl wohl so erklären, doß bei den Arbeiten mit hoher ProduktivitiH 
cli - privot n Untemehmerb tri b nicht nur GefäJlgojsbl'lrlebe als Zweigpro­
duktion~ ·tütten einrichten. in der Rcze ion würen sie demzufolge b trebt 
gewesen. die Arbeitsplätze in den übrigen B trieben zu Lasten d r Produktion 
in den G füngnlsbetricben zu erholten. während dl Arb iten mit geringer 
Produktivität eher von privaten ntern hm rbetrleb 'n aus dllicßlidl In G 
[iingni betrieben er tellt werden. 

Zusammenfas end kann festgestellt W Tden. daß eine hohe Produktivität cl r 
Gc{tlngenenorb il bei einem domini · renden Betriebs yslem in Porm de 
privllt n Unternehmerbetriebes mit einern hohen konjunkturellen Besdlüfli ­
gungsrisiko v rbunuen ist. Neben den anderen No hteHen der ßcsdüiftigung 
d r Gefangenen im Betriebssystem der privaten Unternehmensbetri be. die 
si h vor ollem in d r Vergabe von Auftrügen. cli t'ine vergl idlsweise geringe 
Binarbeitung5zeil mit wenig Ausb~dungswert erfordern. nicdersdllagen. 
sdleint dieser zusä tzlidle Nnmtcil eine ReorganiSiltion in Ridllung ouf den 
R 'giebetrieb nuhezul g n. 

300 Millionen DM entgangene NeHoeinkommen 

Kehren wir kur-1. zur Ausgang frage zurück , es ollten die sozialen Gcsamt­
kosten des Pr iheltsstrufvollwgs ermittelt we.rden. ßish r haben wir eine 
Kompon nte herausgearbeitet und ihre Einfluß(aktoren untersu ht. die so­
zialen Kost n d r Durchführullg des troivollzugs zu Lasten Dritt r. Die 
zweite Ko teDart. <11 privaten onktion kosten. bestehen in d In nicht meß­
horen immateriellen Wert des Fr ihelt entzugs und in cl n entgangenen 81n­
komm n d T Gefangenen wlihrcnd der Zeitdauer des Freih -it tmfvoIIzll&s. Die 
entgang "n n Ei nkomm n ind cli Einkommen. w Idle die Gcfong nen T­

zi It hütten. wenn sie in d m Beruf genrbeilet hülten. den sie vor Strafontritt 
IIl1sübten . Dies ist das üblich Konzept der .oorning foregone •. das vor 
oll l1l in eier ßiJdungsökonomie benutzt wird. 

Zur Sdliitzung der entgangen n Einkommen wird eine berufliche Gliederung 
der Gefangenen benötigt. Diese wurde anhand der bereits erwähnten Stidl­
probe aus cl n Gelang n nzi.ihlblättern ermittelt. Die beruf ·spl.>zifisd1e Ein­
kommens truktur konnte einer nach Beruf gruppen gegliederten N 110 in­
kommen~stalistik des Statislisdlen Bundesamtes au <ler Zustltr.bcfmgung :LUm 
Mikrozensus entnommen werden. Sieht man von den ßinzelprohl men der 
S hützverfllhr n ab. so läßt sich das Brgebnls folgendermaßen zusammen­
fo ' cn: 

Noch incr mittleren Sd1iitzung b tragen die en tgangenen jährlidlen Netto­
einkommen der (männli h n) Strafgefangenen und Verwahrten im Jahre 1966 
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nmd 300 Millionen DM. Mun wird aber nicht agcn können. daß all in die 
enlgangt'llen N ttoeinkommen private Sanktion ko ten darstellen. weil die 
Dillercnz zwi dien Bruttolohn und Nettolohn dem Gefangenen ohnehin 
nicht zur Verfügung gestanden hiitte. Die Sozialver ivherung beitrüge sind 
nid,t nur belosl nd. dem Gefang nen entgeht dur h die NlchtMhlullg die 
b gün ligende Wirkung di 'er B ilriige. Die Sozialvcrsi henmgsbcitriige sind 
somit den privalen Sanktion ko ten zuzur dwen. Die entgangenen Sleuer­
leistungen werd n Oblicherweise nicht den privat n Kosten zuger Imet. sie 
zähl n aber auf jeden [lall zu den gesamtgeseJJsdlaftlidlen Sanktionsko tcn. 
Die Differenz zwisdlen entgangenen Brulto- und Nettoeinkommen. die teils 
private. t il soziale Sanktionskosten sind, beträgt ca. 66 Millionen DM. und 
die entgangen n Bruttoeinkommen crreldlen nach elE'r mittler 'n Sd\iitzung 
eine Höhe von 68 Millionen DM. 

Del1lnudl crreid,en die gesamlge IJ chaftlidlen Sanktion koslen im Preiheits­
strofvollzug eine Höh von 622.1 Million n DM, 

- 254 Million n DM $ozial r Kosten zu La tt!ll Dritter. 
- 300 MilJlonen DM privaler Ko (eo in Porm der cnl (Ingen n 

Nettocinkommen und 

66 Mi llionen DM teil privater. teils sozill l ~r Sanklionskostcn. 

Die gesamtgesellsdlaftlim n Sanklionskosl n wor n im Jahr J 966 fost doppelt 
so hod, wie die gesamten Haftkosten des Pr ihcitsstrafvollzuS . 

Okonomlsche A pekte altemativer Regelung 11 

Bi$her wurden die SankUonsko ten anhand des bestehenden Sanktions­
sy 'l m diskuli rt. in d n folgend n Abschnitlen sollen nun die ökonomi­
sm n Aspekle altcrnativer Reg lungen im Strafvollzug erörtert wcrden. 

Zum er lnsoll die Geiongenenentlohnung untcrsudlt werden. deren jel~ge 
R gclung. wie brr its erwähnt. G gen tand ausged hnler Kontrover cn ist. 
Ss soll v 'rsudlt werden. Anhalt8punkte für die quantitativen mverteUung · 
wirkungen alternativer Regelungen zur Gefangen nentlohnung zu g winnen. 
Zum zw hCIl 011Cll die Auswirkungen auf die anktion kosten unler ucht 
w'rden bei weils hemd m Verzicht auf dcn Vollzug kurzfristig r Fr iheits­
~Ira!en . 

Zur Disku "sion olterntlliv r Reg'lungen s i kur./: die i tlig Situation der 
GcfongencnenlJohnung angcsprod,en , 

Der Ertrog der Gefallgenenarbeit fließt in die Staotskoss (Nr. 93 DVollzO) 
und dient zur Deckung ein ' Teils d r Ho.ftko I n. D 'r Gcfang ne hot dabei 
kehlen R dlt$O llsprud\ auf Entlohnung. In praxi wird den Gcf{lngenen eine 
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Arbeils~ und Lei tungsb lohnung gewöhn - _Belohnung " soll hi rbei den 
fehlenden Rechtsa nsprudl zum Au 'druck bring n. 

Die Arbeitsb lohnung sd,wankt je nach Arbeitslei tuns und BUllde land 
zwJschcn 0.30 DM und 1,30 DM pro Arbeitstag: Oie Leistungsb >Iohnung 
liegt in d r Regel unter 20 DM pro Monat. In den elustiindig 11 Vollzugs... 
onstnlten wurde für dos lahr 1966 ine durdlsdmittlich Arb ·itsbeJohnung 
von knapp 25 DM pro MOllot und besdüif!igtcn Gefangenen bezuhlt. 

Ohne di Argument pro und contra zur C ,fangenen ntlohnllng dar.lllst lien, 
soll versudlt werden, Anhalt punkte für die quantitativen Auswirkungen 
eincr noch nüher zu spe'lifizierenden "toriflid, 11 - Gefnngencnentlohnung 
zu finden . 

Die Porderung nadl tariflich r flntl hnung der G ·fang 'lien i t wohl ni ht 0 

zu verst hen, daß dem Gdllligl,!ncn d 'r Tariflohn s iner fies htiftigung vor 
Imfantritt Z\I z.ahl n ist. Interpr liert mlln die Porderung noch tariflicher 

entlohnung cl r Gcfang 'nen dahingehend, d{lß den Gefongenen der Tariflohn 
für die Arbeiten AUSZIJ7:ohlen sei, die si im Strafvollzug vel'rldltcn, so i t 

diese Forderung gl ·id,bedeut · nd mit d >r Pordenlllg, den G angenen seien 
di N ttoeinnuhll1 'n (Einnahm 11 ab~üg)jd, p in'r Arbcllsb triebsko len) 
auszuzahlen I . 

Würd lllun die Forderung Ila 1 tndOleh r Ent lohnung .so inlcrpr >tier n, 
dl11111 stünde fiir 196 pro b hii{tiglen • langenen 'in NClloerlös ln Höhe 
von ,two üb~r 200 DM pro Monat zur Verfügung. llin hüherer Betrog wäre 
bei den jetzigen Arb itsvcrwertung. formen im Strafvollzug nur uufzubringen, 
wcnn ~ur Z(lh lung d 'r Gefangen nentlohnung Steuerrnitt ,I h rongezogen 
würthl. Ob die Produktivität d · r GeCongenenurbt::it kUl"drlstig ilber d n oben 
genullnten 13 trag hinaus wesentlidl erhöht werden kono, ist zweifelhaft. In 
cl r Arbeit werdcn noch Urnvertei lung u pekt alternativer V rwendungen 
der Jefnng ncncnllohllung untersucht, deren Diskus ion hier zu weit führen 
würde. 

l'inanzleUe Auswirkungen einer Reduzierung da VoUzug der kunrlrlstigen 
Frcihcltsstra1cn 

In der kriminal politisch n Diskussion herrsdll waitgeh nde Einigkeit darüber, 
daß cl 'r Vollzug von kUl7iristigen }lrelheitsstrofcn mit zi >mlld"r ldlerheit 
nidl! lIur zwecklos, sondern /luch s hödlidl ist. Die Hauptgründe cd 11 kuf".l 
aufg zäbJt: 

, Noch § . 2 (21 d ~ tlnlwurfs der SI.ofvoll''''Kskomml Ion flIr ei n Slrofvollzu!I"g,"'c l'II 8011 den 
Gefollll"nen mlndcstens drei VI " ,I dOI Orl.lohnci der Orl. klnsl(! I I1llch § H\J - 152 I\cldll. 
vcrslrhll,ullg.urd llulllI IIczohh werd~n . 01 '. n u;prldll Ib~ 1 Q O Arba118 101!~111 ulIl\\Ul lohres· 
b tro~ yon ca . 1700 DM. Nach Abzug dC8 HolikoslenbcllwlI' lIomiiß § of6 dc:l Efllwurl. (ca. 
~ JOO DM pro Johrl . owlo von I"uem und Sozlolvcrslch"rung..l>uhrli~ n Ico . 900 DM) vcrbli ·b 
cln MlmJc. lbclrog von 1500 DM pro lohr bzw. 125 DM pro Mon/tl . 

350 



a) Die G fahr , kriminell r Infektion ' wiegt chwerer 01 ein pot 11 -

Heller Ab dlrcckungseffekt , 

b) Pür eine rcsoziaU ierende Beeinflussung ist die Zdt viel zu kurz; 
dabei i t die Gefahr entsozloli i r nder Wirkung groß. da die Wi -
d reinglieclerung 111 den Beruf m ist auf h rabge tuft -01 NivclIU 
erfolgt: 

-) Die durd1 den Vollzug kurl.fr isliger Freiheit straf n h rv rg -rufene 
Fluktuation In d n Strafanstolt -n hut hohe Kosten zur Folg, außer­
cl ' m hehindern ie dos Einführ n moderner ArbeilSlIlcthoden . 

Nodl dem ~ trolredl ttilind nmgsg etz vom Mai 1969. da f(ir die trafsus­
set7.tHlg ~ur Bewährung ber its in Kraft tral. i -t cl r 

Strafvollzug bei Preih itsstrnfcn bis zu sechs Monaten und di Straf­
tlu:setzunA zur B wtihrung b i Preihei~slrnCell von c hs Monllten bis 
zu inern Juhr 

unter ein n Ausnahm vorbehalt gestellt worden. Bi. dahin stand die Straf­
aussetzu ng zu r Bewahrung b i Pr(' ilwitsstrufen bis zu n un Monaten unter 
einem AusnuhlTlevorbchalt. Von die ' -r Ausnahme - nümlidl Strnfolls tzung 
zur Bewährung - wurde in der Regel nur zu inem Drittel der Verurt 'ilungen 
zu Freiheit 'straf ' 0 bis zu neun Monaten Gebrauch gemod1t. 

Im folgend 11 wird uni rsud1t, wi di gesamtg Il ·dlll ftlidletl Sanktion -
ko tcn gewesen wilr on. wenn di(!Se gesetzlidlC N ureg -lung schon 1966 b -· 
tand -n hti tte. Hierzu wird -ine Hypolne 'e über die Urlcilspr I is der Neu­

regelung b nötigt : es wurde - vereinfl1d11 al/sg drUckt - eine tstlls-quo­
Projektion b :t.üglidl d r Wirkung des AusllIlhmcvorbchalts vCMcml t.. 

Tm einzelnen wurden cli > Au wirkungen der r duzierten Durdlsd1n illsbele­
gungen filr folgend TeilkolTlponenten geschätzt 

- Abnahme der I-Ioftkosten, 
- Abnahme des Huflkostendcckung beitrag (und domit Zunfthmc des 

ungedeckt n Anleils cl rHoftko ·ten) : 
- Abnahme der entga ngenen Elnkomm-n. 

Diese Unt r ud1ung ergibt. daß ' ic:h die gcsomtg seil chuCtlid len onktion · 
kost n von o. 620 Millionen DM auf Il . 530 Millionen DM. olso knopp 
15 Prozenl. ennindert hatten, 

Analyse de Arbeit 'potentials der Sltarg Eangenen und Verwahrten 
( I. 3. 1966) 

Für den Arbeilsein!latz der ,elang nen Im Strafvollzug und für di Beurtei­
lung der Notw ndigk it eines auf R ozialisierung ziel nden Arbeit 'ein Ilt.zes 

d r Gefong nen ist die Kenntnis cl r Beruf: lruktur der Anstalrsb völkenmg 
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und der Zustimm nhang zwisd1 n ß ruf und nndelen kriminalpoliti~d1 widl­
tigen Merkmalen wc. entlidl . In zu prüfen, ob und wl ' di ß 'ruf truktur 
der mii nnli hen StraJgefangen n Ut,d Verwahrten von der der miinnlidlen 
Erwerbstätigen differiert, wurde die prozentuale Vertei lung auf die Berufs­
gmppen rredlnet. Um die Be etzung cl r einzelnen Beruf grupppen zu er­
{os en, wurde drAn! il d r Strafgefang . nIlund V nvohrten je I 000 Elr­
werbst/Hige d r gleichen Berufsgmppe ermittelt. )'Herbei z igt sich, daß die 
ßeru(sgtuppe _Ungel rnte Hilfskräfle" (HondlLlnger) mit 19,5 bei einem 
Durdlsd1nltt von 2,8 trafgt>lung IPn pro I 000 Bnvcrb. tli tige je Berufsgru ppe 
weitaus überr prlisentierl i t. B trägt der Anteil dieser Beruf gruppe biolIen 
lJrwerbstätigen 4.7 Proz nt, So stellt si oll in ein Driltel d r Ilüinnlichen 
trofg fa ng·n n und Venvahrten. Mit großem Absland ind sodann die Gast­

stölt nbemf und die elnfod1eren kün t1erisd1en Berufe in der Anstalt b -
völkerung üb rdurd1sdmittlich vertreten. 

In der Kriminologi w rd 11 ols ßcrufstyp n, die ni ht so stark ~C)z io Hsicrcnd 
(und dam it krimin U' r G fahr nidl! 0 stark entgegenwirk nel) sind , vor 
all >rn genannt: 

0) Beruf mit gerlng'm bcruflid1en Bngagem nt ( I1gelcrnt HIIf$­
kriiClcl; 

b) Ces 11 d1l'ulli d1 iSQliel1e Beru(e (Schou t Ilor) , 

cl Bnruf, b iden >n di mot rlelle oder slruktur lIe Versu hUllg bei 
gdtlverwall ·nder TäU keil be 'ondcr groß ist (Gaststii ttenb ruf ). 

Ul(l$ These wird durd1 dns vorli g nele Materill l b stätig!. 

ße'cufsspezlfis h Delikt "truktur 

o r Zusamm nhang zwi :hen dem Beruf und der Art eles b gangenen Delikts 
wi rd darin g :ehen, dnß der B('Tuf cli zur Talausführung erforderlid1en 
Kenntniss v'rmittelt od r die Gelegenheit zum Begehen einer bestimmt n 
Tat bietet. 

01 d taillierl - UnI rsUdlU llg zeigt, daß die ß ruf grupp • ngelernt Hilf ­
kriifl • bei den Iligentums- und V rmögen delikten weit ilb rbesetzt ist, wäh­
rend eH, Streuung bei den übrigen Berulsgruppen nid1t so slark ist. Stark 
unlerrepriis 'nllert sind BUlI - lind V rkehr beruCe. D weiteren zeigt icl1, 
doß die induslridlcn und haudwt'rkli h 'n 13 rufe bel den Vermiigen delikt n 
überrepriisentiert sind , die kein berufsspC',dIisdlen Piihigkeilcn erfordern 
( -infad1er Diebstahl. d nvcTN Diebstnh\. Hü falldiel>stahl sowie Raub lind 
Erpressung), während Je bei d n übrigen llig ntull1sdclikl n (Betrug, Rück­
(allbetrug und Untersdllogung) unI rreprä cnti rt sind. Bei die ' I) V ·nllÖ­

gen delikten sind die ted,oisd,en Berufe sowie Handels- lind Verkehr berufe 
lork überr präsentiert. 
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Die ThL'Se des Zusam 'nhangs zwisLhen Beruf und DeliktsTt müßt 1I 0 da­
hingehend modifiziert w Td 'n, d8ß »cl der Beruf 'grupp • ngel rnte Hilfs­
kräfte" cli tarke Oberrepriisentation si cll vornel1mlidl auf die "primitiven 
Verlni)gensdeliktc" rs treckt. bei den n weder die erforderlichen Kenntni 'e 
~ur TuttlUsfiihrung nodl d! C legcnh it zum Begehen der Tat mit der Semfs" 
8U übung 7.1I 'ammenhlingen, Weg n dieser Delikte wurden knapp die Hii lfte 
(45,2 Prozent) der trafgefangenen v ·rurteilt. 

Altersspc7.iflsdle Beruf - truklur der Stro(gcfongenclI 

D wei teren wurde 8 prüft, ob di Altersstruktur der ll'liinnH lcn Strofge­
fang ' nen uml Verwahrten merklidl von der der mlinnlimen Enverb tätigen 
<liJren rL Es zeigt 'id l, doß cl llS Durdl chnilt Alt r der männlidltln Stra(g ' ­
fallgellen crl leblidl niedriger ist ols dos cl'r übrigen Erwerbstätigen. Besonders 
Sltlrk ist die Altersgrupp "25 his 3() Jahr ·" verlr'tcn, die {tll in über ein Viertel 
eI 'r Anstultsbevülketllng stellt (und dAmit doppelt. so stork ver1r('t n i ·t \Vi 
bei allen Erwerbstti ti nl. Zusolnmt'n stellen die 14 bi 30 jiihrlgen über die 
Hälfte d r Anstli ltsbevölk runs und sind damii in einem Alter. In dem eine 
n ruf ausbildung oder dl Einorb itung In eine n u Berufstätigk it nod1 als 
llIüglkh Nachtet wird. 

PC?rn el' wurel g prüft. ob die Vertellung der Altersgruppe .14 bis 30 Jahre" 
in drAn. tolt ' bcvülkemng au( die verschieden ' n ß 'ruLgruppcn von der 
Vert ·ilung uU r lIIiinnli 'h n lrafge!ong ' lien lind V 'rwahrten auf die ß -ruf 
gruppen obweieht. Auch hi l: r erweist sid1, Uflß die B ruJsgruppe . nge­
lernte Hilfskräfte" am tärksten überrepräsenti rl i t. Diese l3erufsgruppc 
sHit /l icht nm 'in Drltt ·l der Strafg ' (angenen, sondern der prozentuale All" 
teil der jungen trafgclangenen b i c11 ser BeruCsgrupp' ist OUdl höher 81~ b·1 
!Illen ilbrigcn B -rllf grupp 11 , 

Beruf struktur und Zeitdauer der Strafe 

Die Z -itdaucr der Straf wird weil geh ··l1d (w nn auch nicht aU ' dlU ßIid1) 
VOll der Art d Delikt bestimmt. du' zur Verurtcilung führt . m fesbm­
stellen. weldlc B ruf gruPI ' n überwiegend von eincr Redllzierung d Voll­
zugs der ku .... t'fristlg n Freiheitsstrafen b troffen wären und welche Berufs­
!lnlppen bei d n miulcrl:!n und longen ·reiheilsstrofen stärk r vertreten sind. 
WllTd'l1 di' berufs pezi!i d1en Abweichungen bei den münnUdlcn Stfllfge­
fongell n und Venv hrten mit einer Fr ih its trafe bis zu einem Johr ermittelt. 

Der Zu umrn<'nhang zwi - -hen Deliktort und Zeitdauer der Straf, wird dauutdl 
d 'lld/dl, daß die B ru(sgruppen, die bei den V 'rkehrsdellkten stark üb r­
repriisclltiert waren . dies aud\ bei cl m Anteil der zu kuT'7. n Freiheitsstrafen 
Verurteilten sind. Di> stark Oberreprü entotion der ßerufsgrupp • Unge" 
lernte Hilf. kröh' " und d r n hoher Anteil bei cl 11 Vermögensdelikttätern 
führt zu einer tark n Untcrreprü ntotJon dieser Beruf gruppe bei den zu 
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kurzen Preiheit trafen v rurteilten männJichen trofgefangenen. Von iner 
weHg henden R duzi rung des Vollzugs der kur.:frist!g n Pr ih itsstrafen 
wäre diese Berufsgruppe also weitaus weniger betroffen als di übrigen Berufs­
gruppen, ihr relatives Gewicht in den Anstalt n wUrde zunehmen. 

Dnbei sei f' tgehalten. daß sich die Oberr prüsen laHon der ß~ufsgruppe 
" ngelernle Hilfskräfte" wegen des hohen Anteils der Täter bel den "primi ­
tiven " Vermögen delikt -n nidlt auf cli longen Freiheit strafen, sond rn auf 
die mittleren Fr ih its 'trafen bezieht, ine ZeitdllUer d r tmf. die für einen 
allf RC:! ' ozialisierung ollsgerid1t ten Arbelt 'ei nsa tz b ~onders gccign t und 
erfotgversprech nd ~cheint und in der die B rufsgruppe. dl erheblid1e Aus" 
bildungsd f kte oufwei t. besonders stark v rtTelen ist. 

Beruflich Mohililiit der Sirafgefangl'nen und Verwahrten 

00 in der tidlprobe sowohl d r erlernte nJs OUdl der alJ 'g (ibt ·· Beruf rfußt 
wurden, konnl audl dl ) beruflidIe Mobilität (Wec.:!1 I m erlernt n zu 
in m anderen Beruf) untersucht w" rcl n. Auf Gru nd von Einzcluntersu­

dllll1gen wurd allgemein angenommen. daß Kriminelle htiufig den Arb 'it8-
plutz wc hseln und die beruflid1e Mobilität im Vergleich zu ullen Erwerb '­
tätigen hod, ist. Die 'e Vermutung wurel durdl di nterSlJ uns ni ht be­
gtüligt. 

Ei n Zu lImmcnfll$slIng von Einzelergebnissen zeigt. daß o. 40 Prozent cl r 
Slrafge(lIng n n einen erlernten Beruf vor trafontritt nod, ou. übten bzw. 
den IlIJsgeUbten Beruf (judl erlernt hatten . Die berufli he Mobilität der Straf­
gefa ngenen unter d leidet sid1 nidlt wesentlidl VOll draller Rrwerbstil tigel1 l 
1111 reling!! dürft dl Abwanderllng zu der Beruf grupp • ngelernt' Hilf · 
kräfte " erheblid, stä rker ein ols bei all n I:lrwerhstätigen. Zwei Drittel der 
Strafgefangenen der ßerufsgruppe "Ungelernte HilfskrMte" besitzen k inerlei 
b ntfli c.'h, Ausbildung, cll > sie In di Lage versetzen könnl . nod, Strnfver­
büßung in einem onderen ß 'ruf tiilig zu w ·rclen 01 in dl!lIl . den sie audl vor 
Strafantritt ausübten. 

ß chiifllgungschllnccn nach Stra{v rbüßllng 

Es wird ollgern in anerkannt . daß die Wirkung der Bestrllfung Auch l1adl 
Verbüßung der trufe Ilnhält und es Strafgefangene d'WN haben, 01. "Vor­
be Lrofle ' wi der beruClidlen An dlluß zu finden. Di se Schwierigkeit resul­
tiert nicht nur IIUS d m Handicup. vorbestraft zu s~i n . sondern Oll h dUrilus. 
daß die heruflidlen Fähigkeiten bei den in cl n Anstalten eingeführten Ar­
beit(!11 kaum V rwcrtet. gc chweig' denn zusätzliche beruflidle Ptihigkeiten 
erworben werden. 

Da für die BundesrepubUk Deutschland bi h r k ina nt<'rsudmng über die 
Beschtlfli sungs han en cl rentlas enen trafgefnngenen vorgenommen wor-
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den ist und die> anhand des vorli g nd n MOl rial lIUdl nid ll geprüft 
werden konnten, wur<.! hilfsweise die b ruflkh lied rung der mii nnlid1 n 
Arbeit losen im Johr durd,sd,IÜit 1966 dargestellt, Sie zei t, daß die Beruf -
grupp' • Ungel >rnt Hilf kräfte", die ullein ein Drittel der Strafgefangenen 
·tellt (bei 4,7 Prozent AntcU von allen mi.lnnli 'hen Hrwerb 'fiti g 'n) , Ober ein 
Viertel oller jllhresciurdlsdHllttlldl Arbeitslosen slclJt. Die im Strafvollzug um 
tiirk t ·n vertreten ß 'rufgruppc hol no h Slrafverbüßung ulso nid, t nur 

Jus lIundi ap. vorb straft zu in. so nd rn Oll h dos 1.11 ützliche Hnndico p, 
der llcrufllgrupp' mit dem w ·haus hö l~ tCJ\ Arh 11 10 igkeitsri iko ll nzuge· 
hör n. A udl bei cl n ßouberufen und bei den künstlerisd1cn Berufen. cli bei 
deli lrafgcfll ngencn üb >rrepräsenti Tl sind. i t der Arb itslos IltlntC'i1 In 'rk­
lieh höher als der Ant 'il b 'i ullen ß'ruf gruppen. 

Arbeit verwertung, AushildungRmllßnllhmen und Resozialisierung im 
'trafvollzug 

Ein lJuf Hcsl)zioli ierung L1bzielender TIndehungsstrafvullzug hätll.: den Arbeils­
·illsat:t. dt'r Ccfo ns ·nell primär unter d ' 11\ .('Sicht punkl der V 'nnltllun~ 
hl· rl.lflidH.'r Fii higk >11 b i jen 11 GeJongencn. dlc üb r keine b 'rll flid le Au . 
hildung verfügen, durd,zuführcn. 

Di(' Vermittlung berufl ich 'r Fähigk(·it '11 dur h ß· ruLou bildung programJllC 
wiir' vornehndiclt bei dem Kreis der StrHfg fongenen on:GlIstr b 'n, die der 
B 'rllfsgmppc _ Ungelernte Hilfskräfte" HlIgchören , 

1. Einmal ' teht diese Berufsgruppe mit Austolld 11 111 'dl lu ß der lli n­
k O Ill11\ cnsp)/ TO m idc. 

l. Diese Berufsgmpp' ~1<'11t den prozentual größten Ant il on V "r­
mögellsdcl ikltti tl'Tn ; neben cl ' In gl.'ringen beruflich "11 IllIgllg 111 nt 
cli .'er ßcruf!igruppe wird woltl Ll uch die teilung innerllllib d 'r I3i n­
kommen pyramide krlmillolilütsfii rdernd wirken. 

Dil'se Herufsgruppe • teilt den hö h l'tcll Anteil L1 11 jug 'ndlid ,cn G 
(tIl lgelll'n. uei cl 11 11 ein rfoJgr i I V nnittlung von beruflich n 
Fähigkei teIl noch möglid l crsch in!. 

4. Der Antei l der zu mittleren Fr 'i h ·its!'trof ' 1\ Verurteilt n. fil r cl ie eine 
UC'l'ufsuusbildulIg z 'itlieh in Prog · kOllImt , i t b i di 'ser B rufs­
gruppe überproportionol. 

5. ß ' i dit, r Uc'ru{sgruppe übcrwi 'gt der Anteil (hjcnig '11 . eil keinen 
Beruf cd 'mt hilben. Ohne di " V 'rlnittlung von HO h trll fver­
büßull' verwertbar'n berufli hen K nntnis en wii hrclld des Straf­

vollzugs sind die .d ang lien gezwung '11 . in dem Beruf weit >!'Zu­
arueitt'n , der lieben deli ob 'n "hon ge 'dlildertcn Nildlleilen auß 'r­
delJ1 nodl mit dem hödlSlen Arb itslosigkeitsrisiko ve rbunden ist. 
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Dabei st 111 di berufliche Fortbildung lind Ausbildung natürlidl keine abso­
lute Garantie für in n Resozialisierung rfolg dar. denn nicht oll G fan­
gen n sind fähig oder willens. eine derartige Ausbildung während des traf­
vollzugs zu ob olvi ren. lind nidlt alle CeIBI gen 'n w "rden dur h die Ein­
arbeitung in einen neu n Beruf vor einem nellen Rückfall bewahrt werden. 
Die Chan n für eine Resoziali i rung dürften aber bei dies r B rufsgruppe 
unbestr HbnT höher ' ein als bei "iner Arbeitsverwertung. die dem Gefangen n 
keine oder nur sehr geringe beruflid\ verwertbare Pö higkeit vermittelt. 

Bei den CC(Bngenen. die über ein B rufsausbildung v rfüg n und bei denen 
die Resozialisierung ntscheidend von d r Erhaltung der beruflidlen Flihig­
keit · n abhtingt. Ist die Beschäftigung im Wege des offenen oder halb-offenen 
Vollzug wahr ,einlid, erfolgver pr chender als der Versuch . Arbeiten in 
tlie Anstalt einzuiühr n. die den gewün cht n Effekt er.lie!en. 

Die Verwirklichung ein s derartigen auf Resoziali i rung abzielenden Straf­
vollzug würde sidl r zusiitzlid, R 'ourcen b anspruchen ; aber eh nso 
unbestreitbar würde ein größerer Erfolg bei dieser Zielsetzung oud, Ressour­
c neinsparen. 
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Zum Stand cl r trafvollzugsreform I X 

ber eli Beratung n der trafvollzugskommls ion. cli aul der 13. Arbe.its­
logung vom 4. bis 8. /llIlUor 1971 in ß rlin cli<> endgültige Passung ihres Ent­
wurfs eines Strafvollzug g s tzes b dllos en hnt (vgl. Chudobll. Zum Strtlf. 
vollzugsge etz. Z(StrVo 1971. S. 187). wurde zuletzt in ZfStrVo 1970. S. '25 1 f. . 
berichtet. Die bi her mitgeteilten Grund ätz und Bmpf >hlungen der Kom­
mission befa "!1cn sidl durd1\veg mit MaterJen. die Gt'genstund cle Entwurf 
g worden sind. Darüber hinllu hat sidl dic Kommission /llIf ihrer 13. Arbeit • 
taguI1g nodl zu einer Reihe weiterer. mit den G g n länden des J3ntwurfs 
v nvandter Themen geäußert. Der Voll tilndigkeit halb·r s ien dies Bmp­
(chlung n bZ\ . Bnts hließungen nadlfolgend wiedergegeben. 

E m p feh I u n g zur r chUlchen R gelung des Jugeno Ira(vollzugs 

Der Vollzug der Jug nd trllf unt rsdleidet sid\ So grund üt7Jid) vom Er­
wllwsenenvollzug, doß er dne besonder , weil in zahlr· idwn und w senl · 
Ii hen Punkten and rsartig r mtli h Regelung erfordert. Die trofvollzugs­
kommission hat daher beschlossen. den Jugendstrafvolb:ug nim! in den Enl­
wurf ines Strafvollzugsgesetzes einzu tell n. Ein ent prechendc Anwendung 
oder LW h nur tcilw'ise Oberntihm ' der Bestimmungen diese ' Entwurfs nuf 
den Jugenclstrofvollzug wird in Anbetradlt der pädagogisdlen Besonderheiten 
di es Vollzugs d n von ihm Betroffenen gerade nimt geredl!. 

Die Prage. ob di o{ortig Aufnahm> d 'c Vorarb iren für in Jugendstra{. 
vollzug gesetz oder ( Is IJbergl1ngslö ungl der Erlaß einer Rechtsverordlllll1g 
auf der Grundlage des § 11 5 Jugendgerichtsgesetz den VOr'lUg verdient. ist 
im Hinblick (llIf die Gesamtentwicklung im Bcr im des Jugendrechts sorg· 
fUhig zu priifen. In jedem Poil sollte der Jugel1dstrnfvullzug so s 1111 11 wi 
möglich auf einer detaillierteren rechtlidlen Basis aufballen und arbeiten 
können. 

n' sc h I i e ß u n g zur Regelung der Unter uchwlgshaft 

Oi Stra{voIl7;ugskommission sieht die Reg lung der Untersu hung hoft niml 
von ihr m Auftrag umfaßt. Sie weist aher auf folgend Mängel des gelt nden 
Redlts hin : 

01 8 tzli Reg lung ist unzuliinglidl, die Anw ndung der Unt rsudlungs-
haftvollzugsordnung redltJich bedenklid\. 

Die Regelung d r gcsnmten Leben führung des Untersumung gefa ngenen 
durch den nur Oll ein Prinzip t 119 Abs. ,4 der trafprozeß rdnuog) 
gebundenen Ridller Lt au Gründen der Gleidlheit und der Gesetzrnilßigkelt 
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der Verwaltung problcmatisdl, Gewi ' e Maßnahmen Im Vollzug (7., ß. Ver­
pflegllng. Kranklmvcr:>orglll1g. Arbeit. zuweisllng) mü. "11 zudem cl mAn­
. t{lltsll"iler zugew ie e il wcrd 'nr sie ntziehen i h der richt ' rlichen Anordnung. 
Der tHl fvollzugskommLsi n er hehlt cluh 'r eine ingehendere Regelung 
erf rclerlidl. 

J.: n t s c hi i (' f \I tI g zur lebenslangen Frellu'lIsstrofe 

Die trafr chtskommission hült e 6 US kriminllipolitisch 'n und IIlCIl 'hllchen 
ründen für g bot n. t1uch zu It'benslungcr Pr iheit. ~tro{c Verurtcilten in 

geeigneten !-lallen die Hückkehr in die Freiheit zu ermöglichen. Sie hat deshalb 
diese GcfnngclPI1 in gleich r Weis wie cli · iibrigen in uns n handlung -
:; t m cl ' l:!n twurfs ein ' traivollwgsg ' 'Iz Inbezog n. 

Die Strafvollzligskommission empfiehlt . dos S}'stem dcr b dingten I.l ntla~sung 
zu g 'S beller Zeit uuf ZII leb nslallg · r Freiheits Ir/lfe Vcrurt ilte zu 'rstreckl"n. 
Bi ne bedingt· Entltl "su ng soHl · unter bc 'onderer n rlicksi 'htigung ues Sicher­
h itsintert!Sses cl r Allg m inheit bei günstiger ozialprogno e nach fünfzehn 
lohr n mü lid l $ein. 

E n I s ch i i e ß u n g 1.ur Aus- und Fortbildung der Volb:ugsb cli n 'telen 

Die Strafvollzug kommission hot allli:ißlId1 ihrer siebtcn Arb ·itstagung VOII\ 

23. bis 27. lun l 1969 In Ilusum 'I.ur Aus- und Ponbildung dr-r Vollzug b '­
c.Ii Iisteten folgende bcs 'hlossen, 

.Der org(ö ltigen Au wanl muß ein gründlid1 Ausbildung folgen. ie i t 
~pii l.ct durch l'ine sti:inclig 'Jlortbildung '1. U rgÖnzcn. 

Die theareti eh Au 'bildung muß künftig Landesstr!lfvollzugssd1ulcn und 
einer z ntrolcll Ausbi ldungsstätlc auf Bunde ebene üb rtmgen w rd n. Ocr 
Fortbildung dien n L.ehrgii ng an cl n Au bildungsstii tt n. Unt ':richtung und 
Arbeitsg('meinschaft ' n in J en Voll:.wgsamltolt n und Tagung n für verschie­
dene 13 timt ' ngrupjJen. 

Ocr zentral 'n Ausbildung 'tli tte obliegen au h Aufgaben tier Dokumentation 
lind Forsdl\JIlg ouf cl m Gebiet d~ Strafvollzugs .• 

Mit Befriedigung hat eli Straivoll'l.ugskommis, ion davon Kenntni ' gnom· 
men. daß anl ii ßlid1 der 39. lustizminist ·rkonferen'l. in Ilonnuver die lu tizmi­
Illst rund - natoren der Erri htullg einer zentra l 11 Portbildungssttitt ' fiir den 

tmfvollzug zugestimmt hoben. Damit ist ein wid1tigcr S fuill zur V rw irk­
lil'hu ng der Vors 11lüg d r trufvollzug kommis ' lon getan worden. Die traf­
vollzug kommi sion empfiehlt den lu tizminlstcrn und -senatoren. die V r· 
wirkli nung der zentra len Ausbildung - und Portbi ldungsstiitten entspr hend 
cl '11 obig 11 Vors hlögen nadldrücklich zu b tr ib n. 
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Deut eh Dat n nach New Y ork 
Jährliche Mitteilungen des Bundesju tlzministerium 

Das Bundcsmini terium der Justiz b richt.et aUjährli 1 den Verein­
ten Nationen - Abteilung o~.iale V rteidigung - N w York -
ubet di Entwicklung auf cl m Gebi t der Verbrechen v rhütung 
und der Behandlung Streffiillig r in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Auf Anfrage hat sidl du ' Ministerium fr undJi herweise be­
rei terklÖrt. diese B richte tourend d r riItleitung zur - auszugs­
wei n oder gekürzt n - V röffentlichung in d r Zeitschrift zur 
Verfügung zu stellen. Die clHiftl itung beab ichtigt, diejenigen 
T i1 > der Jahresberichte den Lesern zur Kenntnis zu bringen, die 
!l id, mit der Entwicklung auf den Gebieten der Strafvollzug gesetz­
gebung und der StrafvoHzugspraxis befass 'n. Bei dem nadlfolgen­
den T xt handelt Ich um inen Au zug ou cl m am 14. . 1970 
erstatteten Jahr b ticht 1969. Der )ahresberi ht 1970 liegt derzeit 
der SdlTiJtleitung noch nicht vor. 

Straf· und Maßregel vollzug 
Vollzug einrichtungen 

Da Land Baden·Wüntemb rg hat am I. Juli 1969 Ull Vollzug krankenhaus 
Hoh nasperg eine ozia1therapeutisdle Abteilung eröffnet. Ln diese Abteilung 
wcrden mönnlidlc G fangene ingewi en, die an einer PersönlichkeitsslÖ­
rung lelden, die mit d 'n Mitteln d R S Ivol1:f.Ugs ni ht b handelt werden 
kann. Bei den Ding wies nen handelt !l sidl überwi send um RUckiallkrimi­
nell , Sexualdelinqucnten und jüngere Gefangene. bei denen die Gefahr 
b teht. daß sie sidl zu Hongtötem entwick In. Die Abteilung verfügt über 
60 Plätze. In Ihr oll n im Hinblick ouf di ob 1973 vorg henen Sozial­
tI1 rnp utis n An talten ßehandlungsmethodcn erprobt und Erfahrung n 
gesammelt werd n. Die ntcrbringung in der Sozialtherapeuti ehen Abtei­
lung hat dos Ziel, durdl inclividu lIe pädagogische und therapeuti dlC G 
sta ltung cle Vollzugs !lowle durd1 and re oziale Hilfen die Wied teinglie­
d rung der Gefangenen herbeizufilhren oder zumindest zu erlekntem. 

Im AUglU 1969 ist mit dem Neubau ein r Jugendstrofon talt in Ad I heim 
Kreis Buchen begann · n worden. Die VoUzugsa n toll. die no 1 ihrer P rtig­
stellung CIl . 400 Haftplätze haben wird. wird 7.ur besser n Differenzierung 
cl r G fangenen im Pavillon ystem gebaut. POt den Regelvollzug ind fünf 
Pavillons vorgesehen, wobei in j d m Pavillon zw i Erziehung gruppen mit 
i 25 Gelang nen untetgebtadlt werden ollen. Für d n Eingangs- und Son-
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dervollzug weId n besondere Gebäude erridltet. Die Werkstätten sind nadl 
Anzahl und Art so ausgewöhlt. doß j dem G fongenen na h seinen Kennt­
nissen und Fähigkeiten ein~ handwerkliche Berufsausbildung gebot n oder 
daß er sonst sinnvoll zur Arh it ingesclzl werden kOlln . Schule. Gottes­
dienst- und Veron taltungsraum. Sporfanlagen sowie sonstige Fr izeiteinridl­
tung n sind ncuzeitlidlcn Erfahrungen entsprechend gleidlfal1s vorg ehen . 

SonderanstaUen für Sexualstraftäler 

In Hamburg wurde 8.m 2. April 1969 die Sonderanstlllt Hllmburg.Bergedorf 
ihrer Zweckbest immung übergeben. Erstmalig in der Bunclesrepublik entstllnd 
hier eine Anstalt. in der Straftäter vcrsmiedener Haftartcn nadl ihren psychi­
schen Auffiilligkeiten oder Ilufgrund ihrer im exuellen Bereich liegenden 
Kriminalität zusammengefaßt werden. Vergl idlbare Einrichlungen gibt es 
in Skandinovien. in den Niederlanden und aum in 0 terrei h. In Hrunburg­
Bergedorf soll n damit wie im Vollzugskrankenhaus Hoheno perg des L(l ndes 
Buden-Württemberg die ersten Erfahrungen für die Unterbringung in einer 
sozialtherapeutischen Anstalt gesammelt werden. 

Die Sonderanstalt ist in zwei Abteilungen gegliedert. Die Abteilung für di 
psychlsrn auifälllgen Gefangenen lImfaßt 24 HoEtpliitze. die Abteilung für 
Sexun1strnitöter 9 Hoftplätze. AuJgnmd der bestehenden Vollzugsgcmcinschafl 
mit den Ländem Bremen und Schleswig-Holstein werden auch Gefangene 
aus die en Länd rn aulgcnomm'n werden. soweit sie iJl Hamburger Strof· 
anstalten untergebracht sind. 

Vorauss(·tzung für die u{nrulme von Sexuolstraftötern ist. daß die in B '­
tmdl t komm nden Grangenen von sich aus eine medizinische Behandlung 
wüns n. Als medizinische Maßnahmen kommen die chirurgische Kastra . 
tion. die Hormonbehandlung (medikam ntöse Triebdiimpfung oder Trieb­
vernichtung) und die psydlotherapeuli eh Behandlung in Betracht. 

Das Land Hessen hat Im Frühjahr 1969 mit dem Neubau einer Unter­
suchungshaftlillstalt für männliche Gefangene inPrankfurt nm Moln-Preun­
ge h -im begonnen. Der modeme N ubau wird insg . amt 6 \0 Hn(tplätze 
(grundsätzliche Elnzdhoflräume mit den erforderli hen Sönderröttmcn, Ar· 
beits-. Unterrichts-. Frcizeitrtiumen. Krllnkenbereidl , Sozial bereich für die 
Bediensteten 1I. 0.) aufweisen. Die Pertigste])ung ist bis Ende d Jahres 1971 
erfolgt. Die neue Vollzugsanstalt ist ein Ers/ltzbau für die der.,;citige Unter­
sudlUngsha.flan ' tolt für Männer. die (1903 - 1905 erbaut) den Anforderungen 
an eine modem Vollzugsanstalt nicht mehr genügt. 

Der notwendigen Differenzierung und erzieheri chen Ausgestaltung des Voll· 
zugs an jungen Straffälligen wird im Land Hessen besondere Bedeutung 
beigmessen. Diese Bestr >bungen konnten in der ?weiten Hälfte des Jahres 
1969 dur h die Inbetriebnahme einer lleuen Vollzug anstalt in Damll/lclt 
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sowi von zwei zentralen Jugcndarrcswnstalten im nordh , j ehen Raum. für 
männlidle Jug ndlidlc in Oberkaufungen bei Ko el und für Miid hcn in 
Mel ungen maßgeblidl gefördert werden. 

Meiner GcLlingnisse konnten schließ n 

Dord, die Neurege1ung der kurdristigen Preiheit ' trafe im Drsten Gesetz zur 
RefOJm des StraJredlts hat in Nieder~lld1 en der B tand der Strafgefangenen 
UßI twa 1400 abgenommen. Es konntcn zw -. Gerid,tsgefängnis e cmlgül. 
tig. weitere zwölf Gericht gefängnis e vorläufig und zwei Auß norbeit -tei­
len für Strafgefangene ebenfalls endgültig geschlossen w'rden. Die lJber­
beleBung mehrerer Vollzugsanlltolten konnte behob n wen)cn. 

Im Land Nordrhein-Weslfolcn wurde bei der Justizvollzug anstalt Ca trop· 
RtilIxel nadl dem Vorbild der englischen Hoslels ein lJbergollgshous mit 20 
Plötzen ·ingridltel. 

In Rh inland-Pfalz sind in Au wirkung des Er ten G t7.es zur Reform des 
Strofredlts vom 25. Juni 1969 sowie ou Gründen einer rationelleren Voll­
zugsgestaltung insgcsamt adlt Geridltsgefiingnisse gesdllo sen oder selb üin­
digel\ Vol!7.ug unstalten angegliedert worden . Vom 1. Januar) 970 ab beste­
hen im Lande Rh inland·Pfalz nebell den Jug ndarrestam;1alten und zwei 
Landgeridltsgelöngnis en nur noch neun selb töndige VoUzug anstalten. 

Dos Land hl · swig.Holstein hat bei den Lübecker Gefongeneflan talten 
einen Erweit mngsbau [er1iggcstellt und in B tri b genommen. in d m 193 
neue - für die Aufnahme von erwachsenen miinnltdlen Strafgefangenen 
bestimmte - inzclhafträume ZU! Verfügung stehen. Die 6rri htung weiterer 
150 Hoftplütz dur h Umbaulllaßnohmen Ist in Angriff genommen worden. 

Behandlung cl r cfangenen 

Die Justizminisler und - enatoren der Länder hub n im Jahre 1969 für die 
Di ~nst· und Vollzug runung bundeseinheitlidle Neuregelung n besdllossen 
für die Vorschrift n über cl 1\ Verkehr des Gefangenen mit der Außenwelt 
'owl üb r den Bezug von Zeitungen und Zelt dlriften fUr traJgcfongene 
und Verwahrle. Ebenso wurde die Gewährung von Urlauh für Strafgefangene 
in den Uindern durdl besondere Anordnungen geregelt. 

All ' den Und rn Hamburg, Nordrhein-Wcstfalen und Rhelnland·Pfalz wird 
beridltet. doß eine neue Arbeitsbelohnungsorclnung für Slra(g fangene in­
g führt wurde. In den Ländern Hamburg lind Nordrhein-Westfalen wurde 
die Arbeit z· it cl r Gefang nen von hi her 4 Stund n auf 43 Wodlenstun­
den v rkorzt. 

Im land Bayem hat sid, die Teilnahme der C fangenen a.m Telekolleg des 
Bayerl~ hen Rundfunks gut bewährt. Inzwisdlen konnte die erste Gruppe 
von Gefangen '11 das Telekolleg erfolgreldl abSdlli ßen lind damit die Fad)-

hulpife erwerben. 
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Das Land Hessen hot in ein r Jug 'ndstrafanstalt Rock nb rg zum dritten 
Mal Volkshochflchulkurse in Ponn einer Abendsd,ul durd,scführt. Etwa 
zwei Drittel der einsit7.enden G fangenen haben r1ics Möglid1keit dN Wei­
terbildllng wahrgenommen. 

In Rhcinlund-Pfal7. wurden die b nie förd · rnden ~üßnflllln 'n für Gelang ne 
intensiviert. 16 Gefangen hab n die Gesellenprüfung in einem Hamlw rk 
lind 9 G angene die Kaufmann gehllfenprilfung bestanden. Etwa 100 zwn 
größten Teil jugendli he Gefangene stehen als Lehrling oder Anl('mling in 
Au bildung für ein'n Beruf in Handwerk oder Indu~t rie. 57 Gefangene neh · 
m n in den Vollzllg~llnstalten in Wi ttlkh und Zweibrilcken an dem T le­
kolleg des üdwestfunks tei1. Ihr Ziel ist eine b re Allgemeinbildung und 
ein g -hob ner Sdlulabschluß. 

Aus- und Fortbildung der Vollzugsbedl nstel n 

Im Land BlIden-Wilrtternb rg ist mit Wirkung vom 1. Juli 1969 cll Verord· 
nung über di Au bildung und Prilfung für den Aufsidltsdien. t bel den 
Vollzug anstalten vom 10. Juni 1969 (G etzblatt S.97) erlll sen word n. 
Bnt pr d1end den g tiegenen Anforderungen wurd die Dauer d Einfüh­
Tungslehrgllng auf einen Monat und die des Absd1 lußlehrgang~ auf vier 
Monate {estgel gl. Enlspredlencle Verordnungen für den mil11eren Verwal­
tungsdienst und den mittler"n Werkdienst b iden Vullzug anstalten ind 
für dw Jahr 1970 vorges hcn. 

Dehn Vollzugskrankenhaus Hohenasp 18 wurde in Sdmle für Krol'lken­
pflegehilfe erricht t. die die staatlidle Anerk nnung besitzt . In injiihrigen 
I . lrgiingen können j zwölf Beamte des Aufsicht dienste zu Kranken­
pfl g helfern ausgebildet werd n. 

Die im lohr 1968 begonnene portliche Portbildung junger Vollzugsbedien­
steter In cl r Sport- und Jugendleiler chule N IUngen-Rult wurde in einem 
inwöd,igen Lehrgllng für 30 Bedl nstete fortgeset7.t . Desglei hen wurde die 

Portbildung von Nachwuchskräften für den Aufsichtsdienst in zwei je ein­
wödligen Lehrgt.lngen (insgesamt 60 T i1nehm r) w Hergeführt . 

In Bayern konnte di ' Zahl der Aufskht hedi nst ten im Jahre 1969 erheblich 
verstiirkt werden. Darüber hinau ' galt das besonder Aug nmerk d r r Tt ­
bildung allcr Bedienst ·ten. Das rstmllis im Jahre 1968 durchg führt Semi· 
nll r Ob r M nsch nführung wurde im lahre 1969 fUr rund 100 Bedien tcte 
wj('detholt und durch gC7.i Ite Thernenstellung und prakti rne Demonslrolio· 
nen der Gruppenarbeit mit Gefangenen vertie1t und erweitert. 

~rhcblich vermehrt werd n konnt di Zahl der 61 KronkenpO g rau gebil­
d tcn ß diensteten und der Psychologen. Lehrer und Sozi(llurbeiter. Die An­
zahl dieser Beamten konnte seit 1964 von 25 lIuf 51 S steigert. d. h. mehr als 
verdopp It werden. Für die Psyd1ologen und oziolarb it r owie für die 
LehT('r Im StrafvoUzugsdlen t wurd n zentrale Fad)tagungen durrngcführt. 
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In Berlln wurde im Int 'resse einer Intensivi rung der Reformbe trebungen 
des Vo)lzugs owie zur rweiterung lind Ergänzung der Zu amm narbeit v r­
sclüedener Padlbereiche aus dem Kreise der Vollzugsbediensteten ein Voll­
zugsrat gegriinJet. der die Vollzug 'leilung in der Planung der künftigen 
Vollzugsgestaltun • unterstützt. Im Vollzugsral ind n tm Pa hgebiete des 
Vollzugs vertreten. 

Glei hzcitig sind PlIchbeirä te innerhalb der einJ'.eJnen Im V lI:..:ug tiitlgen Be­
rufsgmppen ges hoffen worden. die entweder aufgnlOd eigener Initiative für 
ihren Fad1bereich Vorsdlläge erarbeiten oder aber beauftragt werden. zu 
b lirnmten Sachfragcn Stellung zu nehmen. Die Pachbeiräte sind In folgen­
den Vollzug 'gebleten tätig: 

8) Piidagogik/Sozialpiidagogik 
b) P ychologisd1er Dienst 
c ) Qzla ldienst 
d) AnstaltsiiT'.(:t licher Dienst 
e) Verpft gung - Küdle 
fl Gefangenenarbeit lind Werkdi nst 
g) Aufs! hteli nst und Gruppenarbeit 
h ) Vollzug an Prallen 
i) Personalpolitik 
k) Bauwesen. 

Das Land Hessen hat - nunmehr h reits Im dritten Jühre - im Herbst 1969 
wiederum drei. PortDiJclungslehrgängt.: von jeweils acht Wochen Dauer für 
Aufl:iehet Im Anse 'lelltenverhiiltnis dur hgeführt. Zur Sdmlung der Auf­
sid1!sbeamtcn in waff nloser Abwehr wmd n in vier größ ren Vollzugs. 
anstalten Judo-Portblldungskur e abgehalten. 

Vom 16. Oktober bis zum 5. Dezember 1969 fand im H. ß. Wagnitz-Seminar 
für Strafvollzugsbedienstete ein zweiter Fortbi ldungslehrgang für 15 I itende 
Aufsidlt beamte aus lugendstra(anstalten und Jug ndorr tonstaIten ols be-­
sond re Awbildung für ErzieItungslIufgaDen im Jugendvollzug statt. Dieser 
Lehrgang wllr ouf zwei Leitthemen. niimlidl • Persönlid\keitscrforsd1Ung und 
Br.liehungsplan (mit Fallbcsprcduillg ' n) ' und • Gruppenarbeit • ausgerichtet. 

Für i,imtlldlc Sozialtubeiter wld Lehrkräft im Strafvollzug. dienst fand im 
Df.lzember 1969 ine mehrtägige Fortbildungstügung statt. die vor allem der 
ßrörterung von Gmntlsatzfragen der ßrtiehungsarbeil im V lIJ'.ug diente. 

Aus NorJrhein-WestIalen wird beridltet. daß die StrafvolLzugsschule in 
Rcmsch id (75 Plii\z ) mit Wirkung vom 1. Oktober 1969 ab um die Außen­
:;telle Hheydt-Gk-scnkir ben (40 PlÄtze) erweitert. wurde. In der Außen teile 
werden in erster Linie Dr iwodlenkursc für di > Dienstanfänger des Auf. 
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sid1tsdi nstes au dem Land Nordrh in-W tfalen und Abchlußlehrgiinge 
für cli Anwärter des gehobenen VoIl7.ugs- und Verwaltungsdienstes aus dem 
Land Nordthein-Westfalen, dem Saarland und dem Land Schleswig-Holstein 
durd1geführt. 

Versuche mit .gtOUp counseUing ' 

Die Ausbildung von Vollzugsbedienstet n in der Methode des ,group eoun­
selliJlg " wurde fortgesetzt. In cl r Jugendstrsfanstalt Herford werden Versudle 
mit ,group Dun elling' seit dem Johre 1963 durchgeführt. Interessierte Auf­
sichtsbedienstete werden als Leitcr von coun dling-Gruppen ausgebildet. 
Das Abs hlußtraining ist vom Verein Bewährung hilfe e. V. in Bonn-Bad 
Godesberg übernommen word n. Hier wurde ein Verfahren entwickelt. das 
e ine Mischung au .group ounsclHng', .sensitivity training' lind gruppen­
dynami eher Sd1Ulung darstellt. In der JugendstrafanstaJt Herford ist beab­
sichtigt, noch Ausbildung d s gesamten Personals in ,group counselling' 
stets mindestens die Hälfte der An taltsinsasscn in der .group counseIHng· ­
Methode zu erfassen. 

In Rhcinland-Pfalz falld - neben den üblid1cn AusbildungsJehrgöngcn für 
die Na hwuchsgewinnung - bel der Stroivollzugs d\u le in WiHlid\ für Be­
amte des Si herheits- und Ordnungsdienstes sowie für AufsichtsclJem'tleiter 
eine FortbildungstIlgung stott. Zentrales Thema di er Tagung war di libera­
lisierung des Strafvollzugs lIufgrund der gelinderten Bestimmungen der 
Di nst- lind VoJlzugsordnung. 
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POR SIE GELESEN 

Nochmals zum französischen Strafvollzug 

Die Vorkummnisse der 1 Izlen Monate lassen es ang 'Z igt ersdlcin n. nodl­
mols auf den franzö ismen Strafvollzug zurückzukommen (siehe Heh 1/1971 
S. 57 Cf . : Heft 4/1971 S. 237 Cf,) . Aufsdl1ußrelch sind in dicseln Zusammen­
hang eine Zusammenstellung d r Er ignisse des letzten Jahres in den frRn ­
zösischen Vollzugsallsttllten sowie ein Interview. das der Leiter der im An-

hluß an die Vorkommnl se in Tuul eingesetzten Untersudlungskommis­
sian Robert Schmelck, Avocot General II In Cour de Cassation (dem deut­
schen en ralbund anwlllt vergleichbar) dem linksliberalen Magazin .Le 
Nouvel Observateur - gegeben hat. Robert Sdlmelck war von 1961 bis 1964 
Leiter der französismcn Vollzugsverwaltung. 

Ocr folgende ßeridlt beruht im wesent lich'l) ouf cl 'n Artikeln in .Le Nou­
vel Obscrvuteur" vom 17. 1. 1972. S. 24ff. sowie in .Paris Matdl " vom 
22.1.1972.5. 12, Z2 ff. 

Vorkommnisse des I lz1en Jahres in französischen Gefängnissen 

1m Pebruor 1972 nohmen zwei Gefangene in Aix~en ·Provenoe eine Kran­
kens hwt.'St r und eine Sozialarbeiterin 61 Cei ein fest. Die Gefangenen 
wurden ersdlOssen. Am 27. Juli 1971 wurde in Lyon auf ein n Aufseher 
geschossen, als er ein on einen G fungellen 6!Jres iertes Paket kontrollierte. 
1n ucm Pak t waren zwei Pistolen. 

Am 21. S pt 'mher 1971 bemö htigten sld1 in Cloirvaw( zwei Gefangene 
einer KrlJnken:;chwester und eines Aufsehers. Sie verlangten für der n rei­
lassung zwei Person ' I1\vagen mit Radio. drei Revolver. eine Mn dlin n­
pi t I sowie 250 chuß Munition. Die Same endete mit dem Tod der 
Geiseln. 

An. 14. Oktober 197 \ h ieh ein Gefang ner wl der eine Krankenschwester 
als Cei I fest. Die es Mol wurde der Gefangelle von einem Aufseh r er­
sd1ossen. 
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In Anbetracht di . rVor(ölle verbot der JU!'ltizminist rum 12. Nov moor 1971 
den Empfang von Welhna hIspak ten. 

lm G -(iingni von . roguignan kam e ' clantldl /Im 13. und 14. November 
1971 zu einem Ilung r trelk w g." angeblidl dlledlter VerpOegung. Sdlon 
im Junuar 1971 halten die Getang 'ncn dort wegen de!! Pehl ns von Hei­
zung gemeutert. Am 21. Novemb r fand ein Hungerstreik und Arbeitsver­
weigerung im Z 'ntrulgcfii ngnls von Pois y stalt. 'r Aufstand duuerte vier 
Tugel 24 GerallS ne wurden verlegt. 

dlli ßlidl kOlli I!' in Toul um 5 .• 9. und 13. Dezember ZU ein r Revolte. 
Die Celang 11 n w ig rten sldl. in ihr Zellen zurückzukehren und zu arbei­
ten. In besond re jugendli 1e Gefangene zer tört n Gebäude. Zellen und 
W rkstiitten. Vier Gefangene mußt n in da ' ZlvjJkrankenhous von Naney 
eing liefert werden. Der Justizminisl r ber.icf daraufhin die obengenonnte 
Unlersucllungskommission. 

Dodl damit noch nidlt genug! Am 3. Januar 1972 verweigerten in N~mes 
480 der 530 Insassen di Arbeit. B reits im Mai 1967 hall dort ein zu 
20 Jahren Verurt HIer einem Auf h r die Kehle mit ein r Seh re durch­
ge!!chnitt n. Am 10. Januar 1972 rna lt n Ami n und L 0 ·Le -Wie von 
"I h reden. In der Mod Ilonstrut Pleury-Merogis demonstri rt n die Gefan­
gen n am )4. Januar 1972. 

Soweit zu den Ereignl sen des letzten Jahre . Welche Vorstellungen hat nun 
der Leiter cl r Stl10tlichen Unter uchungskommi sion üb r die Reform des 
(ranzö 'isd,en Vollzug y lems? 

Interview mit Rolwrt chmelck 

In einem Interview im ,Le Nouvel Observateur ' faßt !loberl d1melck seine 
Vorstellung n gegenü ber dem Journal ist n Pranz-Oliver Glesbert wie folgt 
zusammen , Nad1 einer Auffo ung stellt der Unlersud1Ung beridlt von 
Toul das g 'amte französisdle Vollzug. system in Frog . Besonders bezeiro· 
nend i. daß alle geselzli h vorg ,eh n n Kontrollme lanlsmen versagt 
hätten. Die !loutin bei d r Lö ung der vielen täglich n Aufgab n habe 
d n Blick auf das wesentlldle versperrt und zu einer falsdl n Blnsd1iitzung 
d . Klimas In den Vollzug anstalten gefUhrt. Man mü ' e si , jedOdl hüten. 
SUnd · nböck zu ud1en. Sdluld an cl n Vorkommnis n ei da ganze 
System. 

Die Gesroidlte der Vollzugsverwaltung der letzten zwei Jahrhundert ~ige. 
daß. abgcs hell von einigen Anliiufen. cl r Wille zur Refonn nl lange an­
gehalten habe. Zwar sei es IlOnnuJ. daß der Strafvollzug bei V rtcilung der 
finanziellen Mittel hinter Sroulen und Krankenhliu em zurückst he. das 
Pehlen einer konlinuierlid1cn trofvollzug politik . ei Jedoch zu bedauern. 
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Bisher w de Illeist nur unter dem Druck der Erclgnl s gehandelt. Den 
Vollzug~b dienstet Jl werd zur Aufgn gernndll, zu r ozialisicren und die 
Gesell rno.ft zu s hUtzen. Je nadl den p liti chen Geg bcnheiten werde aber 
einmal dem einen . dann wieder dem anderen Zweck der obsoillte Vorrang 
eingeriillmt. 

Zuerst müßt.cn bei ein r Reform di Bczi hungen zwi dlen Vollzugsverwal­
lung lind G (an genen geändert werden .. Di Disziplin müßte der w ilerenl­
wickelten und g reiften Geftingni g ellsdlsft angepaßl werd n. Beim Auf­
stand In Toul hölt n die In assen ihren cig nen Ordnungsdi nst gehabt. um 
Geiselnahm ~ l' zu vcrhüt n. Im Innern cl r Gcfängniss sollte der Direktor 
nidll m hr ob olut r All Inherr eher s in. 

D r Vorsmlag. die Gefängnis e Bbzus haffen. sei dagegen eine rein intel­
lektuelle Spielerd. Von den gegenwärtig .16000 In os n sei b i 2500 von 
vornherein cll B s rllngsföhigkeit zu bezw Ifeln. Di Frog bestehe darin. 
wo das annehmbare soziale Risiko liege. ob d r G ·wa lttöt r od r der V r­
mögenstiiter gefährlidlcr sei. ob man Psydlopnthen eher b hondeln oder 
b trafen solle. 

Vom Ridlt r werd n hute Persönlid lkeitsbeurtellllng und Progno 'e ver­
langt. Vie! hötten noch nicht begriffen. daß ihre Aufgabe nidlt allein darin 
best t. ine Verunellllng au~zuspT dlcn. ondcrn cl n Täter. vorn Eingang 
d Tunne!s 1\11 cl : en Au gnng 7.U leiten·. Wenn cli ~ trll 11 klar g worden 
sei. würe dos Strafvollzugssystem Sd101l ein wenig b cr. 

lrich C h II d 0 b {l 
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Gewicht der Strafzumes ungsgründe 

Luka Martin S t 0 e c k 1 in . Untcrsudlung üuer da Gewicht der einzel­
nen trof2lll11 ;:;ungsgrüncle - Analy e der Ba ler G richtsprax is (1961 bis 
1963) zu Art 191 StGB - Basler Sturuen zur R cht wi CIlSdloft Heft 97. 
V rlug Helbing & LI ltenhahn . Basel und tlltlgort 1971. XVIIV234 Seiten. 
kart. 25. - SdlWF. 

In der Zeit n{ld, 1 m Zweiten W ltkrieg hat ich cli R chtswi en dl0ft ge­
rade auch in un erem Lande bemüht. Grundlagen und Ridltlinicn (üt eine 
rOlional Stro(zum sung zu charfen. Erstmals bietet 13 des Strafgesetz­
bll -hcs in d r Passung des Erst n Stmfr d )! reforrngesctzes inen Katalog von 
Pakt ren. cli - unter anderem - bei cl r trafzumes ung zu berUcksidlu­
gcn sind. Doch kann und soll durch dies n Akt des Gesetzgebers das ge­
rade cl n Praktik r des Vollzugs mehr als nlandle dogma!i ehe treitfrage 
inter> si r nde Probl m der tra(zumessung nid-\t als gelö t gelten. 

Der Verfusser hOL ein mpiris he Untersuchung angestdlt und dazu die Ur­
teil t:!. die vom Slmfgeric:ht Basel· t6dt in d ' n lohren 1961 bis 1963 gegcn 
130 Täter wegen nzucht mit Kindern erkannt wurden. tlU gewertet (5.60. 
Dabei konnten verstiindlicherwcis nicllt alle. ondcrn nur die in den rtei­
len häufiger erwähnten GrUnde berUcksidltigt werd n. Ncb n .Tatversdm]­
cl n" und Wü rdigung der Persönl ichkeit des 'rät rs sind da folgcnde .ein-
zeln tmf7. lI ln ssung grUnd • <5. 106b 

1. Sdlwere der ullzüd ltigen HandJung 
2. Homosexuellelhet ro~ ueH nzud lt handlungen 
3. Intensität des Delinqui rens 
4. Vo/'strnfen. Hiickfall und b dingt'r trafvollzug 
5. Mitve~ huld n des Opfcrs. Liebesverhültnis zwischen Täter und 

O pfer. große Versuchung 
6. Alter des Täters 
7. Alter d s Opfers 
. ch'idigung und Gefährdung cl Opf r 

9. Leumund <des Täters) 

Dos End 'rs bn h; der umfangreichen n1crsudlung I t. wie d r V-rlasser {rel­
mütig einräumt und wi es au h ein Außen teh 'nd r ni 1t anders erwarten 
wird. von begrenzter Au sogekraft : . ln dcn Pällen. in denen ein stra!erhö­
hend r oder -sdllirfender Grund nid1t vorlag. wurden im Durehsdlnitt nie­
drig re traf n au gc pro hen als In cl njenigen. in denen ein soldler An­
wendung (and." - mn Satz. der umg kehrt tlud) für strafmindernde und 
strafmildernde Gründe verif1zi rt wurde (5.226). Insbcsonder war es dem 
V t>Tfns'<.'T nid lt tnöglidl. die einzelnen StTllf:wmessllngsgründe ihr In Gewidlt 
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nadl zu vergleimen. Damit bleibt die drängend Frage, wieweit bei der Straf. 
zurne sung rational od r ober intuitive und emotionale Faktoren bestim­
mend sind, unbeantwortet. Dodl kann dieser Mangel d m Verfass r nicht 
zum Vorwurf gemad1t werden. Zwar üb 'rzeugen midl nidlt die Gründe 
IS. 5 fl, die den Verfas er b wogen hab n, eine Untersudmng auf dem 
P Id der Sit11i hkeitsdelikte anzusetzen. Die unterschiedliche Burteilung ob· 
weidlenden Sexualverhaltens, vor ollem ober oum die im Stmfverfahr>n oft 
nur undeutlich !prvorlr t , nden der Tot vorausgegangenen Interaktionen von 
Tüter und Opf r er :hweren eine einheitliche Re 'hl pre hung. Ein Eigentum. 
oder Vennügen delikt hütte deshalb In. E. inen geeigneteren nt r ud1ungs· 
gegenstand g bildet. 

Letzten Endes aber wird inc Tat achenforsdlUng auf diesem Gebiet. wie sie 
der Zielvorstellung dc' Verfassers (S. 3l ent pridll, nur im Wege der .action 
research' durch Analyse der Beratungspraxis der Gerichte, nidlt durch Aus­
wertung der Urteilsgründ möglidl ein (vg!. Rildlger Lautmann. Ju Hz von 
innen b trodltCt. Zwisdlcnbericht über Beobadltungen zum ridlt rIich n 
Ent. d1ciuungsprozeß - Krim. 1970/141>. 

Die in vielen IJinzeJheiten sehr auf mlußr i Untersudlung hat ihren 
Platz in Bümercicn, die wis cnsdulftlimen Ansprüchen genügen müssen. 

Karl Petcr Rot I h 11 U S 
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Okonomi ehe Probleme de Strafvollzug 

Dr. A el Neu •• Okonomische Problem cl Strafvollzug in der Bundes· 
republik Deutsdlland ·. in : Ki ·ler Studlen. Porschung b rient des Institut 
für WcltwiJ1 haft an der lniversitiit Kiel. hemu!tgegeben von Prof. Dr. Her­
bert Gi >rsd,. 1971. XIV. J. C. B. Mohr (Paul Sieb ,ck) 'J'übingell . 160 S .. 
35. - DM. 

D r V rfosser. Dr. A,xel Neu . hat in cl n Jahren 1967/1969 am In litut fUr 
Sozlol. und Wirtschaftspolitik der Univer Wit des Saarland s gearbeitet und 
in dieser Zeit versu I. die Pormen und Methoden einer ökonornisd,cn Ko­
st 'n-Nutzcn-Anlllyse (wi • ie in allel r n taaHiehen Bereid,en bereit prok. 
lizi · rt und n 'u rdings (ür stalltlidle Maßnahmen von erh blich r Bedeutung 
/ludl durdl 6 [2) des Haushaltsgrundsii lzeget;elzes und § 7 [2] der neuen 
Bundeshou htllttlordnung gefordert wird au( den Staat bercidl llnzuwenden. 
d r id, mit den Problemen der • fnn ren Si herh it ' zu baIas n hot. Mit 
cJi ser • o~t - b 'nefit · -M thode sollen die greifbaren wirt dlaftlidlcn ßetrach­
tungsgegebenheitcn dc trafvoUzugs lt!S eines Teilberei h cl S ollg minen 

utes . Innere idlcrheit" größenmäßi iclltbnr g maent. in ihren Stmktur-
·1 mcntcn erfaßbtlr dArgestellt und auf ihr n Aussagew rt hin überprüft 
w rden. 

Es handelt idl hier um dem sehr cliffi ... IJ n Versuch, mlt wirtsd,nftlid'cn 13e­
lrudltungsmelhoden die iif(entlid, n Ausgobcn für d 'n Irllfvoll:log Im Inne 
iikonom is h r Erfolgs- und Wirk~an1k'it belradlllll1g n zu üb rprüfen und 
dabei festzustellen, in weldl m rnfang alternative MlIßnahml'n - etwa 
Neurcgclung der G fllngenenentlohnung od r rheblid, Iiin~dHönkung 
kUI'7Jristiger Freiheits (ruf'n - .rcnttlbcl· ind. ob sie vertr ( n werden kön­
nen und wann ie im sozialen Sinn • wirL dlaftlidl " sind. da heißt einen 
fest vorgezeichneten Aufgsbenbereid, mit hau haltsrnäßig festgelegten Mit­
t -In 0111 wirk LlInst -n ausfüll'n können. 

Daß bei dieser .Rcdlllung- stall privtltwirtsdloftlidlcr Koslen und Ilrtrtigc 
soziule Kusten und Erträge g dltit:lf. glaubhafte ErsßLzbcw rtung n für in 
C td nidlt dar t Jlbare Vorgänge g (und -1'\ lind kompliziert Red,enverfah­
ren (beispielsweis h10nitesimalwdwung In der Pom1 der Oi(ferentialrcd,­
nUllS zur Gewinnung von Minimierungen gesamtgesellsdl0ft lidl r Verlu t­
funktionen) angew nd t werden mii sen. mad,t das Sud, nid1! eben leidlt 
lesbor. 

Auf der anderen S itc ist diese Arbeit ein edlter Gewinn. Us ist rstmals ein 
insgesamt dvch sehr üb t7.ellg · nder V rsud), mit modernen wi senschaft­
lidlcn Methoden die sozialen C somtk tcn im ektor trafvollzug zu rfor· 
sdlen. die Ncttoko. ten dieses y tems zu Sd,ÖIz n und die tmtgangenen 
Einkorpmen cl r C fangcncll nadl Art und Höhe dat7.\1 tellen und :lU bewer­
ten . Auf der Grundlng dieser Ber dlOungcn wirkeIl Oberl 'gung n. wie sien 
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neue Alternativregelungen im Strafvollzug bereidl au wirk n würd n, w it­
au reali tisdler und glaubhafter als Argum ntation n, eil auf bloßen Mei· 
nung n beruh n. Die vom Verfasser in einer Zusammenfa sung darg teilten 
Sdllußfo lgerungen au seinen Ber dmung n d <:ken sidl weitg hend mit 
Vollzug vor ·tellungen moderner Prögung und haben benfall cl n unbe­
streitbaren Vor~ug , Ergebnis loglsdl.mathemati m -ökonomisdler Betradl­
tung. nethod n zu ein und eben nid1t - wie bisher oft - auf intuitiv 
g färbten M inungen und Vorstellungen zu bo iren. 

Ein rei hhaltiges TabellenmateriaJ, unter trichen durdl zMlreiche Crafiken, 
rundet das intere sante Werk ab, für das der Bruder des Verta s r als eh f· 
programm i rer die elcktronisdle Auswertung von Lod,kart n und die hier­
für , rforclerlidle Programmierung ilbernornmen hat. 

lohn G Il h I e n 
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Appell an die 
Bundesregierung 

Der Vorstand des Bundeszusam­
mensdllusses für Straffiilligenhilfe, 
des Da hverbandes der Organ isa· 
tior\en. die in der Slraffiilligenhilfe 
tätig ind. hat auf Am gung seines 
Pachausschusses m .Information· 
folgenden Appell an den Bundestag 
und die Bundesregierung gerichtet! 

.Der Bundes7.usammcns hluß für 
Stra((älligenhilfe appelliert un die 
Abgeordneten des Deutschen Bun­
destages. die Bundesregierung und 
die R.eglerungen der Ui nder, sich 
b i den weiteren Beratungen über 
cli Strofrechtsrefoml dafür einzu­
selzen, daß die vorzeitige bedingte 
[inllassling von zu lebenslanger 
Freiheitastrafe Vcrllrteilt.en g setz­
lieh geregelt wird. Er \lI1terstütz1 
den Vorschlag des Altemativ·[!nt · 
wurfes der Strafr' htsprofessoren , 

Statt die vorzeitige Entlas ung von 
Lebenslänglich n wie bisher der 
hö hSI unterschiedl ichen. willkür­
lidlcn und von politis her Oppor­
tunität nicht freien Gnndenpraxis 
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der Ministerpräsid !lten zu überlas­
sen. fordert der Bunde zusammen­
sdlluß, die gesetzlich vorgesehenen 
Vollstreckungsgerichte in die Lage 
zu versetzen, erstmalig nad1 zehn 
Jahren bei jedem Lebenslänglichen 
zu prüfen, ob sdlwerwiegende 
Gründe bestehen. die Haft weiter· 
hin aufredltzuerhalt · n.· 

Termine beach ten 

Die Konferenz der Katholisdlen 
Strafanstoltsg istlieh . n D'utsch­
lands wird vom 25, his 29, Sep­
tember 1972 in Vierzehnheiligen 
ihre Jahreslngung über das Thema: 
• S:::huld und Sühne in theologi­
sdlcr und juristisdler Sldlt' ab· 
halten. 

Die 9. ßundesttlgung der Straffälli­
genhilfe wird vom 4, bis 7. Oktob r 
1972 in J3amberg stattfinden. Das 
Grundthema d r Tagung lautet, 
• Straffü 11 i enhilfe im Umbruch: 
Strafvollzugsg etz, Sozialtherapeu­
tische Anstalten.' 



Le er schreIben un. 
Zu Heillz H, Wolf. Beurteilungen 
der B serung möglichkeiten des 
Strafvollzugs durd1 Strafgefangen . 
in: ZfStrVo 20, 1972, Heft 5. 

Wolfs Beitrag enthält eine wenig 
einsichtige Polemik gegen die in 
kriminologj dl n Theorien enthal· 
tenen • Ideologien • und di Dar­
stellung einer empiri d1en Unt r­
suchung, die umso beochtHcher ist, 
als si auf ioem r lat iv großen 

umple b ruht. Allerdings v nnißt 
man, was die nter u hung be­
tri([t. eine Au einondersetzung mit 
dern angesichts der !ion 'ligen Aus­
S{lgen d Autor ' r ,t überra hen­
den Erg bnis. daß Jugendlld1c .8US 

o J I n oziolen Sd,id,ten eine 
auffällig Oucreinstimnlung ihr r 
Zukunftsau. idlten' ( , 271 ) zei­
gen. 

In der Polemik gegen di gegen­
wilrtlgcn Krlminolitiit theorien blei­
ben diese ömtlid1 als ideologiever­
clödlll auf eier trecke. die pSydl0-
nnnlyti 'eh Ori 'ntiert n eb n 0 wie 
die nicht niiher be'.t:t'idmeten der 
.Neu·1) Linken ", Es geht Woll vor 
oll m domm, di r t ren BIs. p eu­
do-progres Iv " und. r aktionär zu 
enttorn n, i als ei n n _ Rückgriff 
auf nntiollolsozloli tl che Unter­
m n enlehre' (5. 264) zu kenn· 
7.eiC'hncn, gr n7t c1ab i ollerdlng~ an 

IW rs hiimtheit. 

Di n1.uliinglichk iten ozialp -
(;hologischer Krimil111lltiit theori n 
sind "eil lang m bekannt r ohne 
Zweifd b deuten . je die rn$1 zu 
nel rn ncl C fElhr. geg niiher cl n 
nativist i. ehen TIlcorien nur ein 

neue Begründung für die Stigmati­
sierung von traifällig n in der Ge-
e1l 10(t zu li (('rn , Es i t deshalb 

abzulehnen, Kriminalität als 
.Kmnkheit " in irgendein m inn 
Ilufzufassen. Dille lindere Froge ist 
freilich. wo die soziolpsycrlOlogi­
sdlcn Theorien aki .Arbeltshypo­
th e· für dl Ziel ·t7.ung und die 
Prnxi ' des twfvollzug leisten 
könn ·n. olange noch keine allseits 
befrledig nd Kriminolitötsth orie 
vorliegt. HlCJ'7.lI würe zu agen, doß 
einmal rgllnisatlonen. um funk­
tionieren zu könn 'n, ein Ziel el­
zung b'nötigen, lIlId daß zum im­
d ren ein trn(voll1.lIg, der ouf 50-

zilllpsydlologisehen • Ideologien " 
b ·ruhl. ein n hctriidlllidl n Port­
sd1titt gegeuilber dem g('g nwiirtl ­
g n Verwahrung vollzug bed uten 
könnte - einen P rt rit t übri­
gens. cl r :r.ugllnst'n sowohl des 
Individuum Ills nU 'h der Gesell -
d, ft erfolgen sollte. Dabei oll te 

mun nicht so lun . uls ob wir einen 
on soziolp. y 'hologis hen Theori 11 

orientierten Vollzug der Preiheits­
strafe bereits hiittcll. ondern dieser 
wäre. w Ull mun ihn wi ll , erst ge­
g I) vi I(ält ige Wicl rstiinde durdl­
zuselz n, Ber Its PIlIi i rle Versu­
che ind. wie c\n S liek ' 01 der 
l.iolth rapelllL 1 n Anstolt Düren 
zeigt. stölldig In Ihrer Existel12 be­
droht. Zuni:ichst gehl es um eine 
Hutlll1nislcnll1g dt'S trofvollzugs­
Oll hals VOrtlu 'ctzung für • He-
oziali icru ng· . in rI I WB m8 n 

. idl c10runl r im inzclnen vorstel­
I 11 will. Es dürft k in Fmg sein. 
doß die ozinlp yehologischen 
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• Ideologien " eine HUlnonisierung 
eher zu tragen vennügen als frühere 
Krirninlll jtätstheorien. 

Dies scheint Wolf ni ht 7.U seh n. 
Seine Polemik bleibt die Antwort 
schuldig, on w Ihr Zi -Iselzung 
sidl der Strafvollzug orientieren 
soll. Er will den Strafvollzug weder 
absdlaffen, noch kann er sagen, 
was dieser soll. Da er andererseits 
aber auch von ein r • rzieheri-

374 

d1en Aufgab n teilung" (S. 274) 
spricht. ist Zu fragen. auf weld1e 
Theori n sidl diese be-Loiehen soll. 
Eine .Entlarvung der ideologischen 
Tendenzen · in cl n g g nwörtigen 
Th ori n zum Slrofvollzug nuf dies 
Weise vorzunehmen, dürfte objek­
tiv die Funktion haben, den Geg­
nern j der R form cl 5 Strafvollzugs 
Argumente im Mäntclch n der 
Wissensdlaft zu liefern . 

)ürgcn Hohrneil~J 
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